


von Uwe Kremer 
Eine umzugsbedingte Verzögerung 

unseres Erscheinens (siehe unten die 
neue Adresse des spw-Büros) erlaubt 
es, an dieser Stelle auf ein 
sozialdemokratisches Wunder einzuge­
hen - nämlich den nach der Wahl in 
Sachsen-Anhalt gezeigten M_ut, sich auf 
eine rot-grüne Minderheitenregierung, 
auf eine wie auch immer geartete Öff­
nung gegenüber der PDS und auf die da­
mit unvermeidbar verbundenen Volks­
front-Vorwürfe einzulassen. Das wich­
tigste Ergebnis dieses Vorganges über 
Sachsen-Anhalt hinaus dürfte darin be­
stehen, daß nunmehr wieder breiteren 
Teilen der Sozialdemokratie überhaupt 
die Möglichkeit für einen aktiven Wahl­
kampf geboten wird, weil man dabei 
nämlich wieder einigermaßen guten Ge­
wissens für eine rot-grüne Perspektive 
eintreten kann. Daß die spw kürzlich in 
der Frankfurter Rundschau gerade mit 
dieser Richtungsangabe identifiziert 
worden ist, entspricht den Tatsachen. 
So werden wir zusammen mit „Andere 
Zeiten" - der Zeitschrift radikalrefor­
merischer Grüner - demnächst eine 
fachorientierte Konferenz zu den "Min­
deststandards" einer inhaltlich konse­
quenten und politisch umsetzbaren soli­
darisch-ökologischen Reformpolitik 
durchführen. 

Und nun natürlich einige Worte zur 
PDS. Daß die Phase der reinen Igno­
ranz und Abgrenzung gegenüber diesem 
"Phänomen" anscheinend beendet ist, 
kann man als erfreulich ansehen. Aller­
dings tritt nunmehr in der sozialdemo­
kratisch-grünen Szenerie immer mehr 
eine schlecht-sozialpädagogische Her­
ansgehensweise in den Vordergrund -
mit viel Verständnis für das Verhalten 
der PDS-Wählerinnen, die man aber 
gleichzeitig als politisch unreif bzw. 
minderbemittelt ansieht, lassen sie sich 
doch zu so kindischem Verhalten wie 
Trotz und Protest hinreißen. Aber mit 
Geduld und viel Zuwendung ... Auf der 
anderen Seite unterstellt man von vorne­
herein, daß es ein Akt politischer Reife 
sei, die etablierten Parteien zu wählen -
wobei sich auch die Grünen um so mehr 
haben etablieren können, als die PDS 
deren frühere Rolle als „nicht politikfä­
hige" Außenseiter und Watschenpartei 

eingenommen hat. Und nun wettern wir 
als mehr oder weniger etablierte Linke 
gegen "unrealistische Forderungen• in 
den Programmen und "Populismus" in 
der Alltagsarbeit der PDS ... 

Gingen wir die Angelegenheit mal 
links-sachlich an, so kämen wir mögli­
cherweise zu folgenden Ergebnissen: 

Erstens:. Die PDS hat in den vergan­
genen vier Jahren sicherlich auch als 
eine Art Zufluchtstätte für "Ewiggestri­
ge" gedient, vor allem aber hat sie zu­
gleich die Funktion übernommen, ein 
nennenswertes gesellschaftliches Poten­
tial für aktives - wie es so schön heißt -
• bürgernahes" Engagement im allge­
mein und für demokratisch-sozialisti­
sche Politik im besonderen vor der Zer­
störung zu bewahren. Sie hat damit un­
ter den besonderen Bedingungen Ost­
deutschlands und bei allen sonstigen 
Unterschieden eine ähnliche Rolle aus­
gefüllt wie etwa die post-kommunisti­
schen .Nachfolgeparteien" in Polen und 
Ungarn. 

Zweitens: Es hat in den letzten Jah­
ren dnrchaus eine bemerkenswerte Auf­
arbeitung der DDR-Vergangenheit in­
nerhalb der PDS und in deren engerem 
Umfeld gegeben, die man außerhalb al­
lerdings häufig nicht zur Kenntnis ge­
nommen hat - teilweise weil man sie gar 
nicht zur Kenntnis nehmen wollte, teil­
weise weil sie in der PDS sehr insider­
artig betrieben wurde und insofern auch 
schwer von außen "zugänglich" war. 
Das Problem liegt also ganz wesentlich 
in einer wechselseitigen Abschottung 
von • Vergangenheitsbewältigungen", 
die dringend durchbrochen werden 
muß. 

Drittens: In der Tat gibt es ein erheb­
liches Spannungsverhältnis zwischen 
verschiedenen Strömungen und Mentali­
täten innerhalb der PDS, das sie nicht 
auf Dauer aushalten kann. In dem Maße 
jedenfalls, wie ihre demokratische Rolle 
anerkannt, die Abschottung von .innen" 
und • außen" aufgehoben und miihin 
auch ihre Diskriminierung beendet 
wird, werden der PDS gravierende in­
nerparteiliche (Um-)Brüche ins Haus 
stehen. Im positiven Falle werden sich 
diese Umbrüche in eine Neuprofilierung 
einfügen, die für die demokratische und 
sozialistische Linke insgesamt überfällig 
ist. 

Abschließend noch einmal zurück 
zur SPD. Es war ja nicht alles sehr 
überzeugend, was die SPD-Linke in den 
vergangenen Diskussionen über 
Regierungsprogramm und Wahlkampf-

strategie geboten hat. Abgesehen von 
den jüngsten Entwicklungen in Sachen 
.Rot-Grün" soll hier aber auf zwei wei­
tere Vorgänge hingewiesen werden -
nämlich die eigenständige Positionsbe­
stimmung und das darauf gegründete 
Abstimmungsverhalten von linken 
MdBs in der Frage der Postreform und 
des neuen Welthandelsabkommens. Die 
Ablehnung der sog. Postreform durch 
Schöfberger u.a. ist in diesem Heft do­
kumentiert. In der Sache eigentlich noch 
bedeutsamer ist, daß Michael Müller, 
Hermann Scheer u.a. ihre Zustimmung 
zum GATT-Nachfolgeabkommen ver­
weigerten, während die Fraktionsmehr­
heit diese Magna Charta der Freihan­
delsdoktrin und des internationalen 
Wirtschaftsliberalismus begrüßte. 
Drückt sich in diesen Punkten nicht 
ganz konkret die Schlachtordnung aus, 
mit der wir es jenseits von W ahlpro­
grammen real zu tun haben werden und 
für die wir eine eigenständig agierende 
Linke in der SPD brauchen? Wir müs­
sen mehr dafür tun, daß derartige Vor­
gänge breiter sichtbar werden - um der 
jeweiligen Sache und um der eigenstän­
digen Profilierung willen. 

Liebe Leserinnen und Leser, 
im August werden zwei Publikatio­

nen des spw-Verlags erscheinen, auf die 
wir besonders hinweisen möchten. Wei­
tere Informationen und Bestellungen ab 
sofort beim spw-Verlag: 
• Ein Lesebuch zum 70. Geburtstag 
von Peter von Oertzen mit dem Titel 
.Zwischen Rätesozialismus und' 'Re­
formprojekt". Das Buch wird herausge­
geben von Karin Benz-Overhage, Wolf­
gang Jüttner und Horst Peter und kostet 
25,-DM. 
• Ein 40-seitiges Sonderheft zur Wirt­
schafts- und Sozialpolitik unter dem Ti­
tel • Solidarisch Umbauen". Der Preis 
ist gestaffelt zwischen 5,50 DM für ein 
Einzelheft und 3,- DM bei Bestellung 
von 100 und mehr Exemplaren. 

Das Büro der spw ist umgezogen. 
Unsere neue Anschrift lautet Schanzen­
str. 31, 51063 Köln; Telefon- und Fax­
nummer bleiben die selben wie bisher. 
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r;i~efre Strategie ist einfach bis doof'' 1 
Die SPD nach dem Bundesparteitag 

• Jetzt gehts los" skandierten die Dele Mit dem Ende der innerparteilichen 
· _ gierten des Bundesparteitages der Programmdebatte hat sich Scharping of-
. ,, SPD nach der Rede von Rudolf fenbar entschieden, jetzt doch um den 

·. Scharping. Die Zweifel und die Lethar- Wahlsieg am 16. Oktober zu kämpfen. 
gie· in der eigenen Partei, sowie die öf- Mit der Rede auf dem Parteitag in Halle 
fentliche Häme und Enttäuschung waren 1st. Scharping wieder auf die Beine ge­
in Halle wie weggeblasen. Die Medien · kommen, das ramponierte Image ist 
entschieden sich zur Abwechslung mal · vorerst wieder aufgemöbelt. In Halle 
wieder für eine positive bis euphorische entstand zum ersten Mal in diesem 
Berichterstattung, so daß die Begeiste- Superwahljahr so etwas wie eine politi­
rungswelle auch über die Parteitagshalle sehe Polans1erung zwischen dem Na­
hinaus schwappte. Mit einer einzigen tional-Spieler" Schäuble' und dem" So­
kämpferischen Rede und sechs Minuten zial-Kämpfer" Scharping. In di;sem 
stehenden Ovationen hat sich die bereits Sinne hatten die Delegierten völlig 
abgeschriebene SPD wieder nach vorne recht, als sie riefen "Jetzt geht's los!". 
katapultiert? Nein, so einfach sind die Bleibt die Frage, was das "rhetorische 
politischen Prozesse auch im Super- Comingout" des Parteivorsitzenden für. 
wah!Jahr nicht. Damit die neue Stirn- den weiteren Wahlkampf der SPD 
mung, der .Geist von Halle" die SPD eigentlich bedeutet? 
auch im Wahlkampf beflügelt, müßte 
die SPD-Führung der kämpferischen 
Rede schon eine kämpferische Wahl­
strategie folgen lassen. 

Ein Kandidat entscheidet 
sich zu kämpfen 

Im Herbst des Jahres '93 war es 
Scharping gelungen, in kürzester Zeit 
die SPD hinter sich zu versammeln und 
ein .System Scharping" zu installieren.' 
Mit dem Start der öffentlichen Debatte 
um das Regierungsprogramm war es um 
das .System Scharping" geschehen. 
.Die meisterhafte Beherrschung moder­
ner Einfriertechniken demokratischer 
Regungen in der eigenen Partei und in 
der Gesellschaft" wie K.D. Bredthauer 
die spezifischen Fähigkeiten des Kanz­
lerkandidaten umschreibt, reichten nicht 
aus, um eine offene politische Pro­
grammdebatte zu führen und gleichzei­
tig in die Offensive gegenüber dem poli­
tischen Gegner zu kommen. Persönliche 
Fehler schlichen sich ein und der inner­
parteiliche Streit kehrte zurück. Die zu­
vor gelobten Stärken verkehrten sich in 
ihr Gegenteil. Aus der hoch gelobten 
Führungsfigur wurde in nur wenigen 
Wochen der .Kanzlerimitator", der 
.zweitbeste Minusmann" hinter Kinkel. 

Thomas Westphal, lsernhagen, Juso-Bundes­
vorsitzender 

Regierungsprogramm 
als Waffenstillstand 

Die Beratung und Beschlußfassung 
des Regierungsprogramms verlief in 
Halle völlig unspektakulär. Die Luft 
war schon deshalb raus, weil die Partei­
linke . bereits mit der Abstimmung im 
Parteivorstand öffentlich kapituliert hat­
te. Die Sprachregelung des Frankfurter 
Kreises lautete von nun an, die Diskus­
sion habe sich gelohnt, weil das 
Regierungsprogramm an wesentlichen 
Stellen verbessert worden sei. 

. Im Text des Regierungsprogramms 
wimmelt es nur so von widersprüchli­
chen Aussagen. Neben einer aktiven Ar­
beitsmarkt- und Strukturpolitik lassen 
sich auch Passagen blanker Auf­
schwunghoffnung entdecken. Zur Kon­
zeption der ökologischen Steuerreform 
und der Erneuerung der Energieversor­
gung gesellen sich direkte Forderungen 
zur Verteidigung des Produktionsstand­
ortes Deutschland durch Bekämpfung 
der unternehmerischen • Kostenkrise". 
Das Prinzip der sozialen Gerechtigkeit 
und das Prinzip von Sicherheit und Ord­
nung werden im Regierungsprogramm 
zu politischen Verwandten ersten Gra­
des. Schließlich wird die Selbstver­
pflichtung zu einem Kurs der „aufkom­
mensneutralen Reformen von Arbeit und 
Umwelt" zum bestimmenden Element. 

von 17wmas Westphai• 

Ein neues politisches Projekt der 
SPD ist in der Programmdebatte jeden­
falls nicht geboren worden. 

Unterm Strich ist das Regierungs­
programm ein vorläufiger Waffenstill­
stand zwischen denen, die die sozialen 
Interessen der abhängig Beschäftigten 
ffilt dem ökologischen Umbau der Indu­
strie verbinden wollen, und denen die 
die sozialen Interessen der benacht~ilig­
ten Gruppen mit den nationalen Interes­
sen des Produktionsstandortes Deutsch­
land verbinden wollen. 

Allerdings ist die • Waffengleich­
heit" dieser unterschiedlichen Richtun­
gen im Regierungsprogramm auf­
gehoben. Die finanzpolitischen 
Daumenschrauben sind zwischen Wies­
baden und Halle noch einmal kräftig an­
gezogen worden. Diese monetäre 
Begrenzung der nationalen Reform­
spielräume bleibt die Trumpfkarte der 
Kräfte, die die internationale Kon­
kurrenz zum Ausgangspunkt ihrer Poli­
tik gemacht haben. Dies auch deshalb 
weil der Frankfurte~ Kreis die,; 
Trumpfkarte in der entscheidenden Pha­
se .souverän umspielt hat." 

Ein solcher innerparteilicher "Waf­
fenstillstand" ist für einen politischen 
.Angriffswahlkampf" allerdings gänz­
lich WJtauglich. Zum einen werden die 
eigenen Positionen kaum profiliert deut­
lich. Ganze 56% wünschien sich noch 
im JWJi endlich eine deutliche politische 
Aussage von der SPD.• Zum anderen 
lassen sich die Inhalte des politischen 
Gegners nur schwer attackieren, wenn 
sie im eigenen innerparteilichen Waf­
fenstillstand eingeschrieben sind. 

Die Niederlage der sozial­
patriotischen Strategie 
Im Verlauf der Programmdebatte 

entwickelte sich die • sozialpatriotische" 
Strategie innerhalb der SPD immer stär­
ker zur dominanten Sicht der gesell­

. schaftlichen Dinge. Sie ·erreichte ihren 
Höhepunkt in einem widerlichen Euro­
pawahlkampf. 

Der .Sozialpatriotismus", der schon 
· im deutschen Vereinigungsprozeß die 
SPD geschüttelt hatte', erlebte seinen 
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'iten Frühling auch durch die Wie­
;cierenuh:ckung der .sozialen Frage" 
diJrch Rudolf Scharping. Seine "Wies­
blulener Strategie" wurde aufgenommen 
nnd mit einer spezifischen Sichtweise 
cler Interessen der .kleinen Leute" ver­
bunden. Jene gesellschaftliche Grund­
strömnng, die soziale Konflikt­
erfahrungen national ausdeutet Wld für 
die die eigenen sozialen Interessen mit 
den .nationalen Interessen der Wohl­
standsinsel Deutschland" eng verbWJden 
sind,' finden im „Sozialpatriotismus" 
immer stärker einen politischen Arm in 
der SPD. Die zentralen Botschaften des 
sozialdemokratischen Europawahl­
kampfes .Arbeit, Arbeit, Arbeit"; 
"Deutsche Interessen besser vertreten"; 
.Sicherheit statt Angst" und .Die Mafia 
zerschlagen" lagen voll auf der Linie 
dieses gesellschaftlichen Diskurses. 
Hinzu trat das Gerede vom "europäi­
schen Zahlmeister Deutschland" durch 
Lafontaine Wld Scharj>ing. 

Im Europawahlkampf wurde der läh­
mende innerparteiliche "Waffenstill­
stand" also zugunsten des .Sozialpatrio­
tismus" aufgehoben. Der Schönheits­
fehler: Diese Strategie wurde mit einer 
deftigen Wahlschlappe quittiert. Im We­
sten verlor die SPD eine erhebliche 
Stimmenanzahl an die Grünen und im 
Osten wuchs die PDS über sich hinaus. 
Sogar die CDU konnte sich stabilisie­
ren. Neben der .mangelnden Klarheit" 
Wld der .inneren Zerissenheit" nannten 
dann auch 36 % den "schlechten Wahl­
kampf" als Grund für die Wahlschlap­
pe'. Mit dem Sozialpatriotismus als Ba­
sis eu..er Wahlkampfstrategie läßt sich 
offenbar keine Mehrheit erreichen. 

Die Wiederentdeckung 
von Rot-Grün? 

Mit der sich abzeichnenden Wahl­
niederlage begannen auch die vorsich­
tigen Absatzbewegungen der Partei­
führung von dieser Strategie. Bereits 
zwei Wochen vor der Europawahl ließ 
der BWJdesgeschäftsführer Verbeugen 
mit einem „Rot-Grün-Interview" im 
Spiegel aufhorchen. Die betont kämpfe­
rische und reformorientierte Parteitags­
rede von Scharping muß ebenfalls als 
Kontrastpunkt zur Europawahl gewertet 
werden. Der strategische Seitenwechsel 
mit .fliegenden rot-grünen Fahnen" 
blieb in Halle jedoch erwartWJgsgemäß 
aus. Die wachsenden prominenten 
Interventionen für eine mögliche Rot­
Grün-Koalition (Wieczorek-Zeul, 

Thierse, Schröder u.a.) signalisierten 
aber ebenfalls deutliche Unzufriedenheit 
mit der bisherigen strategischen Anlage 
des SPD-Kurses. 

Mit der Debatte um die Regierungs­
bildung in Sachsen-Anhalt hat sich die 
SPD allerdings selbst überflügelt. Die 
Empörung ließ auch nicht lange auf sich 
warten. Die „Süddeutsche Zeitung" 
malte einen .Scharping, in den der 
Schröder gefahren ist" an die Wand. 
Das .Hamburger Abendblatt" entdeckte 
eine .lebensgefährliche Strategie". Für 
den .Kölner Stadtanzeiger" war dies 
gar eine der „ verhängsvollsten Ent­
scheidungen der Nachkriegs­
geschichte". Die Koalitionsaussage für 
.Rot-Grün" galt in Halle als Tabu, weil 
den Konservativen nicht die Chance ei­
nes .Lagerwahlkampfes" gegeben wer­
den sollte. Nach der Wahl in Sachsen­
Anhalt traut sich die SPD aber plötzlich 
zu, eine konservative "Volksfront-Kam­
pagne" stemmen zu können? 

Das neu erwachte Selbstbewußtsein 
der Parteiführung Wld der neue Mut, ei­
ne politische Botschaft einmal länger als 
eine Woche durchzuhalten, auch wenn 
die Bedingungen widriger werden, soll­
te dennoch nicht zu früh zu Jubelarien 
verleiten. Natürlich ist klar, daß das po­
litische Geholze gegen die PDS mit der 
Konstellation in Sachsen-Anhalt im 
Bundestagswahlkampf nicht weniger, 
sondern stärker betrieben wird. Und 
überhaupt: Die nächste politische 
Entscheidungssituation wird die nächste 
politische Reaktion der Parteioberen 
hervorbringen. Wie diese dann aussehen 
wird, ist mit der Entscheidung in Sach­
sen-Anhalt nicht automatisch vorpro­
grammiert. 

Der Ball ist rund und ein 
Spiel dauert 90 Minuten 

Die Minderheitenregierung in Mag­
deburg ist nicht der Startschuß einer 
neuen .rot-grünen" Strategie­
konzeption. Im Gegenteil, eine ge­
schlossen Wahlkampfstrategie, die bis 
zum Abpfiff am 16.0ktober durchgezo­
gen wird, existiert nicht Wld wird im 
Ollenhauerhaus wohl auch nie geboren 
werden. Wir müssen uns, wohl· oder 
übel, auf einen ge~paltenen Wahlkampf, 
in de.m man vor UberraschWJgen nicht 
sicher ist, einstellen. Eine andere 
Wahlkampfstrategie kann es für die der­
zeitige Parteiführung auch kaum geben. 
Schließlich ist es ihr nicht ge!WJgen, die 
WJterschiedlichen BasisströmWJgen ih-
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rer Anhängerinnen politisch zusammen­
zuführen. Die demokratischen Regun­
gen in der Partei Wld in der Gesellschaft 
wurden eben nur meisterhaft eingefro­
ren und nicht zu einem Brückschlag 
zwischen den WJterschiedlichen sozialen 
Interessen der SPD-Wählerinnenschich­
ten weiterentwickelt. 

Eine philosophische Fußballsicht von 
J. P. Satre lautet im übrigen: "Bei einem 
Fußballspiel verkompliziert sich aller­
dings alles durch die Anwesenheit der 
gegnerischen Mannschaft." Auch dar­
aus muß die politische Linke ihre 
Schlüsse für den heißen Wahlkampf zie­
hen. Ein offene, gespaltene Wahlkampf­
strategie der SPD ist nicht nur bedauer­
lich, ärgerlich und verachtenswert. Sie 
ist auch politisch beeinflußbar. Diese 
Einflußchance besteht nicht nur für die 
konservativen Strategen im Adenauer 
Haus oder für die Stichwortgeber der 
Seeheimer. Auch für die Linke besteht 
die Chance, den Wahlkampf mit einer 
eigenen Sicht der gesellschaftlichen 
Dinge zu bereichern und die Spielräume 
für sozialökologische Teiloffensiven zu 
erweitern. Dafür bestehen im Wahl' 
kampf WJendlich viele Möglichke!!!ii: 
Die geplante gemeinsame Konfelijlii:< 
der Zeitschriften .spw" Wld .Aiiiiiiff 
Zeiten" (Publikation der linken Griinert) 
über sozial-ökologische Alternativen 
zur herrschenden Politk ist ein Beispiel. 
Der Jugendwettbewerb der Jusos Wld 
ihr eigenständiger Wahlkampfbeitrag 
WJter dem Motto .Zähne zeigen" ist ein 
weiteres. Wenn diese in ihrer politi­
schen Zielrichtung miteinander verbun­
den werden WJd dann noch die politi­
schen Reaktionsformen der .Frankfur­
ter-Kreis-Offiziellen" abgestimmt Wld 
politisch plaziert werden, kann die 
schlaffe Angelegenheit Wahlkampf 
doch noch eine interessante Sache wer­
den. 

1 Toni Schumacher 
2 vgl. Leif/Raschke: Rudolf Scharping, die SPD 

und die Macht, Reinbek 1 994 
3 K.D. Bredthauer: Wahlkampfverweigerung, in: 

Blätter für deutsche und internationale Potitik, 
6/1994 

4 vgl. Dokumentation SKALA in FR v. 30.6.94 
5 vgl. Brosch/Möbbeck: Bundestagswahlen 

1990, in: spw Nr. 56, 6/1990 
6 vgl. K. Dörre: Eine Arbeiterbewegung von 

rechts?, in spw Nr. 76, 2/1994 
7 vgl. FR V. 30.6.94, a.a.O. 
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Sozialdemokratische Eurosklerose? 
Eine Nachlese zu den Europa-Wahlen 

1. 

Die Wahlbeteiligung sah mit 
56.4% Prozent im EU-Durch­
schnitt gar nicht mal so schlecht 

·aus, wenn da nicht in drei Ländern (Bel­
gien, Luxemburg und Griechenland) 
durch die jeweilige Wahlpflicht das Er­
gebnis geschönt würde. Denn auf der 
anderen Seite waren in Irland, Großbri­
tannien, Portugal und den Niederlanden 
nur knapp ein Drittel der Wahlbe­
rechtigten daran interessiert, ihre Stim­
me abzugeben. Und warum auch sollten 
die Menschen ein größeres Interesse an 
der Europäischen Union haben? Der Li­
stenführer der SPD, Klaus Hänsch wür­
de auf diese Skepsis in der allen 
MdEP's eigenen Art und Weise erwi­
dern, daß das Parlament wichtige Ver­
besserungen für die Umwelt, für die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann 
und zum Schutz am Arbeitsplatz auf den 
Weg gebracht habe. Nun gut, aber 
braucht man dafür .Europa"? Wesentli­
cher scheinen andere Zusammenhänge. 

Für die zentraleuropäischen Länder 
wie die Bundesrepublik ist die Europäi­
schen Union in erster Linie ein Garant 
für die eigene Sicherheit und ein we­
sentlicher Beitrag zur ökonomischen 
Stabilität dieser exportorientierten Na­
tionen. Für die Südeuropäer ist die Eu­
ropäischen Union ein Synonym für die 
eigene Anerkennung als .entwickelter 
und demokratischer" europäischer Staat 
und die Modernisierung ihrer veralteten 
Strukturen. Man kann sicherlich sagen, 
daß sich auch die sozialdemokratischen 
Partejen mit ihrem vorherrschenden 
sozialliberalen Mainstream diesen Prio­
ritäten untergeordnet haben - dabei im 
Vergleich zu den konservativ-liberalen 
Kräften sicherlich a Ja Delors stärker 
auf die soziale Akzeptanz setzend. Die­
jenigen Wahlberechtigten, denen diese 
Perspektiven genügen, werden sich 
wahrscheinlich auch an der Wahl ganz 
überwiegend beteiligt haben. 

Aber in der Tat dürften sie bei wei­
tem nicht allen EU-Bürgerinnen rei-
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chen. Andere Wahlberechtigte gingen 
dann wohl immer noch eher aufgrund 
von (insgesamt abnehmenden) Partei­
loyalitäten zur Wahl oder brachten 
durch ihre Stimme eine spezifische na­
tionale Stimmungslage - bzw. ihren 
Protest - zum Ausdruck. In diesem Zu­
sammenhang erscheint es in gewisser 
Weise logisch, daß in den meisten EU­
Mitgliedsländern in erster Linie ein 
Wahlkampf geführt wurde, bei dem es 

· um die jeweiligen nationalen Interessen 
ging: Besonders heftig ging in dieser 
Hinsicht bekanntlich die SPD zur Sa­
che: die Mobilisierung nationaler Äng­
ste - v.a. vor ausländischer Konkurrenz 
und Kriminalität - überlagerte die Argu­
mente der ökologisch-sozialen .Europä­
er" wie Hänsch u.a. Dieses mehr oder 
weniger nationalistische Auftreten einer 
ansonsten ja überaus weltoffen-europä­
isch-sozialliberalen Partei verschaffte 
der SPD zwar nicht mehr Glaubwürdig0 

keit nach außen, dafür aber eine tief­
greifende innere Demoralisierung wäh­
rend des Wahlkampfes - Signal nicht 
nur für innenpolitische Dispositionen 
mit Blick auf den Oktober, sondern 
auch dafür, daß man mit "Europa" als 
Thema politischer Auseinanderset­
zuingen eigentlich nicht so recht etwas 
anzufangen weiß ... 

II. 

Im neuen Parlament wird die soziali­
stische Fraktion höchstwahrscheinlich 
die größte Gruppe ( 199 Abgeordnete) 
stellen und zusammen mit der konser­
vativen Fraktion faktisch eine große Ko­
alition bilden, um die Interessen des 
Parlaments gegenüber dem Ministerrat 
und der Kommission wirksam vertreten 
zu können. Dennoch: Bis auf Griechen­
land, wo die PASOK sicherlich mit na­
tionalistischer Intention (Stichwort Ma­
zedonien) ein paar Prozentpunkte dazu 
gewonnen hat, und Großbritannien, wo 
Labour von der extrem desolaten Situa­
tion der Major-Regierung profitieren 
konnte, müssen sich die Sozialisten in 
der Europäischen Union als große Ver­

. lierer betrachten. Die Rücktritte Michel 
Rocards und Achille Occhettos, zweier 

von Michael Rüter• 

profilierter Hoffnungsträger der euro­
päischen Linken, sind allerdings bedeut­
same Indizien dafür, daß diese jeweils 
national erlittene Niederlagen auch auf 
die anhaltenden U mgruppierungspro­
zesse in der westeuropäischen Parteien­
landschaft verweisen. Dazu im fol­
genden einige Facetten. 

In der italienischen PDS tobt nach 
dem Rücktritt Occhettos die Nachfolge­
diskussion und zugleich eine Strate­
giedebatte. Massimo Cacciari, .linker" 
Bürgermeister von Venedig, schlägt der 
PDS vor, ihren Traum von der geeinten 
sozialistischen Linken in Italien aufzu­
geben. Er schlägt den .Linken" (nicht 
nur in Italien, sondern in ganz West-Eu­
ropa) vor, ein gemeinsames „pragmati­
sches" Programm zu erstellen, in dem 
historische Analysen einen geringeren 
Einfluß haben und mehr Ziele 
aufgenommen werden sollten, die die 
Menschen unmittelbar begeistern. "Tue 
new Left, - Jet' s call it the Progressive 
Coalition - should learn from Forza Ita­
lia" (Tue European, No. 215). Es han­
delt sich wohl darum, jene Berlusconi­
Mischung aus Pragmatismus und Popu­
lismus - repräsentiert von medienwirk­
sam inszenierten Persönlichkeiten und 
getragen von· eher „amerikanisierten" 
Parteien- und Kampagnenstrukturen -
von .links" her zu entwickeln. 

Vielleicht haben manche französi­
schen Genossen von Cacciari .gelernt". 
Denn viele von ihnen bewerten das Ab­
schneiden der .Radikalen Energie" (so 
der Name der populistischen Liste von 
Bernard Tapie) als ein positives Ergeb­
nis. Der .linke Berlusconi" Frank­
reichs, Bernhard Tapie, der u.a. das 
"Verbot der Jugendarbeitslosigkeit" 
fordert, besiegelte schließlich die 
schmähliche Niederlage für Rocard und 
die Sozialisten. Allerdings zeigt sich 
hierbei eine gewisse Ambival.enz zwi­
schen einem pragmatisch-populistischen 
Sozialliberalismus ( der wohl eher in 
Cacciaris Sinne sein dürfte - und im üb­
rigen auch eher den Traditionen der Ta­
pie tragenden linksliberalen MRG ent­
spricht) und einem durchaus linkssozia­
listischen Potential, das sich in der Wahl 
von Tapie artikuliert hat. Der neue Vor-
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sitzende der französischen Sozialisten, 
Henri Emmanuelli, will jedenfalls nach 
eigenen Aussagen die Partei auf den 
Weg· der .radikalen Kritik am Neo­
kapitalismus" bringen, und sie soll wie­
der .ein klares linkes Markenzeichen" 
tragen (so in Die Zeit, Nr: 26, 1994). 

Die Krise der „sozialistischen" Par­
teien offenbarte sich im Zuge der Euro­
pawahlen aber auch in anderen Ländern 
- wie z.B. Spanien und Dänemark. Die 
spanische PSOE mußie gravierende 
Einbrüche verzeichnen, von denen die 
konservativ-liberale Volkspartei wie 
auch die lzquierda Unida profitieren 
konnten. Die verheerende Verbindung 
von Korruption und sozialer Ignoranz 
hat endlich dazu geführt, daß die Erfol­
ge der .Europäisierung" Spaniens ein­
getreten sind: Immer heftiger wird der 
politische Rückzug von F elipe Gonzalez 
verlangt, freilich ohne daß ausstrah­
lungskräftige Nachfolger und Kon-. 
zeptionen in Sicht sind. 

In Dänemark mußten die regierenden 
Sozialdemokraten ebenfalls Verluste an 
das bürgerliche Lager und die Sozialisti­
sche Volkspartei - eine bedeutende 
Kraft der rot-grünen Linken- - hinneh­
men, was insbesondere der Profillosig­
keit der Sozialdemokratie bzw. dem li­
beralen Kurs ihres Finanzministers 
Lykketoft geschuldet sein dürfte. Jeden­
falls wird im dänischen Fall vermelde.!, 
was mehr oder weniger auch in den 
meisten anderen Ländern eine .bedeut­
same Rolle gespielt zu haben scheint -
nämlich die mangelnde Unterscheidbar­
keit zwischen der Sozialdemokratie und 
dem bürgerlichen Wirtschaftslibe­
ralismus bei gleichzeitiger Eingebun­
denheit in die herrschenden Mechanis­
men des politisch-bürokratischen Sy­
stems und die sie tragende Kaste. 

Gemeinsam ist Dänemark und Spani­
en auch, daß die Krise der Sozialdemo­
kratie anders als in Frankreich und Itali­
en „seriösere" Konsequenzen zeitigte -
nämlich Verluste an die regulären bür­
gerlichen Oppostionsparteien sowie an 
eine seit Jahren fest im Parteiensystem 
etablierte sozialistisch-grüne Linke, die 
einen großen Teil des Tapie-Effekt für 
sich verbuchen konnte. Jedenfalls wird 
man mit Blick auf alle vier Länder (auch 
Italien mit der Rifondazione Comunista) 
wie im übrigen ja wohl auch auf 
Deutschland davon sprechen können, 
daß die Kräfte links von der Sozialde­
mokratie - darunter auch ·explizit links­
sozialistische - in den Europawahlen 
eine Stärkung erfahren haben. 

111. 
In einem Artikel im Economist wur­

de im Vorfeld der Wahl zum Euro­
paparlament über den Beginn eines neu­
en sozialistischen Zeitalt.ers spekuliert. 
Als Grund wurde die ihres Erachtens 
abgewirtschaftete neoliberale Poli­
tik der Konservativen, und nicht etwa 
eine neue sozialistische „große Idee" 
des 21. Jahrhunderts genannt. .Per­
haps, in sum, socialists may even be 
better equiped with lots of small ideas 
than with a few big ones ... " (The Left 
In Western Europe, Economist, No. 
7867). Allerdings wurde in diesem Arti­
kel auch prophezeit: " ... socialists ex­
pect to do weil in elections to European 
Parliament." Eine offenkundig unzuläs­
sige Übertragung der britischen Ge­
fechtslage auf den Kontinent - auch 
wenn sie mit Projektionen überein­
stimmte, die in den kontinentalen Par­
teien schon seit einiger Zeit gepflegt 
werden. 

In den siebziger Jahren, als die So­
zialisten die Regierungen in Belgien, 
Dänemark, Deutschland, England, 

In einem gemeinsamen 
linken Diskurs für ein 
"Neues Europa" sollten 
alle fortschrittlichen 
Kräfte auf diesem Kon­
tinent einbezogen sein. 

Finnland, Niederlanden, Norwegen, 
Schweden und Österreich stellten, gab 
es diese .große Idee". Da·s innenpoliti­
sche Ziel dieser Parteien war es, die so­
zialen Interessen der abbhängig Be­
schäftigten zu vertreten, den Wohl­
fahrtsstaat zu "vollenden" und dabei die 
Demokratisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft zu erreichen. Und heute? 
Die Labour Party schafft es seit Jahren 
erfolgreich, keine Definition für ihre 
makroökonomische Strategie zu formu­
lieren. Die PDS, mittlerweile eine ita­
lienische Variante der SPD, begrüßt wie 
Berlusconi eine Privatisierungsoffen­
sive, allerdings mit einer gerechteren 
Perspektive und der Sicherung des 
Wohlfahrtsstaates. In Dänemark sieht es 
nicht anders aus. Und Spanien ist - wie 
schon gesagt - zu einem unappetitlichen 
Gemisch aus „sozialistischem" Selbst.:. 
bedienungsladen und .sozialistischem" 
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Wirtschaftsliberalismus verkommen. 
Und in Deutschland kreuzt die SPD iri 
bürgerlichen Gewässern zwischen Öko­
liberalismus und Sozialpatriotismus hin 
und her... 

Jetzt bleiben m.E. zwei Alternati-. 
ven: Entweder die Linke setzt, wie es 
der Bürgermeister von Venedig vor­
schlägt, auf .sozialistische Berlusconis" 
- eine Mischung aus pragmatischem So­
zialliberalismus mit mediengerechtem 
.linkem" Populismus - mit dem Risiko, 
tragende sozialkulturelle, programmati­
sche und organisatorische Substanzen 
linker Politik unurnkehrbar preiszuge­
ben. Oder es wird ein gemeinsamer lin­
ker Diskurs für ein .Neues Europa" ini­
tiert, der sich aus der sozialliberalen 
Unterwerfung unter das herrschende 
Europa-Modell befreit, ohne in national 
begrenzte populistische Eskapaden zu 
verfallen. Dieser Diskurs müßte in einer 
gemeinsamen rot-grünen und mehr oder 
weniger sozialistischen Programmatik 
enden. Darin sollten nicht nur die bis­
her in der PES (Party of European 
Socialists) organisierten Kräfte einbezo­
gen sein, sondern alle fortschriftlichc;ii, 
Kräfte auf diesem Kontinent, deren,~: 
es ist, von Europa ausgehend die b"j,' 
henden Herrschaftsformen aufzulin:C 
eben und zu demokratisieren. 

P.S.: 
Ein Vorschlag an diese Zeitschrift: 

Wäre es nicht an der Zeit, ein Treff~n 
linker Strömungen (Gauche Socialiste, 
Campaign Group, lzquierda Socialista 
u.a.) aus sozialdemokratischen bzw. 
sozialistischen Parteien der EU zu orga­
nisieren? Könnte darin nicht eine Auf­
gabe der spw liegen - in Verbindung zu 
ähnlichen Zeitschriften anderer Länder? 

Solidarisch handeln-
Cu.ba unterstützen 
Wir beschaffen Ersatzteile für die cubanische 
Basisindustrie, z. B.: 

• Druckindustrie 
• Textil 
• Ernährung 
• Industriegase 
• Landwirtschaft 

S0!ida1itätswerks1all e. V. 
Ludwigshöhstraße 42 

Talle~ 

6-4265 Darmstadt 
Telefon und Fax O 61511640 66 

Spendenkon1o: 

•• Postgi10 Frankfurt am Main 

solidaridad BLZ 500 100 60 Klo 48 78 02-6 03 
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WIRTSCHAFT & SOZIALES 

Arbeit für 500.000 Menschen 
Die Vorschläge der SPD zu einer Reform des Arbeitsförderungsgesetzes 

beitslosigkeit zu finanzieren, ist 
as Dümmste, was wir tun kön­
en. Statt dessen ist es viel klü­

ger, Arbeitsmöglichkeiten für Arbeits­
suchende zu schaffen. Das ist sicherlich 
kein neuer Gedanke. Bislang mangelte 
es jedoch an konkreten Vorschlägen, 
wie die schöne Idee denn wohl zu ver­
wirklichen wäre. Doch darauf gibt es 
nun eine Antwort: Mit Hilfe eines .Ar­
beits- und Strukturförderungsgesetzes" 
(ASFG) soll sichergestellt werden, daß 
künftig vorrangig Arbeit gefördert, statt 
Arbeitslosigkeit bezahlt wird. Innerhalb 
von 2 Jahren könnte dies eine halbe Mil­
lion Menschen wieder in Arbeit brin­
gen, wie im Begründungsteil des Ge­
setzentwurfs errechnet wurde. 

Der Gesetzentwurf legt fest, daß in 
vier Jahren die Ausgaben der Bundesan­
stalt für Arbeit mindestens zur Hälfte 
dem direkten Abbau der Arbeitslosig­
keit zu dienen haben. Das bedeutet, daß 
zunächst 18 Milliarden, in den Folge­
jahren über 20 Milliarden Mark umzu­
schichten wären - von der passiven Ver­
waltung der Anträge auf Arbeitslosen­
geld hin zu aktiver Arbeitsmarktpolitik. 

Wir wollen diese Milliarden ver­
nünftiger nutzen, als es heute noch der 
Fall ist. So sollen die Arbeitsämter Zu­
schüsse zu Projekten gewähren, mit de­
ren Hilfe die ökologische, soziale und 
kulturelle Infrastruktur einer Region 
verbessert werden kann. Gedacht ist 
zum Beispiel daran, nicht mehr benötig­
te Firmengelände herzurichten, Elektro­
nikschrott und medizinische Geräte -
etwa für den Export in Entwick­
lungsländer - wieder aufzuarbeiten oder 
Großwohnsiedlungen zu verschönern. 
Das schafft Arbeitsplätze in Bereichen, 
in denen private Unternehmen (noch) 
kein Geschäft machen können. 

Dies gilt zweifelsohne auch für die 
AJten- und Kinderbetreuung oder für 
bestimmte Freizeitangebote für Senio­
ren. Die Projektförderung könnte glei­
chermaßen kleinen Theatern, Kunst­
werkstätten, dem Sportanlagenbau oder 
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dem öffentlichen Nahverkehr zugute 
kommen. Möglich und sinnvoll wäre es 
zum Beispiel, wenn Arbeitslose eine 
neue Beschäftigungsmöglichkeit als 
Fahrgastberater finden würden. 

Zu den wirtschaftsnahen Förderin­
strumenten des ASFG gehört weiter die 
Unterstützung von jungen Unternehmen 
(bis zu drei Jahren nach der Gründung) 
und kleinen Firmen (bis 100 Beschäf­
tigten). Sie können direkte Lohn-, aber 
auch sonstige Kostenzuschüsse erhalten, 
wenn sie bislang Arbeitslose einstellen. 

Ein neues Instrument der Arbeits­
marktpolitik ist zudem die Förderung 
der innerbetrieblichen Qualifizierung. 
Im Unternehmen selbst sollen Arbeit­
nehmer - mit finanzieller Unterstützung 
durch das Arbeitsamt - umgeschult wer­
den können. In Frage kommen hierfür 
Unternehmen, die von Strukturpro­
blemen oder dem technologischen Wan­
del besonders betroffen sind. Noch be­
vor Beschäftigte in Branchen wie bei­
spielsweise der Automobil- oder Stahl­
industrie entlassen werden, sollen ihre 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt mit ei­
ner neuen Ausbildung verbessert wer­
den. 

Wir Sozialdemokraten wollen mit 
dem ASFG aber auch sicherstellen, daß 
niemand auf Dauer vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen bleibt. So schreibt der 
Gesetzentwurf vor, daß jeder Arbeitslo­
se nach sechs Monaten Anspruch auf ei­
nen Eingliederungsplan hat. Gemeinsam 
mit dem Arbeitsberater wird darin fest­
gelegt, mit welchen Mitteln dem einzel­
nen Arbeitslosen schnellstmöglich zu ei­
nem neuen Job verholfen werden kann; 
durch eine berufliche Fortbildung oder 
Umschulung, mit einer Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahme (ABM) oder zum Bei­
spiel mittels Beschäftigung in einem 
,,sozialen Betrieb". 

Diese Betriebe, die nicht gewinnori­
entiert arbeiten, sollen eingerichtet wer­
den, um insbesondere Langzeitarbeits­
lose wieder in das Erwerbsleben einzu­
gliedern. Um künftig Langzeitarbeitslo­
sigkeit möglichst von vornherein zu ver­
hindern, soll es ( ab 1996) nach zwei 
Jahren Arbeitslosigkeit einen Rechtsan­
spruch auf ABM oder geförderte 

von Adi Ostenag• 

Weiterbildung und Umschulung geben. 
Jüngere Arbeitslose bis zum 27. Le­
bensjahr können diesen Anspruch be­
reits nach einem Jahr Arbeitslosigkeit 
geltend machen. 

Zu den innovativen Elementen des 
ASFG zählt die garantierte gleichbe­
rechtigte Teilnahme von Frauen an den 
Instrumenten und Leistungen der 
Arbeitsförderung. Eine verbindliche 
Vorschrift regelt, daß Frauen entspre­
chend ihrem Anteil an den Arbeitslosen 
an allen arbeitsmarktpolitischen Maß­
nahmen teilhaben. In jedem Arbeitsamt 
achtet eine Beauftragte für Frauenbe­
schäftigung auf die Einhaltung dieser 
Vorschrift. 

Wie aber sollen diese neuen Vorha­
ben der Arbeitsförderung in die Tat um­
gesetzt werden? Im Mittelpunkt des 
ASFG stehen die Arbeitsämter vor Ort 
und die Landesarbeitsämter, ihnen sol­
len mehr Kompetenzen zukommen, um 
die vorhandenen Gelder effizienter und 
zielgruppengenau einzusetzen. Die 
Selbstverwaltung der Bundesanstalt für 
Arbeit legt nur noch die Verteilung der 
Mittel nach dem arbeitsmarktpolitischen 
Bedarf fest - also mit Blick auf die je­
weiligen regionalen Arbeitslosenzahlen. 
Danach entscheidet die Arbeitsverwal­
tung vor Ort und mit Zustimmung der 
Selbstverwaltung, wie diese Mittel ein­
gesetzt werden. Die Einbeziehung der 
örtlichen Arbeitgeber- und Arbeitneh­
merorganisationen soll die Einhaltung 
der Förderkriterien in einem regionalen 
Konsens garantieren, nicht zuletzt, um 
Mitnahmeeffekte oder eine Verdrän­
gung ansässiger Unternehmen zu ver­
meiden. 

Nach ASFG-Konzept werden dage­
gen die neuen wirtschaftsnahen Förde­
rinstrumente - Projektförderung, Exi­
stenzgründungshilfe, Einarbeitungszu­
schüsse, innerbetriebliche Qualifizie­
rung - vor allem auf der Ebene der Lan­
desarbeitsämter umgesetzt. Damit will 
die SPD eine Verknüpfung mit der re­
gionalen Strukturpolitik der Länder und 
mit dem Einsatz von Mittel aus dem 
EG-Strukturfonds gewährleisten. 

Arbeitsmarktpolitik ist nicht allein 
Sache von Arbeitern, Angestellten und 
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'! ihren Arbeitgebern, sondern auch von 

Beamten, Selbständigen, Abgeordneten 
und Ministern beispielsweise. Ein Teil 
der Maßnahmen soll daher von vornher­
ein durch Steuern finanziert werden, 
hierfür schlägt die SPD - ähnlich wie 
bei der Rentenversicherung - einen 
regelgebundenen Zuschuß des Bundes 
vor. Diese Regelbindung sorgt dafür, 
daß mindestens die Hälfte aller Haus­
haltsmittel der Arbeitsämter auch tat­
sächlich in die Finanzierung von Arbeit 
fließen. 

Ein weiteres Problem stellt das hohe 
Defizit im Osten dar. Das zu bezahlen, 
ist ebenfalls eine Aufgabe für alle Steu­
erzahler. Also 

tagsfraktion unterstreichen und für die 
außerparlamentarische Argumentation 
ein bei der Fachöffentlichkeit schon 
weitgehend bekanntes Reformprojekt 
als klaren Kontrapunkt zur Regierungs­
politik darstellen. Diese Position konnte 
nicht durchgesetzt werden. 

Der SPD-Parteitag in Halle am 
22.6.1994 hat beschlossen, das AS FG 
in das Regierungsprogramm aufzuneh­
men, in dem es heißt: "Mit einem neuen 
Arbeits- und Strukturförderungsgesetz 
wollen wir die Arbeitsmarkt- mit der 
Struktur- und Regionalpolitik verbin­
den. Aktive Arbeitsmarktpolitik muß 
präventiv sein und mit Fördermaßnah-

men schon vor 
muß der Bund 
hier schrittweise 
einsteigen. Die 
Beiträge können 
dann entsprechend 
sinken. Zudem 
soll ein globaler 
Zuschuß des Bun­
des sicherstellen, 
daß auch in kon­
junkturell schlech-

Nach zwei Jahren Ar­
beitslosigkeit soll es 
einen Rechtsanspruch 
auf ABM oder geförder­
te Weiterbildung und 
Umschulung geben. 

Eintreten der Ar­
beitslosigkeit und 
in krisenbetroffe­
nen Branchen und 
Regionen eingrei­
fen. Dort, wo die 
bisherigen Förde­
rinstrumente nicht 
greifen, werden 
wir sie ausbauen 

ten Zeiten die Finanzierung der Arbeits­
förderung garantiert bleibt - dann also, 
wenn aktive Arbeitsmarktpolitik not­
wendiger denn je ist. 

Natürlich kann die Arbeitslosigkeit 
nicht allein mit Hilfe der Ar­
beitsmarktpolitik bekämpft werden. Um 
die Massenarbeitslosigkeit zu beenden 
bedarf es vor allem einer aktiven Wirt­
schafts- und Finanzpolitik, die sich ein 
Mehr an Beschäftigung zum Ziel setzt. 
Desweiteren muß die vorhandene Arbeit 
gerechter verteilt werden - deshalb muß 
auch die Arbeitszeitpolitik einen ande­
ren Stellenwert bekommen. Dennoch: 
Wenn sich mit dem ASFG schon in 
zwei Jahren die Arbeitslosigkeit um 
eine halbe Million verringern läßt, was 
spricht dann dagegen, diesen Gesetzent­
wurf zu verwirklichen? 

Die seit über zwei Jahren dauernden 
Arbeiten am ASFG wurden unterstützt 
von Ländervertretern, Gewerkschaftern 
und Wissenschaftlern. Im SPD-Sofort­
programm vom 16. November 1992 
wurde es ersttnals als Programmpunkt 
aufgenommen. 

Umstritten war in den letzten Mona­
ten, ob der Gesetzentwurf noch in der 
laufenden Legislaturperiode in ' den 
Deutschen Bundestag eingebracht wer­
den soll. Seine Einbringung - so d,ie Be­
fürworter - würde die Ernsthaftigkeit 
der Umsetzung durch die SPD-Bundes-

und besser mitein­
ander verknüpfen. Um einen spürbaren 
Beitrag zum Abbau der Massenarbeits­
losigkeit zu leisten, werden wir den öf­
fentlich geförderten Arbeitsmarkt aus­
weiten und verstetigen. Mit einem öf­
fentlich geförderten Arbeitsmarkt wer­
den wir eine Beschäftigungsbrücke hin 
zu neuen wettbewerbsfähigen Arbeits­
plätzen schaffen. Dazu werden wir sozi­
al und ökologisch notwendige Maßnah­
men fördern. Bisher arbeitslose Men­
schen erhalten die Chance, sich bei 
angemessener Bezahlung und der Chan­
ce der beruflichen Qualifikation auf 
neue Arbeitsverhältnisse vorzube­
reiten." 

Damit wurde eine klare Verpflich­
tung festgeschrieben für eine SPD-ge­
führte Regierung. 
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Ökologischer Keynesianismus -
gegen die Allianz der Sparpolitiker 

Die westdeutsche Wirtschaft ist 
nach dem Vereinigungsboom 

1990, der mit einer realen 
Wachstumsrate des Bruttoinlandspro­
dukts von 5, 7 % das höchste Wirt­
schaftswachstum seit 1969' brachte, 
1992/93 in die tiefste Rezession seit 
Bestehen der Bundesrepublik abge­
rutscht. Das reale Bruttoinlandsprodukt 
schrumpfte um 1,9%, die Ausrüstungs­
investitionen um 15,0%. Die Zahl.der 
registrierten Arbeitslosen betrug im Ja­
nuar 1994 gut 2,7 Millionen, die Ar­
beitslosenquote lag bei 9,9%. Lauter 
traurige Rekordziffern: In der Bundes­
republik gab es vor 1993 nur dreimal 
negative Wachstumsraten, 0,3 % 
1967, -1,4% 1975 und - 0,9% im Jahre 
1982; die Arbeitslosenquoten lagen in 
diesen Jahren bei 2,1 %, 4,7%, 7,5%. 
In den auf die Rezession folgenden J ah­
ren 1968 und 1976 gab es Wachsiums­
raten von 5,5% bzw. 5,3%, die Ar­
beitslosigkeit ging zurück. 

1983 wurde noch ein reales Wirt­
schaftswachstum von 1, 6 % erreicht, die 
Arbeitslosenquote stieg auf 9, 1 % , das 
waren im Jahresdurchschnitt 2,26 Mil­
lionen registrierte Arbeitslose. Bis ein­
schließlich 1989 hat dann das Arbeitslo­
senniveau die Zweimillionengrenze 
nicht mehr unterschritten, das jährliche 
Wirtschaftswachstum bis 1988 die 3-%­
Marke nicht erreicht. In dieser Zeit ver­
breitete sich mit der Übernahme der 
„konservativen Konterrevolution in der 
Wirtschaftspolitik" 1 die These vom be­
schäftigungslosen Wachstum, wobei ge­
flissentlich übersehen wurde, wie be­
scheiden die Wachstumsrate in den 
achtziger Jahren waren: Spürbare Be­
schäftigungseffekte kann Wirtschafts­
wachstum nur haben, wenn die Wachs­
tumsraten über der Produktivitäts­
steigerung liegen. 

Für 1994 wird im Frühjahrsgutach­
ten eine Wachstumsrate von 1 % pro­
gnostiziert, aber die Bundesregierung 
rechnet mit einem weiteren Anstieg der 
Arbeitslosigkeit um 400.000 in West­
deutschland und 50. 000 in den neuen 

Herbert Ehrenberg, Bundesarbeitsminister 
1976-82 

10 

Bundesländern. Im vereinigten Deutsch­
land begann das Jahr 1994 mit vier Mil­
lionen registrierten Arbeitslosen, "wei­
tere 2, 1 Millionen Personen, deren Ar­
beitsplätze , mit Hilfe von Kurzarbei­
tergeld und Lohnkostenzuschüssen sub­
ventioniert sind oder die durch Maßnah­
men der Arbeitsmarktpolitik abgesichert 
werden"' müssen zur Ermittlung des 
deutschen Arbeitsplatzdefizits hinzuge­
rechnet werden. 

Diese Arbeitsplatzlücke von mehr 
als sechs Millionen entspricht in ihrer 
Größenordnung der Arbeitslosigkeit in 
der Weimarer Republik im Jahre 1932, 
Und was macht die Bundesregierung, 
die nach dem Stabilitäts- und Wachs­
tumsgesetz zu Maßnahmen verpflichtet 
sind, die .gleichzeitig zur Stabilität des 
Preisniveaus, zu einem hohen Beschäfti­
gungsstand und außenwirtschaftlichem 
Gleichgewicht bei stetigem und ange­
messenem Wirtschaftswachstum beitra­
gen"? 

Parallelen zu 1932 

Nic;ht nur die Arbeitsplatzlücke 1994 
hat die Größeno.rdnung der Arbeitslo­
sigkeit des Jahres 1932, auch der Bei­
tragssatz zur Arbeitslosenversicherung 
liegt seit 1993 mit 6,5 % der Brutto­
lohn- und Gehaltssumme auf dem Ni­
veau, das mit der .Notverordnung zur 
Sicherung von Wirtschaft und Finan­
zen" vom 1. Dezember 1930 festgelegt 
wurde. Auch die Politik in Bonn und 
Frankfurt folgt den Verhaltensmustern 
der Kanzler Brüning und von Papen 
sowie des Reichsbankpräsidenten 
Luther. 

Die Bundesregierung beantwortet 
den Anstieg der Arbeitslosigkeit von 
1992 auf 1993 um 600 000 und den 
Rückgang der industriellen Kapazitäts­
auslastung von 90 % auf 78 % mit einem 
Sparpaket, das nach den Berechnungen 
des Deutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung (DIW), Berlin, zu 
Kaufkraftminderungen bei den privaten 
Einkommen von gut 3 % führen wird. 
Ab 1. Januar 1994 wurde u.a. das Ar­
beitslosengeld von 63% auf 60% des 
Nettolohnes gesenkt, die Arbeits-

von Herbert Ehrenberg* 

losenhilfe von 56% auf 53%. Zum glei­
chen Termin wurden die Körperschafts­
steuer von 50% auf 45% und der 
Spitzensteuersatz für gewerbliche Ein­
kommen von 53% auf 47% gesenkt. 

Vergleichbares stand in den im Sep­
tember 1932 erlassenen Notverord­
nungen .zur Belebung der Wirtschaft" 
und "Zur Vermehrung und Erhaltung 
der Arbeitsgelegenheit" sein können. 
Die Reichsregierung wurde beauftragt, 
die sozialen Einrichtungen zu vereinfa­
che,n und zu verbilligen, die Schlichter 
ermächtigt, tarifverfragliche Lohn- und 
Gehaltssätze zu unterschreiten. Gleich­
zeitig wurde den Unternehmern bei 
pünktlicher Steuerzahlung ein Nachlaß 
von 2,2 Milliarden Reichsmark 
gewährt. 

Auch die Parallelen zwischen der 
Bundesbankpolitik und der Verhaltens­
mustern der Reichsbank sind erschrek­
kend. Heinrich Brünings Memoiren ist 
zu entnehmen, daß selbst dieser strin­
gente Restriktionspolitiker sich darüber 
aufregte, daß Reichsbankpräsident Lu­
ther noch 1932 eine .Kreditausweitung 
für alle Zukunft prinzipiell ablehnte" , 
da er .einen Zusantmenbruch der Mark 
befürchtete" .3 Wer die Begründungen 
der Bundesbank für ihre Hochzins­
politik 1992/93 nachliest, fühlt sich an 
diese „ Prinzipien" erinnert: Trotz der 
schon zum Jahreswechsel 1991/92 
deutlich sichtbaren Verschlechterungen 
der Wirtschafts- und Beschäftigungslage 
erhöhte die Bundesbank am 20. Dezem­
ber 1991 den Diskontsatz auf 8 % und 
am 17. Juli 1992 auf 8,75%. Damit 
wurde das höchste Diskontniveau er­
reicht, das es je in der Bundesrepublik 
gab, obwohl° die Ausrüstungsinvestitio­
nen schon im dritten und vierten Quartal 
1991 in realer Rechnung rückläufig wa­
ren.' Und auch das im Mai 1994 nach 
elf "Trippelschrittchen" erreichte 
Niveau von 4,5% ist immer noch 
1,5 Punkte höher als 1988, einem Jahr 
mit einer realen Wachstumsrate von 
3,7%. 

Von Wachstums- und Beschäf­
tigungsorientierung· also keine Spur, 
stattdessen eine breite, aber wenig 
konkrete Standortdebatte: Schon in den 
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achtziger Jahren wurde parallel zum 
pertnanenten Rückgang der Lohnquote 
(von 76,9% auf 70,2%) ein,e Debatte 
über die sinkenden Standortqualitäten 
der Bundesrepublik geführt. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft wurde hiernach durch zu 
hohe Löhne und zu kurze Arbeitszeiten, 
ausufernde Soziallasten und zu. hohe 
Unternehmensbesteuerung ständig ver­
schlechtert. Nur durch kräftigen Abbau 
der Sozialleistungen, durch mehrere 
Nullrunden in der Tarifpolitik, Deregu­
lierung und Flexibilisierung (möglichst 
durch Tariföffnungsklauseln) wäre der 
Wirtschaftsstandort Deutschland noch 
zu retten. 

Stande>rtdebatte: 
ignorierte Fakten und 

falsche Rezepte 

Die Standortdebatte spiegelt eine 
deutsche Variante der Anfang der acht­
ziger Jahre aus den USA und Großbri­
tannien übernommenen Angebotstheorie 
wider, verschärft durch immer heftigere 
Sozialstaatskritik. Bundesregierung, 
Bundesbank, Arbeitgeberverbände und 
der Sachverständigenrat führen diese 
Debatte nach der Generallinie, daß stei­
gende Gewinne zu mehr Investitionen 
und Besch_äftigung führen, hohe Löhne 
und Sozialleistungen zu steigender Ar­
beitslosigkeit. Ökonomischen Plausibili­
tätsprüfungen wird diese Argumenta­
tionskette in der Regel nicht unterwor-. 
fen, Widerlegungen werden nicht zur 
Kenntnis genommen.' Eine Gegenüber­
stellung der Entwicklung in den siebzi­
ger und achtziger Jahren zeigt gegentei­
lige Entwicklungen: 

Die wichtigsten volkswirtschaftli­
chen Verlaufsreihen, jeweils Verände­
rung in % zum Ausgangsjahr: 

1969-79 1979-89 

Bruttosozialprodukt 133,2 61 , 1 

Nettoeinkommen 
aus Unternehmer-
tätigkeit und 
Vermögen 82, 1 88,3 

Anlageinvestitionen 116,0 50,1 

Nettolohn- und 
Gehaltssumme 128,8 42,2 
Nettoreallöhne 
je Beschäftigten 33,3 2,3 

Bruttosozialprodukt, 

real 36,2 19,3 

Diese Vergleichsreihen entlarven die 
meisten Behauptungen aus der Standort­
diskussion als Legenden; die neoklassi­
schen Gleichungen: .steigende Gewinne 
= steigende Investitionen" und „niedri­
ge Löhne = sinkende Arbeitslosigkeit" , 
haben nie gestimmt. Politisches Handeln 
nach dieser Generallinie wird nie aus der 
Beschäftigungskrise führen. Wenn in 
den siebziger Jahren der Anstieg der Ar­
beitnehmereinkommen um gut ein Drit­
tel höher war als die Entwicklung der 
Unternehmenseinkommen, die Inve­
stitionen aber sehr viel stärker stiegen als 
die Unternehmenseinkommen, während 
in den achtziger Jahren die Arbeit­
nehmereinkommen noch nicht einmal 
halb so stark stiegen wie die Unter­
nehmenseinkommen, die Entwicklung 
der Investitionen aber um mehr als ein 
Drittel hinter dem Anstieg der Unterneh­
menseinkommen zurückblieb, so belegt 
dies eindeutig die simple Erkenntnis, daß 
Erweiterungsinvestitionen sich in erster 
Linie an den Absatzerwartungen 
orientieren. Diese aber werden vor al­
lem von der Nachfrageentwicklung be­
einflußt. 

Wer also ernsthaft Wege aus der 
Beschäftigungskrise sucht und nicht nur 
mit neoklassischen Argumenten Ver­
teilungskonflikte zu Lasten der Arbeit­
nehmer entscheiden will, der muß -
nachd"m _ die neoklassischen Rezepte 
überall krisenverschärfend gewirkt ha­
ben' - unvoreingenommen das gesamte 
wirtschafts- und fmanzpolitische Instru­
m~ntarium prüfen und darf die Keynes' 
sehen Rezepte nicht vorschnell als 
überholt erklären. 7 Unterschiedliche 
Entwicklungen in vergleichbaren Volks­
wirtschaften zeigen, daß Wirtschafts­
krisen noch nie durch Sparaktionen 
überwunden wurden und daß ein gut aus­
gebauter, aber die Leistungsbewgenheit 
der Einkommen wahrender Sozialstaat 
die Wirtschaft nicht erdrückt, sondern 
stabilisierend wirkt. 

Die Überwindung der Welt-
wirtschaftskrise in den USA durch den 
sozialpolitisch orientierten New Deal 
und die positive Wirtschafts- und 
Beschäftigungsentwicklung in Skandi­
navien, der Bundesrepublik und den 
Benelux-Staaten während der ersten 
drei Jahrzehnte nach dem zweiten Welt­
krieg belegen dies deutlich. Burkart 
Lutz führt dieses in der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung vorher nicht be­
kannte Phänomen überzeugend auf eine 
.Kombination marktwirtschaftlicher 
Ordnungsprinzipien mit weitreichenden 
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sozialpolitischen Innovationen" zu­
rück. 8 Die „konservative Konterrevo­
lution in der Wirtschaftspolitik" hat die 
Keynes' sehen Konzepte nicht wider­
legt, aber ihre Anwendung mit wirksa-

mer PR-Arbeit blockiert, auch dort, wo 
- wie in der Bundesrepublik - antizykli­
sche Wirtschafts- und Finanzpolitik den 
Regierungen gesetzlich vorgeschrieben 
ist. Rezepte, die nicht angewendet wer­
den, können auch nicht wirken. 

Ökologisch orientierter 
Keynesianismus und 
Reform der Abgaben­

struktur 
Antizyklische Fiskalpolitik ist in vie­

len Varianten möglich, die richtige zeit­
liche und mengenmäßige Dosierung 
zählt zu den schwierigsten, aber auch 
lohnendsten ökonomischen Aufgaben. 
Keynes' sehe Antizyklik und Verbesse­
rung der Angebotsbedingungen müssen 
keine Gegensätze sein, sie sind erst in 
der ideologisch geführten Standortde­
batte dazu gemacht worden. Die allge­
meine politische und wissenschaftliche 
Ratlosigkeit gegenüber den Beschäf­
tigungsproblemen der achtziger Jahre -
die sich dann mit der deutschen Vereini­
gung drastisch verschärft haben - hat 
hier ihre Ursache. 

Die allgemeine Resignation, mit der 
Prognosen hingenommen werden, die 
mit der gegenwärtigen Massenarbeits­
losigkeit bis zum Jahr 2000 reichen, 
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wirkt zusätzlich lähmend. Doch wenn 
nicht bald ein beschäftigungswirksames 
Instrumentarium neu kombiniert und 
eingesetzt wird, dann dürften die Paral­
lelen zu 1932 lange vor dem Jahr 2000 

über das ökonomische und sozialpoliti­
sche Fehlverhalten hinausgehen: Auf 
'32 folgte '33! 

Die Bundesrepublik Deutschland 
braucht dringend einen beschäftigungs­
wirksamen Wachstumsschubs, der mit 
zwei Operationen anzukurbeln wäre: 

1 . Ein breit angelegtes 
Infrastruktur- und 

Wohnungsbauprogramm 

Die staatlichen Angebote zur Wachs­
tumsförderung sind in den letzten Jah­
ren ständig erweitert worden - doch Ab­
schreibungserleichterungen, Innovati­
ons- und Eigenkapitalhilfen u.ä. sind bei 
ihrer Inanspruchnahme sehr vom aktuel­
len Konjunkturklima abhängig; moder­
ne Manager sind hier leicht zu ver­
unsichern. Doch es gibt ein Instrument 
der Wachstumsförderung, das immer 
wirkt: Die Verstärkung und Beschleuni­
gung öffentlicher Investitionen, von de­
nen unmittelbar. eine Verbesserung der 
Auftragslage in der Bauwirtschaft, im 
Maschinenbau, bei der Meß- und Regel­
technik sowie in vielen anderen Wirt­
schaftszweigen ausgeht. Dringend er­
forderliche Infrastruktur, Umwelt und 
Be~chäftigung zugleich verbessernde 
Projekte gibt es im vereinigten Deutsch-

land zuhauf - aber die finanzpolitische 
Ratlosigkeit der Bundesregierung, die 
wechselkursorientierte Bundesbankpoli­
tik und die Verteilungskämpfe der 
Arbeitgeberverbände verhindern, daß 
unbeschäftigte Arbeitnehmer und un­
ausgelastete industrielle Kapazitäten zu 
sinnvoller Produktion zusammengeführt 
werden: Für diese rational nicht er­
klärbare .Ökonomie paradox" drei Bei­
spiele: 
• Trotz drohenden Verkehrsinfarkts 
auf den Autobahnen kommt der Ausbau 
des Schienenverkehrs nur langsam vor­
an, erfolgt die dringliche Modernisie­
rung des Schienennetzes und des Wa­
genparks nur zögerlich - und bei der 
Deutschen Waggonbau AG (einem sehr 
leistungsfähigen ostdeutschen Unterneh­
men) sind die Arbeitsplätze von 25.000 
auf 7.000 abgebaut worden. 
• Anlagen zur Begrenzung der Luft­
und Gewässerverschmutzung und die 
Sanierung vergifteter Böden sowie die 
Lösung der Abfallprobleme in West und 
Ost könnten in sehr viel größerem Um­
fang erfolgen - ein Teil der technischen 
und personellen Kapazitäten in den hier-· 
auf orientierten Wirtschaftszweigen ist 
wenig ausgelastet. 
• In Deutschland fehlen mehr als 2,5 
Millionen Wohnungen, ferner besteht 
ein Riesenbedarf an Wohnungs- und 
Städtesanierungen, aber im März 1994 
waren 167 .000 Bauarbeiter arbeitslos. 

Dies sind nur Beispiele für Projekte, 
deren Durchführung dringend beschleu­
nigt werden muß, wenn das Verkehrs­
netz ökologisch und qualitativ verbes­
sert, die Umweltbelastung vermindert 
und das Entstehen von Slums verhindert 
werden soll. Mit diesen Projekten wür­
de kein .konjunkturelles Strohfeuer" 
entfacht, sondern ein beschäftigungs­
wirksamer Wachstumsschub ausgelöst, 
der die gewerbliche Wirtschaft stärken 
und die Chancen eines sich selbst tra­
genden Aufschwungs wesentlich 
verbessern würde. Und die freien 
personellen und technischen Ressourcen 
würden Preisauftriebskräfte begrenzen. 

Schwierig bleibt die Frage der Fi­
nanzierung, vor allem weil öffentliche 
Kreditfinanzierung in Deutschland mit 
einem Tabu belegt ist. Volle An­
stoßwirkung ist aber nur von einem zu­
sätzlich finanzierten Programm zu er­
warten, Umschichtungen vermindern 
die Nachfrage an anderer Stelle. Bei 
dem Ernst der politischen und sozialen 
Lage müßte es möglich sein, dieses 
Tabu zu überwinden, wenn - erstens -
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öffentliche Aufklärung darüber erfolgt, 
daß trotz des steilen Anstiegs in den 
letzten vier Jahren Deutschland auf der 
Liste der Staatsschuldenquote unter 19 
OECD- Staaten noch immer einen der 
unteren Plätze ( 14) einnimmt und -
zweitens - zusätzliche Kredite aus­
schließlich zur Finanzierung öffent­
licher Investitionen verwendet werden. 
Nur so, nicht mit Sparaktionen, kann 
die mittelfristig notwendige Konsolidie­
rung der öffentlichen Haushalte gelin­
gen. 100.000 Arbeitslose weniger ver­
bessern die öffentlichen Finanzen um 
3,5Mrd. DM. 

Der deutsche Kapitalmarkt wäre für 
die zusätzliche Kreditfinanzierungen er­
giebig genug, Schwierigkeiten bereitet 

· die Verzinsung. An diesem Punkt sind 
neue Regeln für den Bundesbankgewinn 
fällig. 1994 hat die Bundesbank 18,3 
Mrd. DM Gewinn an den Bund abge­
führt. Der Bundesfinanzminister will 11 
Mrd. davon zu Tilgung von Altschulden 
verwenden - vor dem Hintergrund einer 
Arbeitsplatzlücke von mehr als sechs 
Millionen ein völlig kontraproduktiver 
Vorgang: Diese Mittel sollten stattdesc 
sen zur Zinsentlastung kreditfinanzier­
ter Investitionen und/oder für Investiti­
onszuschüsse an Länder und Kommu­
nen verwendet werden. 

Darüberhinaus ließe sich der Bun­
desbankgewinn mittelfristig auf 25 bis 
30 Mrd. DM stabilisieren, wenn die 
Bundesbank von den Bilanzierungsvor­
schriften des Aktiengesetzes befreit 
würde. Die zum Gläubigerschutz erlas­
senen Vorschriften, nach dem Niederst­
wertprinzip zu bilanzieren, gelt~n auch 
für die Bundesbank, die gar keine Gläu­
biger hat, aber dieser Vorschrift wegen 
inzwischen über "stille Reserven" von 
60 bis 70 Mrd. DM verfügt. Eine 
schrittweise Bewertung der Gold- und 
Devisenreserven nach dem durch­
schnittlichen Marktwert würde die Akti­
va der Bundesbank (und damit den Ge­
winn) entsprechend erhöhen, der dann 
bei der Geldmengenpolitik zu berück­
sichtigen wäre. 

2. Beschäftigungs­
wirksame Refo_rm der 

Abgabenstruktur 

Die kräftig gestiegene Steuer- und 
Abgabenbelastung steht im Zentrum der 
Standortkritik und die Bundesregierung 
hat mehrfach die Besteuerung der Un­
ternehmen,gesenkt und klagt selbst über 

die (von ihr mitverursachten) hohen 
Lohnnebenkosten. Der mit dem Stand­
ortsicherungsgesetz eingeschlagene 
Weg wird sich auf Wachstum und Be­
schäftigung wenig positiv auswirken, al­
lein die Gewinnhöhe wirkt noch nicht 
investitionsstimulierend, wie die achtzi­
ger Jahre beweisen. Dringend notwen­
dig ist eine wachstums- und beschäfti­
gungsfreundliche Reform der Abgaben­
struktur, für die sich drei Operationen 
anbieten: · 

Differenzierte Besteuerung 
nach der Gewinnverwendung: 

Wer mit der Steuerpolitik die 
Investitionsbereitschaft dauerhaft ver­
bessern will, muß grundlegendere 
Veränderungen vornehmen als bloß die 
Spitzensteuersätze zu senken. Lange 
Phasen der Hochzinspolitik machen An­
lagen in Finanztiteln zu immer stärkerer 
Konkurrenz gegenüber risikobehafteten 
Investitionen, jedenfalls solange die 
Steuersätze unabhängig von der 
Gewinnverwendung sind. Eine kräftig 
progressive Besteuerung bei jeder nicht 
investiven Gewinnverwendung und 
halbem Steuersatz für den investierten 
Gewinn würde die Kalkula­
tionsgrundlage für Investitionen ver­
bessern. 

Neue Bemessungsgrundlagen 
für die Arbeitgeberverträge zur 
Sozialversicherung: 

Seit Bismarcks Zeiten werden Ar­
beitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge 
von der Bruttolohn- und Gehaltssumme 
erhoben mit der Folge ständig steigen­
der Lohnnebenkosten in arbeitsintensi­
ven Betrieben. Für die Arbeitnehmer ist 
diese Bemessungsgrundlage wegen der 
notwendigen Bindung der Renten an die 
Lohnentwicklung unverzichtbar, für die 
Arbeitgeberseite wird sie mit zuneh­
mender Kapitalintensität immer frag­
würdiger. Die Bruttowertschöpfung gibt 
die Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
sehr viel besser wieder, ihre Einführung 
als Bemessungsgrundlage für die 
Arbeitgeberbeiträge würde - bei auf­
kommensneutralen Erhebungssätzen -
personalintensive Unternehmen bei den 
Lohnnebenkosten entlasten, kapitalin­
tensive belasten. Als Paket mit der Um­
stellung der Gewinnbesteuerung nach 
dem Verwendungszweck, womit kapi­
talintensive Unternehmen begünstigt 
würc;len, könnte es so zu einer investi­
tions- und beschäftigungswirksarnen 
Reform der Abgabe.nstruktur kommen. 
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Einführung einer Arbeitsmarktabgabe 
für Beamte, Abgeordnete, Minister, 

Freiberufler, Mitglieder des Zentral­
bankrats und Vorstandsmitglieder von 
Kapitalgesellschaften. Es gibt weder ei­
ne ökonomische noch eine soziale Leg­
imitation dafür, diesen Personenkreis 
nicht an der Finanzierung aktiver 
Arbeitsmarktpolitik zu beteiligen. Mit 
einer gut bemessenen Arbeitsmarkt­
abgabe würde die Finanzierungslücke 
bei der Bundesanstalt für Arbeit gemin­
dert, die .Gerechtigkeitslücke" bei der 
Finanzierung der deutschen Einheit ein 
wenig abgebaut und ein Beitrag zur 
Senkung der Lohnnebenkosten geleistet. 
Negative Wachstumsrückwirkungen 
sind hier im Gegensatz zu Steuerer­
höhungen nicht zu befürchten, dieser 
Personenkreis finanziert keine Investi­
tionen. 

Fazit 

Eine mittelfristig so ausbalancierte 
Finanzkonzeption gäbe dem vereinten 
Deutschland die Chance, das nächste 
Jahrtausend als Sozialstaat mit guter ~c 
schäftigungslage, verbesserter u;'4~. 
und Umweltqualität sowie soliden:V,, , , 
nanzen bei Bund, Ländern, GemeindeJl 
und Sozialversicherungsträgern zu er­
reichen. Die gegenwärtig praktizierte 
Allianz der Sparpolitiker gibt uns diese 
Chance nicht. Eine radikale Kurskor­
rektur ist daher erforderlich. 

1 James Tobin: Die konservative Konterrevolu­
tion in der Wirtschaftspolitik, in: Der österrei­
chische Weg aus der Weltwirtschaftskrise, 
herausgegeben von der SPÖ, Wien 1982, S. 
223ft. 

2 Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahres­
gutachten 1993/94, S. 4 

3 Heinrich Brüning: Memoiren 1918 - 1934, 
Stuttgart 1970, S. 503 

4 Deutsche Bundesbank: Saisonbereinigte Wirt· 
schaftszahlen, März 1994, S. 20 

5 Vgl. Werner Vomfelde: Abschied von Key­
nes?, Frankfurt/New York 1985, vor allem S. 
60 ff 

6 Vgl. Herbert Ehr8nberg: Mehr Arbeitsplätze 
ohne Lohnverzicht, Stuttgart 1988, S. 43 ff, 
und Vormfelde, a,a.O., 11 

7 Wie. z.B. Peter Glotz im Spiegel Nr. 51/87 
8 Burkart Lutz: Kapitalismus ohne Rese~ve­

armee, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie 
und Sozialpsychologie, Sonderheft 4/1982, 
S.342 

13 



WIRTSCHAFT & SOZIALES --------~------------

Reform statt Ruin! 
Zur Zukunft des öffentlichen Dienstes 

B
egriffe wie "Lean Administrat­
ion", .Controlling" oder .Mitar­
beiter buy-out" haben zur Zeit 

überall dort, wo über öffentliche Ver­
waltung geredet wird, Hochkonjunktur. 
Wenn dies dann auch noch so übersetzt 
wird: .Die öffentlichen Ve~waltungen 
müssen den sich wandelnden Bedürfnis­
sen dienen. Dazu brauchen wir alle: 
Bürger, Beschäftigte, Gewerkschaften, 
politisch Verantwortliche. "', dann gibt 
es kaum noch jemanden, der dazu nicht 
,,Bravo!" ruft. 

Doch es lohnt sich, einmal etwas ge­
nauer hinter die wohlklingenden Wort­
hülsen zu sehen. Sinnvolle und praktika­
ble Vorschläge zur Reform des fraglos 
antiquierten öffentlichen Dienstrechts 
gibt es nicht erst, seit Offenbach, Ober­
bürgermeister Gerhard Grandke mit sei­
nen Ideen einer Sanierung der Stadtver­
waltung zum begehrten Talkshow-Gast 
wurde. Schon Anfang der siebziger Jah­
re hat die Studienkommission für die 
Reform des öffentlichen Dienstrechts 
ein umfangreiches Gutachten vorgelegt, 
das wohl im Bundesinnenministerium 
noch immer in irgendeinem Keller ver­
stauben dürfte. Die damals von der Ge­
werkschaft ÖTV dazu gemachten kon­
kreten Vorschläge wurden trotz .Refor­
men wagen" gleich mit schubladisiert. 
Jetzt plötzlich tauchen viele der vor 
zwanzig Jahren entwickelten Gedanken 
in den Reden der dynamischen 
Modernisierer wieder auf. Da stellt sich 
doch die Frage, warum gerade jetzt? 

Ist es ernstgemeint, wenn es zum 
Beispiel heißt: .Ein moderner Sozial­
staat braucht einen bürgernahen öffent­
lichen Dienst, zukunftsfähige Dienstlei­
stungen und leistungsfähige Ver­
sorgungseinrichtungen .... Die Verwal­
tungen müssen modernisiert, ihr Autbau 
muß an die Aufgaben angepaßt wer­
den. "2? Mißtrauisch läßt einen werden, 
daß mitten in der schwersten Wirt­
schaftskrise der Bundesrepublik mit ei­
ner Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte von rund 2000 Mrd. DM der 
Reformeifer ausbricht. 
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Kurt-Ulrich Heldmann, Kassel, Vorsitzender 
des Hauptpersonalrats beim hessischen Kul­
tusminister, ÖTV 

Das Beispiel Offenbach 
Gerhard Grandke kann man viel­

leicht manches nachsagen, nicht jedoch, 
daß er mit verdeckten Karten spielt. Wo 
immer er sein Konzept verkauft, erklärt 
er offen, daß es zuerst um eine Haus­
haltssanierung geht, dann um .systema­
tische stadtpolitische Entwicklungszie­
le", und das soll dann "versucht (wer­
den), mit der Modernisierung der Ver­
waltung zu verbinden" .3 Die Reform 
der Stadtverwaltung ist alles andere ein 
Selbstzweck, sie dient ausschließlich 
dem Ziel der Ausgabenkürzung (der in 
diesem Zusammenhang regelmäßig 
auftauchende, positiv besetzte Begriff 
des Sparens ist mehr als unpassend; spa­
ren nennt man gemeinhin, wenn ein Teil 
des Vorhandenen zurückgelegt wird) 
und wird halt "versucht". Getreu dem 
Motto "Trial and error" entpuppt sich 
manches von dem, was als beispielhaft 
bundesweit aufgegriffen wird, dann 
auch eher als Irrtum. So der 'Motiva­
tor' persönliche Leistungszulage etwa 
für Mehrleistungen, infolge derer sonst 
zu besetzende Stellen wegfallen können. 
Tatsächlich sind bis Mitte Mai gerade 
einmal elf der immer noch etwa 1600 
Stadtbeschäftigten in den 'Genuß - die­
ser Zulage gekommen. 4 Aber, wie ge­
sagt, auch bei mancher Augenwischerei 
noch ein ehrlicher Ansatz. 

Zum Beispiel Kassel 
Die fmanzielle Situation der nord­

bessischen Metropole ist zwar noch 
nicht ganz so dramatisch, wie sie sich in 
Offenbach darstellte, aber zweifellos 
ebenfalls ernst. Konsequenterweise hat 
der dafür zuständige Stadtkämmerer 
Jürgen Barthel ebenfalls über Kürzun­
gen nachgedacht. .Die Haushaltssanie­
rung ist die zentrale Aufgabe der näch­
sten Jahre."' Wie anderenorts auch wer­
den der .noch allzu hierarchische" Ver­
waltungsaufbau, "unnötig vieje Dop­
pelarbeiten" oder "zusätzlicher Koordi­
nierungsaufwand" als Mitursache des 
Übels entdeckt; Zustände mithin, die 
von denen, die sie jetzt beklagen, jahr­
zehntelang kultiviert wurden! 

Als Lösungsmöglichkeiten fallen den 
Verantwortlichen neben der altbekann-

von Kurt-Ulrich Heldmann* 

ten Privatisierung, die jetzt allerdings -
betriebswirtschaftlich modern - • Verrin­
gerung der Fertigungstiefe" heißt, die 
Schließung von Hallen- und Freibädern, 
die Schließung der dezentralen und bür­
gernahen( !) Einwohnerämter sowie Kür­
zungen beim Jugend- und Kulturhaushalt 
und beim Zuschuß zum ÖPNV ein. 
Zwar stellt Jürgen Barthel zutreffend 
fest, es sei • vorbehaltlos (zu) prüfen, 
welche Aufgaben die Stadt tatsächlich 
noch erfüllen muß" . Bevor mit dieser 
Aufgabenkritik aber auch nur begonnen 
wurde, präsentiert er seine Ergebnisse. 

Anforderungen 
an eine Reform 

Dies macht mit aller Deutlichkeit das 
Dilemma der gegenwärtigen Struktur­
diskussion um den öffentlichen Dienst 
deutlich. Nachdem in 'guten Zeiten' 
großzügig alle Reformansätze beiseite 
gewischt wurden, ist jetzt der fmanziel­
le Druck scheinbar so groß, daß nur 
noch nach der altbekannten Hau­
ruckmethode reagiert wird. Eine Me­
thode, die jedoch längst gescheitert ist! 
Genau die jetzt wieder praktizierte Art 
und Weise, nach kurzfristigen fi­
nanziellen Erfolgen zu schielen, hat die 
derzeitige Situation nicht verhindert! 
Die Hoffnung auf die Chance, die in der 
Krise liege, wird so schnell enttäuscht. 

Eine Strukturdiskussion des öffentli­
chen Dienstes ausgehend von einem re­
formorientierten Politikansatz muß an­
ders aussehen. 

An erster Stelle muß die Aufgaben­
kritik stehen. Dabei geht es um die poli­
tische Entscheidung, welche Aufgabe 
und Funktion der öffentliche Dienst zu­
künftig einnehmen soll. Die Entschei­
dung kann weder fiskalisch noch be­
triebswirtschaftlich begründet werden. 
Öffentliche Dienstleistung ist -be­
triebswirtschaftlich- häufig unproduktiv, 
aber ein wesentliches Element zur Ge­
staltung gesellschaftlicher Verhältnisse. 6 

Wie andere und ältere Demokratien zei­
gen, ist diese Gesellschaftsform auch 
ohne den in Deutschland - nOJ:h? - vor­
zeigbaren Standard sozialer Absicherung 
denkbar. Sozialstaat bedeutet aber nun 
einmal ein hohes Maß an subventionier­
ter staatlicher Leistung. Gleiches gilt für 
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das Rechtsstaatssystem in diesem Land. 
Wie schnell eine unter Kosten-/Lei­
stungskriteriengeführte Auseinanderset­
zung zu einem Abbau elementarer Bür­
gerrechte führen kann, haben die Dis­
kussion um das Asylrecht oder - aktuell -
das • Verbrechensbekämpfungsgesetz", 
mit dem gerade bei geringfügigen Ver­
geben eine Rechtswegeverkürzung ange­
strebt wird, verdeutlicht. 

Die Entscheidung darüber, welchen 
öffentlichen Dienst wir uns leisten wol­
len, ist zwar eine politische, sie darf je­
doch nicht von Politikern allein ge­
troffen werden. Sie setzt einen gesell­
schaftlichen Diskurs voraus und muß 
vor allem von den davon Betroffenen, 
also den Bürgerinnen und Bürgern ge­
tragen werden. 

Erst danach, also wenn die politische 
Zielsetzung erfolgt ist, ist die Verwal­
tung gefordert, einen zukunftsorien­
tierten öffentlichen Dienst schaffen, der 
ein Garant für einen funktionierenden 
Sozialstaat ist, der bürgerorientiert ar­
beitet, der bezahlbar bleibt und der 
gleichzeitig auch für zukünftige Ge­
nerationen als Arbeitgeber attraktiv ist. 

Auch dabei ist der Anspruch auf Par­
tizipation zu berücksichtigen. Eine Ver­
waltungsreform, die nach einem hierar­
chischen Führungsmuster umgesetzt 
werden soll, muß scheitern. Nur wenn 
neue Strukturen von denen, die die Lei­
stungen erbringen und denen, die sie in 
Anspruch nehmen, gemeinsam entwik­
kelt werden, gibt es eine Erfolgschance. 

Das setzt jedoch nicht nur ein neues 
Bewußtsein beim Behördenmanagement 
voraus, sondern verlangt vor allem aus­
reichend Zeit. Deshalb muß damit so 
schnell wie möglich begonnen werden. 
So wichtig die von Horst Arenz (in spw 
2/94, S. 12) geforderten Reformen des 
Dienst- und Arbeits-, Haushalts- oder 
Finanzrechts sind, sie können nicht ab­
gewartet werden. Wirksame Verände­
rungen sind auch jetzt schon möglich. 
Und es sollte der Anspruch auf 
Perfektionismus aufgegeben werden. 
Die 80%-Regel gilt auch hier, ebenso 
wie die Bereitschaft, Fehler zu riskie­
ren, die als Chance zum Lernen genutzt 
werden müssen. 

Daß dies mehr als eine theoretische 
Vision ist, zeigen beispielhafte Ansätze. 

Zum Beispiel 
Main-Kinzig-Kreis 

Dieser Landkreis bat ebenso wie die 
oben genannten Städte erhebliche Fi-

nanzprobleme. Anders als bei diesen 
haben alle Beteiligten, politisch Verant­
wortliche, Beschäftigte, Gewerkschaft, 
einen Konsens gefunden, der von der 
Zielbestimmung ausgeht, .die Verwal­
tungen als sozialpolitischen Faktor zu 
erhalten"'.Die Entwicklung und Umset­
zung notwendiger und sinnvoller Struk­
turveränderungen erfolgt unter weitge­
hender Beteiligung der Beschäftigten, 
ein Projektbeirat mit Vertretern der 
Verwaltungsspitze, Gewerkschaften 
und Personalrat dient in auch dort vor­
kommenden Konfliktfällen als 'Clea­
ringstelle ' . 

Seitens der ÖTV wird zu Recht an­
gemerkt, damit könne auch der Beweis 
erbracht werden, daß „das Argument 
der Serviceverbesserung bei Privaten 
Legende (ist), ähnliche Leistungen 
(können) sogar billiger - da kein Ge­
winnstreben - von öffentlichen An-

Neue Strukturen mus­
sen von denen, die die 
Leistungen erbringen 
und denen, die sie in 
Anspruch nehmen, 
gemeinsam entwickelt 
werden. 

bietem erreicht werden, wenn intern 
entsprechende Strukturen geschaffen 
werden" . Der gesellschaftspolitische 
Anspruch und der nach Verbesserung 
von Arbeitsbedingungen werden so zu­
sammengebracht. 

Noch gibt es keine abschließenden 
Erfahrungen, noch ist auch nicht ausge­
schlossen, daß .Schnellschüsse, um 
Einsparungen zu erreichen" zum Mittel 
der Wahl werden. Doch erste Erfolge 
lassen hoffen, daß sich langfristige Ver­
nunft gegenüber kurzfristigen populisti­
schen Entscheidungen durchsetzen 
kann. Eine Linie, die auch von anderen 
verfolgt wird. 

Zum Beispiel hessische 
Kultusverwaltung 

Nachdem mit dem Hessischen Schul­
gesetz das Konzept der eigenständigen 
Profilbildung der Schulen unter Einbe­
ziehung aller Beteiligter, Lehrer, El­
tern, Schüler, zum Handlungsrahmen 
gemacht wurde, war es eine logische 
und zwangsläufige Konsequenz, auch 
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die Schulverwaltung so umzubauen, daß 
sie den an sie gestellten neuen Anforde­
rungen entspricht. 

Als Ziele dafür nannte Kultusmini­
ster Hartmut Holzapfel: 
• Verlagerung von Entscheidungs­

kompetenzen nach unten, 
• Schaffung von mehr Transparenz in 

Entscheidungsprozessen, 
• Regionalisierung der Schulentwick­

lung, 
• Straffung von Arbeitsabläufen und 
• mehr Zusammenarbeit, weniger 

Hierarchie. 8 

Also auch hier kein Personal­
reduzierungsprogramm, sondern der 
Anspruch, Verwaltungsreform als ge­
staltenden Prozeß anzugehen. Verbun­
den ist das mit dem Ansatz der umfas­
senden Betroffenenbeteiligung, abgesi­
chert in einem Kooperationsabkommen 
mit dem Hauptpersonalrat. Auch hier ist 
noch offen, ob dieser Ansatz letztlich 
trägt. Wenn 1995 der neugeordnete 
Länderfmanzausgleich greift, besteht 
die Gefahr, daß der drohende Ruin zu 
hektischer Aktivität führt, mit der der 
Reformanspruch dann erledigt wird. 

Ein langfristig angelegter, am ~} 
spruch einer demokratischen ~f 
schaft orientierter Reformansatz scliiic 
tert zumeist noch am Bewußtsein viei~r 
Handelnder, die in einer hierarchischen, 
von oben nach unten durchorganisier­
ten, allen demokratischen und partizipa­
tiven Vorstellungen gegenüber feindli­
chen Verwaltungswelt groß geworden 
sind. Nicht nur, aber vor allem bei den 
politischen Entscheidungsträgern muß 
die Veränderung mit dem Wollen be­
ginnen. 

Rudolf Scharping, in: Vorwärts 5/94, S. 5 
Diskussionsentwurf „Regierungsprogramm 
1994 \ SPD Intern Sonderdruck, S. 24 

3 G. Grandke/Dr. C. Barthel/M. Weimer: 
.. Schlanke Verwaltung für ein fettes Stadtsäk· 
kel\ in: Der Städtetag 4/1993, S. 264ff. 
Zur generellen Problematik dieses Instruments 
vgl. Horst Arenz: Privatisierung oder Staatsre­
form, in: spw 2/94, S. 11 
Dies und die folgenden Zitate aus der Rede 
zum Entwurf des Haushaltsplans 1994, 
Stadtverordnetenversammlung Kassel am 
13.12.1993 
vgl. dazu auch Cersten Sieling: Über leere Kin­
dergärten und den sozialdemokratischen Ge­
brauch von Rasenmähern, in: spw 3/94, S. 6 
Dies und die folgenden Zitate nach: Kooperati­
on Main-Kinzig-Kreis. Dokumentation der Ge­
werkschaft ÖTV, Kreisverwaltung Hanau, Ok­
tober 1993 
vgl. Presseerklärung des hessischen Kultusmi­
nisters vom 29.7.1993 
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Eine.eigenständige und demokratische 
Gesundheitspolitik gestalten 

Gesundheitspolitik 
wird unterschätzt 

11aditionell haben es Gesundheits­
politiker in der SPD nicht leicht. 
n der politischen Basisarbeit in 

den Ortsvereinen und Unterbezirken 
kommt Gesundheitspolitik kaum vor, in 
Wahl- und Parteiprogrammen fristet sie 
ein Schattendasein. Wer kennt schon die 
„Gesundheitspolitischen Leitsätze" des 
Hamburger Parteitages von 1977 oder 
den vierten Abschnitt des Orientierungs­
rahmens 1985? Wer weiß schon, daß 
die SPD-Gesundheitspolitik in der Per­
son des in Theresienstadt ermordeten jü­
dischen Reichstagsabgeordneten Julius 
Moses, der in Berlin als Kassenarzt 
w,rkte und dort die Zeitschrift ,Der 
Kassenarzt" herausgab, ein großes Vor­
bild benennen kann?' 

Die Gründe dafür kann man nur ah­
nen, zumal der Stellenwert von Gesund­
heitspolitik auch in den anderen Parteien 
und in fast allen Kabinetten nie zu hoch 
angesiedelt gewesen ist. Im Gegenteil: 
In Bonn gibt es erst seit dem Kabinett 
Brandt/Scheel ein eigenständiges Ge­
sundheitsressort, das bis heute eine typi­
sche • Verfügungsmasse" für Koaliti­
onsverhandlungen und für z. T. abenteu­
erliche Ressortzuschnitte darstellt. Erst 
in allerjüngster Zeit wurde die Abtei­
lung ,Krankenversicherung" vom Sozi­
al- in das Gesundheitsministerium ein­
gegliedert. Erst damit bekam das Ge­
sundheitsressort in Bonn ein eigenes Ge­
wicht, weil über diesen Zweig der ge­
setzlichen Sozialversicherung das deut­
sche Gesundheitswesen zu einem we­
sentlichen Teil gesteuert wird. 

Nach wie vor wird auch das Gesund­
p.eitswesen von vielen, ich glaube sogar 
von den meisten, Bürgerinnen und Bür­
gern als Krankenversorgung betrachtet. 
Die wichtigen Sektoren der Gesund­
heitsförderung, der Prävention und Re­
habilitation werden immer noch zu we­
nig beachtet. Krankenbehandlung aber 
wird in der Regel als Aufgabe von Ex-

• Fritz Riege, Hannover, Staatssekretär a.D. 
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perten und Fachleuten betrachtet, in der 
Laien· wenig zu sagen haben, und bei 
der es auch wenig Spielraum für politi­
sche Entscheidungen gibt. Allenfalls 
gibt es berechtigte Aufregungen bei 
Blut-, Arzneimittel- oder Skandalen der 
Umwelt- und Lebensmittelvergiftung 
oder beim Versagen des Arbeitsschut­
zes. Aber dies geschieht in der Regel als 
Hinterherlaufen hinter den Schäden und 
nicht so sehr als vorsorgende Gesund­
heitspolitik. Erst sehr langsam ent­
zünden sich an solchen Beispielen basis­
politische Aktivitäten, und darin liegt 
eine Hoffnung für mich, daß es gelingt, 
mehr Engagement von Bürgerinnen und 
Bürgern in den Grundorganisationen der 
SPD für eine eigenständige und demo­
kratische Gesundheitspolitik zu errei­
chen. Die Entwicklung der Arbeits­
gemeinschaft der Sozialdemokraten im 
Gesundheitswesen von einer Ex­
pertengemeinschaft von Angehörigen 
von· Heilberufen (früher Arbeits­
gemeinschaft sozialdemokratischer Ärz­
te und Apotheker - ASÄ) zu einer ge­
sundheitspolitischen Kraft gibt einen zu­
sätzlichen Schwung in diese Rich­
tung. Je mehr sich diese Arbeitsge­
meinschaft mit Themen wie der ge­
meindebestimmten Psychiatrie, der ge­
sundheitlichen Selbsthilfegruppen, des 
Pflegenotstandes, der Umwelt- und So­
zialhygiene beschäftigt, desto mehr 
Chancen für eine Basisverankerung von 
Gesundheitspolitik sind gegeben. 

Eine weitere Erklärung für die lang­
anhaltende .Stiefkindsituation" der Ge­
sundheitspolitik in der SPD liegt in un­
serem berechtigten sozialpolitischen 
Grundanliegen, Gesundheitsleistungen 
unabhängig vom Geldbeutel zu gewäh­
ren. Wir haben diese Priorität für den 
Sozialstaat und die gesetzliche So­
zialversicherung so stark verinnerlicht, 
daß wir Gesundheitspolitik im Grunde 
als eine Magd der Sozialpolitik verste­
hen. Über dieses wichtige Oberziel der 
sozialen Gerechtigkeit im Gesundheits­
wesen dürfen aber andere Aufgaben 
nicht in den Hintergrund rücken. Ein 
leistungsfähiges Gesundheitswesen be­
darf auch einer bedarfsgerechten Infra-

von Fritz Riege* 

struktur, einer Sicherung der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung sowie der For­
schung und schließlich einer integra­
tiven Abstimmung von Prävention, Ku­
ration, Rehabilitation, Eingliede­
rungshilfe für Behinderte und der Pfle­
ge. Und schließlich müssen wir das 
Ganze bezahlbar halten, ohne wie in der 
Vergangenheit nur noch in Sachen ,Ko­
stendämpfung" zu rotieren.' 

Aktuell stehen wir vor zwei Haupt­
aufgaben: Der Abwehr der Privatisie­
rung des Sozialstaats durch Konservati­
ve und Liberale und einer Demo­
kratisierung des Gesundheitswesens. 
Daneben stehen eine Fülle anderer The­
men, denken wir z.B. nur an die ethi­
schen Dimensionen der Fortpflanzungs­
medizin. Im folgenden sollen aber nur 
die m.E. wichtigsten beiden Hauptthe­
men angesprochen werden. 

Konservative und liberale 
Konzepte müssen abge­

wehrt werden 

Es erscheint offensichtlich, daß der 
CSU-Bundesgesundheitsminister nicht 
auf die Ergebnisse des Gesundheits­
strukturgesetzes, z.B. in Sachen .Posi­
tivliste für Arzneimittel, Fallpauschalen 
für Arzthonorare und Krankenhauspfle­
gesätze warten möchte, sondern einen 
weiteren Schritt zur Veränderung des 
Gesundheitswesens ins Auge faßt. Das 
Gutachten der Sachverständigenkom­
mission der Konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen soll dafür Anhalts­
punkte bieten. Praktisch geht es dabei 
um neue und andere Solidaritäten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung, die 
als eine Art Vorstufe zur Privatisierung 
anzusehen sind. Diejenigen, die den 
Schutz der gesetzlichen Krankenversi­
cherung nicht oder nicht mehr nötig ha­
ben, sollen daraus ausscheiden. Das 
klingt zunächst plausibel, ist es aber 
nicht, denn die gesetzliche Krankenver­
sicherung muß dann in Zukunft auf Bei­
träge von Besserverdienenden ver­
zichten, und eine· Solidarversicherung, 
die nur aus alten und. ärmeren Versi-
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cherten besteht, wird für diese teuer. 
· Die Löcher müssen dann mit Bundeszu­
schüssen zur gesetzlichen Kranken­
versicherung und damit aus Steuermit­
teln gestopft werden. Dieser Ansatz ent­
puppt sich als typischer Klientel­
vorschlag, wie er vor allem aus den Rei­
hen der FDP so ungewohnt nicht ist. 

Ähnlich ungeeignet sind die Gutach­
tervorschläge, die in die Richtung einer 
Aufteilung von Grund- und Wahllei­
stungen in der gesetzlichen Kranken­
versicherung (GKV) gehen. Die Wahl­
leistungen hängen dann letztlich von der 
Dicke des Portemonnaies ab und eine 
"Zwei-Klassen-Medizin" ist vor­
programmiert. Eher gesundheitsschäd­
lich ist weiter der Vorschlag, eine zu­
sätzliche Selbstbeteiligung mit Steue­
rungscharakter einführen zu wollen. 
Die heutigen sogenannten sozial ,trag­
baren" Selbstbeteiligungen, die durch 
Härte- und Zumutbarkeitsregeln abgefe­
dert sind, sollen durch Selbstbeteiligun­
gen. abgelöst werden, welche die Inan­
spruchnahme von Gesundheitsleistun­
gen deutlich verringern. Das aber kann 
zu erheblichen chronischen 
Gesundheitsschäden führen, und es trägt 
ebenso die Gefahren einer .Zwei-Klas­
sen-Medizin" in sich. Viertens steht 
nach wie vor der Vorschlag im Raum, 
vom Sachleistungs- zum Kostenerstat­
tungsprinzip zu wechseln. Mit der Ko­
stenerstattung würde die" GKV aber 
praktisch eine Privatversicherung ohne 
Interesse an Gesundheitsförderung oder 
an einer gesundheitspolitischen Verant: 
wortung für eine bedarfsgerechte Ange­
botsstruktur in Stadt und Land. Weitere 
Facharztverdichtungen in städtischen 
Zentren und entsprechende Rückzüge 
von Ärzten vom Lande wären die Fol­
gen. Eine GKV, die nur noch für ihre 
Erstattungstarife, nicht aber mehr für 
das Gesundheitswesen vor Ort Ver­
antwortung trüge, wäre ein Greuel. 
Eine Reihe weiterer Nachteile, 
einschließlich der Überflüssigkeit kas­
senärztlicher Vereinigungen, träten hin­
zu.' 

Für solcherlei sozial- und gesund­
heitspolitische Entwicklungen kann die 
SPD ihre Hand nicht reichen. Unser 
Feld sollte vielmehr die vernünftige 
Umsetzung der Positionen bleiben, die 
wir im Lahnsteiner Kompromiß zum 
Gesundheitsstrukturgesetz eingebracht 
haben. Die Vorschläge, welche die Ber­
liner Ärztekammer und ihr Präsident 
Elis Huber dazu gemacht haben, er­
scheinen mir für eine SPD-Gesundheits-

politik fruchtbarer zu sein als die neuen 
Anläufe aus dem Seehafer-Ministerium 
bzw. der Konzertierten Aktion.• 

Für die Bildung 
demokratischer Gesund­

heitsgemeinschaften 

Die Berliner Kammer setzt auf neue 
Zusammenarbeitsformen, wie sie z.B. 
auch unter der Überschrift .medizini­
sche Selbstverwaltung" in den gesund­
heitspolitiscben Leitsätzen der SPD von 
1977 anklingen, und auf ein demokrati­
scheres Gesundheitswesen. Ich habe 
dazu die Bildung von vor allem kom­
munalen und regionalen Gesundheitsge­
meinschaften konzipiert.' Ansätze dazu 
existieren bereits in örtlichen Arbeits­
kreisen für Gesundheit, die im Zuge der 
Programme der Weltgesundheitsorga­
nisation ,Gesundheit im Jahre 2000" 
und ,Gesunde Städte" entstanden sind. 
In der Regel handelt es sich dabei um 
Zusammenschlüsse von Gesundheitsin­
itiativen, Selbsthilfegruppen teils unter 

Das Gesundheitswesen 
bietet eine gute Chan­
ce, um Demokratisie­
rung in dieser Gesell­
schaft weiterzuentwik­
keln. 

Einschluß konventioneller Gesundheits- · 
vereine und Behindertenverbände sowie 
gewerkschaftlicher und betrieblicher 
Gesundheitszirkel. Gesundheitsämter, 
örtliche Krankenkassen und 
Kreisärztevereinigungen stellen dafür 
oft Geschäftsstellen oder arbeiten in den 
Arbeitskreisen mit. .Gesundheitsmärk­
te der Möglichkeiten" oder Ge­
sundheitsberatungszentren, Gesund­
heitsläden u.ä. sind an einigen Stellen 
öffentlicher Ausdruck solcher Aktivitä­
ten. An Orten, an denen sich Gesund­
heitsgefahren manifest machen, wie 
z.B. Leukämie in der Elbmarsch, ge­
sundheitsgefährliche Deponien, krebs­
gefährdende Produkiionsstätten, tragen 
solche Gesundheitsinitiativen betont 
kämpferische Züge. Darüber hinaus 
entfalten örtliche Krankenkassen, Ärz­
tevereine und Behindertensportvereine 
zusätzliches Engagement in der Gesund­
heitsförderung„ 

Diese Aktivitäten gilt es m. E. zu 
bündeln und zu stärken in Gesundheits­
gemeinschaften vor Ort und in der Re­
gion. In der Gesundheitsgemeinschaft 
sollen Vorschläge für Kampagnen und 
Untersuchungen insbesondere im Be­
reich der Gesundheitsförderung ge­
macht und örtliche bzw. regionale 
Förderungskonzeptionen entwickelt 
werden. Entsendungsberechtigt sollen 
vor allem die genannten Selbsthilfe­
gruppen und Verbände sein, in der 
Gesundheitsgemeinschaft soll es aber 
auch eine Berufsbank mit V ertretem der 
Heilberufe (Ärztinnen und Ärzte,' 
Schwestern und Pfleger, Apotheken, 
Krankenhäuser, Behinderteneinrichtun­
gen) und der Selbstverwaltung der 
Krankenkassen sowie des Gesundheits­
amtes geben. Das Gesundheitswesen 
bietet eine gute Chance, um Demokrati­
sierung in dieser Gesellschaft weiterzu­
entwickeln. Bürgerengagement und 
Fachwissen im Gesundheitsbereich 
zusammenzuspannen, erscheint mir ein 
fruchtbarer Ansatz für eine soziale De­
mokratie, für einen demokratischen .So­
zialismus. . ,,.,.,, 

Im Mai 1990 sagte Friedrich,~" 
lemer, daß der Sozialismus auf •:;~ij["ii 
Fall wieder mit einer neuen Avantprile 
anfangen dürfte, die genau wüßte; '#ie 
die Menschen zu verändern sind und 
wer sie verändert. Veränderungen 
könnten vielmehr nur mit den Betroffe­
nen gemeinsam geschehen.• Ich denke, 
im Gesundheitswesen gibt es viele. sol­
cher Verbesserungsmöglichkeiten, für 
die man einen politischen Verfahrens­
rahmen schaffen muß. 
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SPD-Abgeordnete 
gegen die sog. Postreform 

Am 29. 6. gaben die SPD-Abgeordne­
ten Schöfberger u.a. folgende Erklärung 
zur sogenannten Postreform II ab, in 
der sie - abweichend von der Mehr­
heitsposition der SPD-Fraktion - ihre 
Ablehnung in der Bundestagsabstim­
mung begründen: 

Post und Telekommunikation die­
nen einem menschlichen und ge­
sellschaftlichen Grundbedürfnis 

und damit der elementaren Daseinsvor­
sorge. Post- und Kommunikationspolitik 
ist daher Gesellschaftspolitik, nicht nur 
Wirtschaftspolitik. Wir sind wie die 
Mehrheit des Bundestages für ein . 
leistungsfähiges, bürgernahes, kosten­
günstiges und auch international wettbe­
werbsfähiges Post- und Telekom­
munikationswesen. Die flächendecken­
de Infrastruktur ist Voraussetzung einer 
am Gemeinwohl orientierten Daseins­
vorsorge. Nicht zuletzt legen wir ganz 
besonderen Wert auf menschenwürdige 
Lebens- zund Arbeitsbedingungen für 
670.000 Beschäftigte, die uns allemal 
wichtiger sind als der Profit. 
Wir können der sog . • Postreform II" 
aus folgenden Gründen nicht 
zustimmen: 

· 1. Die .Postreform II" mag zwar ge­
eignet sein, die künftige Wettbewerbs­
fähigkeit der Telekom auf dem europäi­
schen Markt zu stärken. Der dafür zu 
zahlende Preis, die Zerschlagung und 
Totalprivatisierung des größten Unter­
nehmens in Europa, ist uns viel zu hoch. 
Die Wettbewerbsfähigkeit ließe sich 
auch anderweitig sichern, z.B. durch 
weiteren Abbau beamtenrechtlicher, 
hierarchischer und bürokratischer 
Strukturen, durch Einführung eines zu­
kunftsorientierten, innovationsfreudigen 
Managements oder durch eine Sonder­
lösung für Telekom. 

2. Die .Postreform II" bricht mit ei­
ner in Deutschland seit Jahrhunderten 
bestehenden und bis heute wohlbegrün­
deten Verfassungstradition, wonach die 
Post öffentlich-rechtlich organisiert ist 
und damit im Dienste des Gemeinwohls 
und nicht des privaten Profits steht. 

3. Die .Postreform II" fördert ge­
wollt. oder ungewollt die Verwirkli­
chung der neoliberalen Ideologie, wo-
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nach sich der Staat gefälligst auf die 
kostspielige und nichtprofitable Siche­
rung bestehender Eigentums- und 
Machtverhältnisse durch Bundeswehr, 
Polizei und Justiz, auf die kostenträchti­
ge Bereitstellung von Infrastrukturen 
(z.B. Straßenbau), auf die Ausbildung 
von Menschen für den Verwer­
tungsprozeß und allenfalls auf die 
(noch) nicht profitablen Zweige der Da­
seinsvorsorge zu beschränken habe, und 
alles, was gewinnträchtig ist oder wer­
den könnte, nach dem Motto .social 
costs and private benefit" dem ungehin­
derten Profilstreben Privater überlassen 
bleibt. 

4. Die .Postreform II" zerschlägt 
ein ehemals leistungsstarkes einheit­
liches oder jetzt zumindest noch verbun­
denes Post- und Fernmeldewesen in drei 
selbständige Teile. Damit zerschlägt sie 
den bisherigen Finanzverbund. der so­
wohl bürgerfreundliche Tarife im Post­
dienst aber auch regelmäßige Milliar­
denabführungen an den Bundeshaushalt 
gewährleistet hat, deren zukünftiger 
Ausfall unverantwortlich ist. 

5. Die drei Teile der ehemaligen 
Deutschen Bundespost werden in Akti­
engesellschaften umgewandelt und völ­
lig privatisiert, statt sie zumindest als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften zu 
organ1S1eren. Nach einer dürftigen 
Übergangsfrist behält sich der Staat we­
der die Aktienmehrheit (wie bei der 
Bahn AG) noch einen nachhaltigen 
rechtlichen oder politischen Einfluß auf 
die künftigen AGs vor. Damit werden 
diese AGs mittelfristig nur noch nach 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen, 
d.h. profitorientiert geführt werden. 
Über kurz oder lang steht der dürftige 
Infrastrukturvorbehalt auf dem Papier: 
Infrastruktur nur noch, wenn und solan­
ge sie sich rentiert. Die umfangreiche 
Stillegung gut frequentierter aber den­
noch .unrentabler" Großstadt-Post­
ämter und der Rückzug der Post aus 
dem Land läßt für die Zukunft Böses be­
fürchten. 

6. Vor dem Gang an die Börse muß 
der Bund die drei AGs mit Milliarden 
Steuergelder (z.B. für Pensionslasten) 
entschulden und sanieren, damit die 
AGs überhaupt börsenfähig sind. 

7. Nach dem Gang an die Börse wird 
sofort filettiert werden: Für die Aktien 
der unrentablen Postdienst AG wird der 
Bund bestenfalls Spottpreise erzielen, 
die Aktien der rentablen Telekom AG 
werden reißenden Absatz finden, aber 
sicher nicht in Streubesitz kommen. Die 
Postbank AG wird wegen ihres attrakti­
ven Zweigstellennetzes von einer Groß­
bank geschluckt werden. Insgesamt 
wird abermilliardenschweres Volksver­
mögen in konzentrierten Privatbesitz 
überführt. Dies ist ein skandalöser Bei­
trag zur weiteren Verschärfung des 
Verteilungsunrechts in der Bundesre­
prublik. Die Zeche für die neue Vermö­
genskonzentration zahlen die Postbenut­
zer. 

8. Als Folge der Privatisierung und 
der künftigen Gewinnorientierung ist in 
absehbarer Zeit mit drastischen.Preiser­
höhungen, mit dem Einstellen un­
rentabler Dienstzweige, mit Massenent­
lassungen, mit deutlich höherem Lei­
stungsdruck auf die Beschäftigten und 
deshalb mit harten Lohnkämpfen zu 
rechnen. Wer für den blanken Kapitalis­
mus sorgt, darf sich nicht wundern, 
wenn er ihn bekommt. 

9. Selbst wenn man der .Postreform 
II" ganz oder teilweise zustimmen 
könnte, ist die heutige Entscheidung des 
Bundestages eine Brüskierung der Deut­
schen Postgewerkschaft und des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes, der wir 
uns als Sozialdemokratinnen und Sozial­
demokraten wie als Gewerkschaftsmit­
glieder energisch widersetzen. Die 
Postgewerkschaft kämpft in diesen Ta­
gen zäh und mit Warnstreiks um die Si­
cherung der durch die Privatisierung be­
drohten sozialen Rechte und der Mit­
bestimmung der Beschäftigten. Die be­
gleitende Anzeigenkampagne der Ar­
beitgeber zeigt uns bereits jetzt, was 
die 670.000 Beschäftigten künftig zu er­
warten haben und was dagegen vorbeu­
gend getan werden muß. Wir sind nicht 
bereit, eine wie immer geartete .Postre­
form II" ohne Sicherung der sozialen 
Rechte und der Mitbestimmung von 
670. 000 Beschäftigten zu verabschie­
den. 
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WELTÖKONOMIE 

Der pazifische Raum: 
neues Zentrum der Weltwirtschaft? 

a Aufkommen einer neuen, do­
inierenden Weltregion zeich­

et sich ab. Die alten Pro­
phezeiungen, dem pazifischen Raum ge­
höre in ökonomischer Hinsicht die Zu­
kunft, scheinen sich zu realisieren. Al­
lein die Region um das ökonomisch er­
folgreiche Japan und die „ vier kleinen 
Tiger" (Singapur, Hongkong, Taiwan, 
Südkorea) ist spätestens seit den Wirt­
schaftsreformen in China tatsächlich zu 
einem höchst potenten Wirtschaftsraum 
geworden. Zahlreiche hochkarätige De­
legationen aus dem Westen und dann die 
publikumswirksame Tagung der APEC 
(die .Organisation für Asiatisch-Pazifi­
sche Zusammenarbeit" wurde 1989 ge­
gründet) in Seattle im vergangenen No­
vember verdeutlichen, daß dort langsam 
ein neues Zentrum im Entstehen begrif­
fen ist und erste Integrationsschritte 
sondiert werden. 

Konkurrenz der Triade 
und regionale Integration 

Überhaupt scheint die Entwicklung 
der Weltwirtschaft in eine Phase zu tre­
ten, in der die Regionalisierung von Be0 

deutung ist, weil (selbst große) Na­
tionen zu klein für erfolgreiche Konkur­
renz sind und der Weltmarkt zu groß ist 
für enge Kooperation, gezielte Regulie­
rung und selektive Adaption. Somit 
stellt die .Bildung von regionalen 
Präferenzzonen" (N. Walter 1993: 16) 
eine Art pragmatischen (Zwischen-?) 
Schritt der Globalisierung dar. Bei all 
dem Reden über Regionalisierung muß 
jedoch berücksichtigt werden, daß der 
Austausch nicht nur in, sondern auch 
zwischen den Regionen sehr hoch und 
intensiv ist, nicht zuletzt auch durch die 
Multinationalen Konzerne, die 
sogenannten .Global Players" mit ihren 
kontinent-übergreifenden .Mergers" 
(Unternehmenskooperationen, Anm. 

Dr. Edgar Göll, Sozialwissenschaftler in Berlin, 
Mitglied der spw-Projektgruppe Interna­
tionales. Kürzlich ist seine Dissertation unter 
dem Titel .Vom Aufschrei zum erleichterten 
Seufzen? Handelspolitische Entscheidungs­
prozesse und Akteurstrategien im US-Kon­
greß während der 2. Administration Reagans 
(1985-88)" als -Buch erschienen, im Peter 
Lang-Verlag, Frankfurt 1994. 

der Red.) und supranationalen „Projek­
ten". 

Angesichts der Krise des • Fordis­
mus" und des verschärften globalen 
„ Wettbewerbs der Systeme" kommt der 
weltwirtschaftlichen Regionalisierung 
insofern Bedeutung zu, als dabei Staaten 
unterschiedlicher Niveaus und Tra­
ditionen durch eine engere Abstimmung 
und Intensivierung des Wirtschafts­
austausches Vorteile erzielen wollen. 
Deutlich wird dieser Trend in allen drei 
Regionen der „Triade" (Japan, EU, 
USA). Die Konkurrenz innerhalb der 
Triade ist ein konstitutives Element der 
kapitalistischen Weltwirtschaft, überla-

Es geht darum, welcher 
der diversen „Kapitalis­
men" (Michel Albert) im 
Sinne ökonomischer 
Kriterien und politischer 
Stabilität am erfolg­
reichsten ist. 

gert von dem Spannungsverhältnis zwi­
schen den Triademächten und den südli­
chen Ländern und Regionen. Es geht 
darum, welcher der diversen ,Kapitalis­
men" (Michel Albert) im Sinne öko­
nomischer Kriterien und politischer Sta­
bilität am erfolgreichsten ist und den ak­
tuellen Herausforderungen und Be­
schleunigungen am besten begegnen 
kann. Während die Integration souverä­
ner Staaten im Rahmen der EU inzwi­
schen am weitesten gediehen ist, ziehen 
Kanada, USA und Mexiko mit 
,,NAFTA" nach, und auch im pazifi­
schen Raum gibt es Anzeichen für enge­
re wirtschaftliche Kooperation. Dort 
expandieren einige Nationalökonomien 
mit zweistelligen jährlichen Zuwachsra­
ten - für die stagnierenden OECD­
Staaten ein vergangener Traum. Das 
Zentrum des Booms liegt auf der asiati­
schen Seite des Pazifiks, vor allem 
angetrieben durch Japans eigenes 
spektakuläres Wirtschaftswachstum und 
dessen stimulierende Wirkung auf die 
benachbarten Wirtschaften und den 

von Edgar Göl/* 

Transpazifikhandel" (P. Kennedy 1993: 
26f.). 

Heterogene Integration 
in der Pazifikregion 

Die pazifische Region setzt sich 
allerdings aus unterschiedlichsten 
Staaten zusammen. Auf asiatischer 
Seite können vier Subregionen unter­
schieden werden (Paul Kennedy): 
Japan; die vier ostasiatischen • Tiger"; 
die großen Staaten Thailand, Malaysia 
und Indonesien; und die „zurück­
gebliebenen" kommunistischen Gesell­
schaften Nordkorea, Vietnam, Kam­
bodscha und Birma; sowie China. Auf 
der amerikanischen Seite des Pazifik ge­
hören vor allem die USA und Kanada 
dazu. Als Forum für eine koiltinent­
übergreifende Zusammenarbeit wutji!, 
bereits 1989 die Organisation )~ 
Asiatisch-Pazifische Zusammenarbeit 
(APEC) gegründet. Ihre ~itglieder sind 
Kanada, USA, Japan, Südkorea, VR 
China, Taiwan, Hongkong, Australien, 
Neuseeland, und die sechs ASEAN­
Staaten Brunei, Indonesien, Malaysia, 
Philippinen, Singapur und Thailand; 
Mexiko und Papua-Neuginea wurden 
kürzlich aufgenommen und Chile 
kommt demnächst hinzu. In diesem von 
zwei Milliarden Menschen bewohnten 
Raum werden 40% des Welthandels 
realisiert und 50% des globalen Brutto­
sozialprodukts geschaffen. Beim Gipfel­
treffen im November 1993 in Seattle/ 
USA ließen die Regierungschefs ver­
lauten, ihre Region sei „eine Gemein­
schaft von Volkswirtschaften, in der 
Hemmnisse für Handel und Investi­
tionen abgebaut werden, Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Investitio­
nen sich frei bewegen, Fortschritte im 
Telekommunikations- und Transportwe­
sen erzielt werden, die Aus- und Fort­
bildung verbessert und die Umwelt ge­
schützt wird" (Europa-Archiv 2/1994: 
D47). 

Für eine Einschätzung solcher Ver­
lautbarungen sollen ein Blick auf einige 
Elemente des pazifischen Systems, also 
die wichtigsten Staaten der Region 
geworfen, und ihre Positionen und 
Interessen skizziert werden. 
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Das Kraftzentrum stellt zweifellos 
Japan dar. Es ist das größte Gläubiger­
land der Welt, ist größter Investor, es 
liegt hinsichtlich seiner privaten Ausga­
ben für Forschung und Entwicklung 
weltweit an erster Stelle und ist größter 
Zahler von Entwicklungshilfe. Japan 
dominiert demnach auch die Region: 
"Japans wirtschaftliche Macht ist beson­
ders in Ostasien konzentriert, wo es ent­
weder an erster oder zweiter Stelle als 
Handelspartner, Geber von Wirtschafts­
hilfe, Investor oder Technologieliefe­
rant steht" (Drifte 1994: ·56). Ohne 
symbolträchtige Verträge expandieren 
Japans ökonomische Verflechtungen 
und Einflußsphären in der Region in 
eher informeller Weise. "Obwohl Japan 

sich offiziell gegen einen asiatischen 
Wirtschaftsblock wehrt - wegen mögli­
cher Gegenmaßnahmen in Europa und 
Nordamerika und auch wegen seiner in 
der Tat globalen Wirtschaftsinteressen -
, so besteht doch schon in vieler Hin­
sicht ein solcher Wirtschaftsblock, der 
von Japan dominiert wird und in den an­
dere Staaten nicht so leicht eindringen 
können. Mehr als 60 % der japanischen 
Wirtschaftshilfe geht in diese Region, 
was dazu beiträgt, daß diese Märkte in 
hohem Maße auf Japan zugeschnitten 
sind." (Drifte 1994: 56f.) Aber nicht 
nur der bisherige wirtschaftliche Erfolg 
des Modells Japan ist beachtenswert. 
Verschiedene Autoren sind darüber­
hinaus der Auffassung, daß Japan aus 
der jetzigen Krise - wie bereits nach frü­
heren Strukturkrisen - gestärkt hervor-
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gehen wird, so daß .Japans Einfluß nur 
wachsen kann" (Drifte 1994: 59). 

Ein gänzlich anderer mächtiger pazi­
fischer Akteur ist die VR China, und 
zwar nicht nur in politischer Hinsicht. 
Das riesige Potential an Arbeitskräften 
und Konsumenten lockt nach den Wirt­
schaftsreformen immer mehr Investoren 
an, zumindest in die günstigen Küsten­
regionen. Im kommenden Jahr könnte 
China gar dem GATT bzw. der 
Welthandelsorganisation (WTO) beitre­
ten. Zweistellige Wachstumsraten ha­
ben westliche Medien und Konzerne 
fast zu einem Goldgräberfieber ver­
führt. Doch die Statistiken sagen noch 
nichts aus über die konkrete Lage vor 
Ort und über die realen Investitions- und 

Gewinnchancen, geschweige denn über 
die Lage der Chinesen selbst. 

Der Modernisierungsschub verur­
sachte Dynamik, Mobilität und Migra­
tion, und damit auch existentielle Unsi­
cherheiten. Auf welch tönernen Füßen 
die ökonomischen Erfolge Chinas ste­
hen, zeigt eine von der Regierung in 
Auftrag gegebene aktuelle Studie, das 
.Blaubuch" (Süddeutsche Zeitung 
25.3.1994: 7): .um ein Chaos zu ver­
meiden, müsse die Staatsführung drin­
·gend handeln, heißt es in einem 'Blau­
buch' der Sozialwissenschaftlichen Aka­
demie Chinas." Schon jetzt gäbe es eine 
beispiellose Verarmung der Bevöl­
kerung, viele Entlassungen und hohe In­
flation. Daraus ergebe sich die akute Ge­
fahr einer sozialen Destabilisierung. 
China könnte vor einer Zerreißprobe ste-

hen, ähnlich wie die ehemalige UdSSR 
während der Gorbatschow-Periode ... 

Neben diesen beiden unterschied­
lichen Kolossen gibt es in der Region 
andere Länder mit völlig anderen Struk­
turen. Darunter ist vor allem Südkorea 
zu nennen, das als .guided capitalism" 
firmiert (siehe dazu Dirk Messner in 
spw 76) und im Westen als Vorbild, als 
Entwicklungsmodell, gepriesen wird -
in Absehung der miserablen demokrati­
schen und sozialen Standards. Auf diese 
Vielfalt anderer Länder und Systeme 
soll hier nicht weiter eingegangen, son­
dern noch ein Blick auf die gegenüber 
liegende Küste des Pazifik gerichtet 
werden: In den USA zeigt die Ökonomie 
aktuell etwas Erholung, befindet sich 
aber ( spätestens seit den siebziger J ah­
ren) in einer strukturellen Krise. Auf 
Betreiben der Wirtschaftsverbände und 
des US-Kongresses reagierte die Rea­
gan-Administration in den achtziger 
Jahren unter anderem mit einer offensi­
ven Außenhandelspolitik. Ein Aspekt 
dieser Strategie waren Programme zur 
Ausweitung der Handelsbeziehungen 
mit den Nachbarländern. Das in diesem 
Zusammenhang wichtigste Abkommen 
ist das .Nordamerikanische Freihan­
delsabkommen" (NAFTA), das mittels 
intensivem Druck durch Clinton und 
die business community zustande kam 
und seit 1.1.1994 in Kraft ist. 

Die Zone des 
nordamerikanischen 

Freihandelsabkommens 

Mit dem NAFT A-Vertrag sollen die 
drei Nationalökonomien Kanadas, Me­

xikos und der USA integriert werden, 
wobei es hauptsächlich um die Regelung 
grenzüberschreitender Waren- und 
Kapitalströme geht. Schrittweise sollen 
binnen 15 Jahren fast alle Zölle abge­
schafft werden. Außerdem ist vorgese­
hen, zahlreiche sogenannte .nichttarifä­
re Handelshemmnisse" (beispielsweise 
Subventionen, staatliche Zuschüsse oder 
die institutionelle Bevorzugung inländi­
scher Anbieter bei öffentlichen Aus­
schreibungen) auszuräumen. Für die 
USA wird davon ausgegangen, daß Ar­
beitsplätze im Niedriglohnbereich und 
in traditionellen Branchen gefährdet 
sind, und daß der Konkurrenzdruck 
durch NAFTA verstärkt werden wird. 

Die wichtigste Funktion des nord­
amerikanischen Freihandelsabkommens 
ist die Förderung der Wettbewerbs-
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fähigkeit der USA im Rahmen der 
Triade. Neben dem handelsregulieren­
den GATT-System (Allgemeines Zoll 
und Handelsabkommen, das ab 
I.1.1995 mit erweiterten Kompetenzen 
als Welthandelsorganisation WTO wei­
tergeführt wird, Anm. der Red.) stellt 
NAFTA somit eine zweite Option dar, 
US-Handelsinteressen zu realisieren. 
Die US-Eliten erwarten von NAFTA ei­
nen erleichterten Zugang zu Märkten, 
Kapitalanlagemöglichkeiten, sicheren 
Zugang zu strategischen Rohstoffen 
(Erdöl), eine Erweiterung ihrer ökono­
mischen Dispositionsmöglichkeiten und 
schließlich auch Impulse für die wirt­
schaftsliberalen Reformmaßnahmen und 
die zaghaften Demokratisierungsansätze 
ihrer südlichen Nachbarn. In weiteren 
Schritten sollen· andere lateinameri­
kanische Länder - allen voran Chile und 
Argentinien - einbezogen werden. 

Die Ausgangsbedingungen für die 
NAFT A-Länder sind sehr unterschied­
lich: zum ersten Mal wurde ein Freihan­
delsabkommen zwischen einem 
hochmodernen Land der 'Ersten Welt' 
und einem Land der 'Dritten Welt' ab­
geschlossen. Die drei Länder haben 
trotz der erheblichen Differenzen je­
doch auch ähnliche Probleme (Zah­
lungs- und Haushaltsdefizite, Auslands­
schulden) und versuchen sie über die 
Verbesserung ihrer Exportmöglich­
keiten zu lösen. Bereits jetzt sind die 
drei Ökonomien durch Handels- und 
Investitionsbeziehungen eng mit­
einander verbunden: der intraregionale 
Export der drei Länder beträgt etwa 40 
vH ihres Gesamtexportvolumens. 

Ähnlich wie für die EU hinsichtlich 
Osteuropa besteht für die Eliten der 
USA gegenüber Lateinamerika ein Di­
lemma darin, daß sie sich einerseits ab­
schotten möchten von den sozio-ökono­
mischen Problemen der weniger bzw. 
anders entwickelten Nachbarregionen, 
daß sie sich aber andererseits für die 
ökonomischen Potentiale dieser Regio­
nen (Rohstoffe, Absatzmärkte) sehr in­
teressieren. Für viele US-Konzerne je­
denfalls besitzt NAFT A fundamentale 
Bedeutung, weil damit Rechtsgarantien 
für Auslandsinvestoren, Veränderungen 
des Kartellrechts, des Urheber- und Pa­
tentrechts und anderer rechtlicher Schutz 
für US-Interessen gewährleistet werden. 

Am Beispiel des NAFTA-Partners 
Mexiko wird sich zeigen, inwiefern (und 
für wen) ökonomische Integration eine 
sinnvolle Strategie darstellt bzw. welche 
Folgen sie hat. In Mexiko regiert die 

PR! (Partei der institutionalisierten Re­
volution) seit über 64 Jahren· unange­
fochten, was oft nur durch geschickten 
Einsatz legaler (Kooptation, Druck) und 
illegaler Mittel (Wahlfälschungen, ge­
zielter Terror) möglich war. Der mit der• 
Präsidentschaft von Carlos Salinas ein­
gesetzte Versuch der kapitalistischen 
Modernisierung von Wirtschaft und Ge­
sellschaft wird von seilen der US-Eliten 
wohlwollend betrachtet und unterstützt. 
Deregulierungen und Privatisierungen 
großen Ausmaßes wurden durchgeführt. 
Von 1982 bis 1990 sind mehr als 750 
Staatsunternehmen veräußert worden. 
Als Folge dieser Öffnungspolitik der 
mexikanischen Administration sind eini­
ge Wirtschaftssektoren expandiert. Doch 
zugleich ist eine zunehmende Kluft zwi­
schen Arm und Reich zu verzeichnen. 
Seit die mexikanische Regierung 1986 
die Zölle zu senken begann, ist Mexiko 
zum am schnellsten expandierenden 
Markt für US-Waren geworden. Durch 
Sicherung und Ausbau der innenpoliti­
schen Modernisierung mittels NAFT A 
soll für Investoren ein günstiges 
Investitions- und Handelsklima signali­
siert werden: ausländische Direktinve­
stitionen, Umkehr der Kapitalflucht und 
neue Kredite von internationalen Finanz­
organen werden dringend benötigt. 

Konfliktlinien 
in der Pazifikregion 

Zwischen den einzelnen Ländern am 
Pazifik bildeten sich unterschiedlichste 
Beziehungen heraus. Unter den ASE­
AN-Staaten beispielsweise verstetigen 
sich ·die Kontakte. Und Japan befleißigt 
sich in der Region - aufgrund seiner 
expansiv-kriegerischen Geschichte und 
der resultierenden Sensibilitäten - eines 
besonders dezenten Vorgehens. Demge­
genüber entwickelt sich zwischen den 
USA und China ein zunehmender, aber 
auch spannungsreicher Austausch, der 
durch die neuesten Auseinandersetzun­
gen um die nordkoreanischen Atomanla­
gen noch weiterkompliziert wird. Der 
künftige bilaterale Kurs dürfte weiterhin 
spannungsreich bleiben, wenn Clinton 
auch kürzlich die umstrittene Meist­
begünstigung im bilateralen Handel mit 
China verlängerte (Negativthemen sind 
chinesische Menschenrechtsverletzun­
gen und Atomwaffenexporte). Bei den 
Differenzen spielen die großen Ent­
wicklungs- und Strukturunterschiede und 
nicht zuletzt kulturelle Differenzen eine 
maßgebliche Rolle. 
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Dies ist aber auch der Fall im ambi­
valenten Verhältnis der USA zu Japan, 
das hier kurz thematisiert werden soll, 
weil es ein Fundament der pazifischen 
Entwicklung darstellt. Von US-Seite 
wird nachdrücklich das hohe Han­
delsbilanzungleichgewicht. ( derzeit etwa 
60 Mrd. $) kritisiert und deren Ursache 
bei Handelshemmnissen Japans gesucht. 
In beiden Ländern werden offizielle 
Studie_n angefertigt, in denen die Han­
delshemmnisse der jeweiligen Handels­
partner aufgelistet und angeprangert 
werden. In der öffentlichen, emotionalen 
Debatte in den USA wird dabei kaum 
beachtet, daß die japanischen Handels­
hemmnisse nur etwa 10% des bilatera­
len Handelsdefizites mit den USA erklä­
ren bzw. verursachen! Warum also die­
ses Aufhebens, das die wichtigen Bezie­
hungen zu Japan permanent stört? Ab­
gesehen von der Tasache, daß überfälli­
ge und notwendige Reformen in den 
USA äußerst schwierig durchzuführen 
sind (z.B. Gesundheitsreform, Bildungs­
reform, Industriepolitik, Reduzierung 
des Haushaltsdefizits), spielen neben 
Mentalitätsunterschieden und der tra­
ditionell offensiven Haltung der US­
Administrationen gegen Japan ( .Kano-

Reiner Hoffmann/Ulrich Mückenberger 
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1994 - 187 S. - DM 26,00 
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nenbootpolitik", .Japan-bashing") spie­
len vor allem auf seilen weiter Kreise in 
den USA Ängste eine Rolle, Japan 
könnte die. USA weiter einholen und 
noch mächtiger werden. So gab es be-

• reits Bestseller über einen möglichen 
kommenden Krieg zwischen USA und 
Japan, und selbst in einflußreichen US­
Kreisen bestehen zum Teil geradezu 
rassistische Vorurteile und Haltungen 
gegenüber dem .Land der aufgehenden 
Sonne" (Stichwort Pearl Harbor); vor 
allem eine vom CIA herausgegebene 
Studie .Japan 2000" (1991) geriet des­
halb unter Kritik. 

Die Zwistigkeiten dürften also auf 
eine Wiederbelebung der klassischen 
Konflikte zwischen den Großmächten 
hindeuten. Ob daher die China-Karte für 
die USA wieder eine besondere Bedeu­
tung erhalten könnte, wie bereits im 19. 
Jahrhundert, bleibt jedoch abzuwarten. 
Nach einem aggressiven (und erfolglo­
sen) Kurs der Clinton-Administration 
gegenüber Japan ist seit kurzem ein 
Wandel zu verspüren hin zu mehr Rück­
sicht auf die Lage in Japan. Trotz aller 
bilateralen Streitpunkte agieren die Ver­
antwortlichen beider Seiten relativ vor­
sichtig, so daß Clinton kürzlich den han-
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delspolitischen Druck auf die noch in­
stabile japanische Regierung reduzierte. 
Der marxistisch orientierte Weltökonom 
Immanuel W allerstein hält es mittelfristig 
gar für wahrscheinlich, .daß eine politi­
sche und ökonomische Allianz zwischen 
Japan und den USA auftauchen wird mit 
den Vereinigten Staaten als Juni­
orpartner im Wirtschaftsbereich ( dessen 
Stärke insbesondere im Forschungssek­
tor liegen würde), der aber weiterhin 
den Großteil der militärischen Anstren­
gungen offerieren würde" (Wallerstein 
1992: 91). Hieran anschließend vermute 
ich - obgleich ich Wallersteins zitierte 
Auffassung nicht teile -, daß der Nach­
druck, mit dem die Clinton-Administra­
tion derzeit Nordkorea wegen dessen 
vermeintlicher Kapazitäten zum Atom­
bombenbau unter Druck setzt, neben an­
deren Motiven auch darauf zielt, in der 
Region und insbesondere den Japanern 
zu zeigen, daß die USA auch nach dem 
Kalten Krieg .gebraucht" werden. 

Strukturen 
der Verflechtung 

Die Ziele und Erwartungen. die mit 
einer verbesserten regionalen Zusam-
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menarbeit der Länder im pazifischen 
Raum verbunden werden, lassen sich 
an den in einer gemeinsamen Ver­
lautbarung der APEC-Staaten im März 
beschlossenen fünf Prinzipien ablesen: 

. Kontrolle der Inflation; Ausbau des 
Austausches von Waren, Dienstlei­
stungen und Investitionen; Stärkung des 
privaten Unternehmertums; Ausbau der 
Investitionen; weitere Entwicklung der 
Kapitalmärkte. Hinsichtlich dieser eng 
gefaßten ökonomischen Ziele dürfte auf­
grund der vorhandenen Potentiale vieles 
erreichbar sein. Wie aber sind die allge­
meinen Perspektiven der Wirtschafts­
region Pazifik einzuschätzen? 

Grundlegend und augenfällig ist die 
extreme Heterogenität der Länder: die 
kulturellen, religiösen, ökonomischen, 
politischen und sozialen Unterschiede 
sind sehr groß. Gerade bei einem Ver-, 
gleich mit der westeuropäischen Inte­
gration und deren anhaltenden Proble­
men dürften die Hindernisse deutlich 
sein, denn .das Entwicklungsniveau der 
Anrainerstaaten ist sehr unterschiedlich 
und die Entfernungen sind ungleich grö­
ßer. Das hier zu beobachtende höhere 
Tempo der Integration muß demzufolge, 
auf andere Faktoren, insbesondere die 
Strukturierungsmacht wettbewerbsfähi­
ger Anbieter (Japan, Schwellenländer) 
bzw. großer Märkte (USA) zurückzu­
führen sein. Der intraregionale Handel 
ist im Unterschied zu Westeuropa dem­
zufolge eher komplementär und sieht in 
der Tendenz folgendermaßen aus: Japan 
beliefert die Region mit Fertigwaren im 
Hochtechnologiebereich, die Schwellen­
länder besetzen das Segment der klas­
sischen leicht- und schwerindustriellen 
Fertigwaren, die VR China und ein Teil 
der ASEAN-Länder konzentrieren sich 
auf arbeitsintensive Produkte, Kanada, 
Australien und wiederum ein Teil der 
ASEAN-Länder liefern Rohstoffe, Ener­
gieträger und Nahrungsmittel. 

Die USA spielen in dieser Arbeitstei­
lung eine mehrfache Rolle. Einerseits 
liefern sie Hochtechnologieprodukte 
und Primärgüter, während sie als Liefe­
rant der klassischen Fertigwaren weit­
gehend ausgefallen sind, andererseits 
sind sie der wichtigste Absatzmarkt für 
die Produkte aller ost- und südostasiati­
schen Lieferanten" (Stiftung Frieden 
und Entwicklung 1993: 214). Die der­
zeitigen Trends zeigen, daß der intra­
regionale Handel in Westeuropa auf ho­
hem und in Nordamerika auf mittlerem 
Niveau langsam weiter wächst und daß 
er in Ostasien stark ansteigt. 

Die Heterogenität der pazifischen 
Region wird also bis auf weiteres ge­
nauso wenig zu überwinden sein wie die 
in der EU. Zudem existieren dort noch 
keine nennenswerten Handelsabkom­
men. Hinzu kommen die oben genann­
ten außerökonomischen Differenzen 
und das steigende asiatische Selbstbe­
wußtsein. So artikuliert vor allem die 
Regierung Malaysias ihre Bedenken ge­
genüber einer Einmischung "von au­
ßen", d,h. einer Dominanz der USA in 
der APEC und innerhalb der US-Eliten 
wird die widersprüchliche Asienpolitik 
Clintons zunehmend kritisiert. Inzwi­
schen wird auch der malaysische Vor­
schlag diskutiert, einen Ostasiatischen 
Wirtschaftsausschuß zu gründen - ohne 
die Nordamerikaner. Die Verflech­
tungsstrukturen werden daher bis auf 
weiteres eher informell bleiben, so daß 
beispielsweise ein Pazifisches Freihan­
delsabkommen nicht absehbar ist. Den-

Allem Anschein nach 
wird der pazifische 
Raum künftig die 
ökonomisch dominante 
Region werden - trotz 
aller Konfliktpotentiale. 

noch - oder: deshalb? - wird die Region 
wirtschaftlich weiterhin expandieren 
und an globalem Einfluß gewinnen. 

Für die einzelnen Länder lassen sich 
schon jetzt gewisse Effekte durch die 
regionale Wirtschaftsintegration beob­
achten, die ältere Trends verstärken. 
Vor allem verschieben sich die nationa­
len Wirtschaftszentren: so hat sich mit 
der Krise des Fordismus und dem 
Strukturwandel (Deindustrialisierung) 
in den USA der Schwerpunkt der 
Wachstumsindustrien in einige Süd­
staaten und an die Pazifikküste verscho­
ben. Eine ähnliche geographische 
Konzentrationsverlagerung ist auch in 
China (wo noch Hongkong als Antriebs­
faktor hinzu kommt) und anderen pazifi­
schen Staaten zu konstatieren (Küsten­
gebiete), 

Schwächung 
der Schwachen -

Stärkung der Starken 

Abstrakt-theoretisch betrachtet finden 
in den globalen Veränderungen der letz-
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ten Jahre marxistische Denkmuster ihre 
Bestätigung, darunter vor allem die 
Akkumulationstheorie von Rosa Luxem­
burg mit der Aussage, der Kapitalismus 
tendiere dazu, sich immer neue nicht-ka­
pitalistische Territorien zu erschließen. 
Die gestiegene globale Mobilität des 
Kapitals hat den Effekt (und die Funkti­
on), permanent nach möglichst profita­
blen Anlagemöglichkeiten und Verwer­
tungsbedingungen zu sondieren, In Zei­
ten struktureller Krisen nehmen Verla­
gerungen einen größeren Umfang an. 
Demnach .begünstigen die großen Kri­
sen auch eine Neuverteilung auf inter­
nationaler Ebene. Auch hier findet, 
wenn die Welthegemonie in andere Hän­
de übergeht und sich ihr geographischer 
Schwerpunkt verschiebt, eine zusätz­
liche Schwächung der Schwachen und 
eine weitere Stärkung der Starken statt" 
(Braudel 1990: 697), Die .strukturieren­
de Struktur" der Kapitalakkumulation 
schafft und fördert Ungleichheiten, 
Ungleichzeitigkeit und unterschiedliche 
Innovationsgeschwindigkeiten. Zentrum 
bzw. Zentren und Randgebiete bzw. Pe­
ripherie werden .hierarchisch geglie, 
dert" , es entsteht bzw. reproduziertf!!!;!f 

:'."•"h"'' 
eine .hierarchische Staffelung de~{m:" 
schiedenen Zonen" (Braudel 1990:'~)'. 
die aber wiederum .komplementäre :ZO.­
nen einer Weltwirtschaft" (Braudel 
1990: 57) darstellen. Und allem An­
schein nach wird der pazifische Raum 
künftig die ökonomisch dominante Regi­
on werden - trotz aller Konfliktpotentiale. 

Mögliche Konfliktlinien sind in drei 
Zusammenhängen zu suchen: Konflikt­
potentiale innerhalb der Triade, Kon­
fliktpotentiale innerhalb der südlichen 
Regionen und Konfliktpotentiale zwi­
schen der Triade und dem Süden. Auf 
die mannigfaltigen Interessengleichhei­
ten und -gegensätze in der Triade muß 
hier nicht eingegangen werden. Der 
Wettbewerb wird sich auf allen relevan­
ten Feldern verstärken: Forschung und 
Entwicklung, Produktqualität, Arbeits­
kräftequalifikation, Rüstungsexporte, 
Finanzdienstleistungen, umweltscho­
nende Produkte, Sozialstaat, aber auch 
Lebensqualität und Sicherheit. 

Konfliktpotentiale innerhalb der süd­
lichen Regionen werden in den stati­
schen Gesellschaften am brutalsten ver­
laufen, Sie werden einerseits durch die 
nationale Konkurrenz untereinander 
(.selektive Weltmarktintegration", 
möglichst. ertragreiche Nähe zu den ka­
pitalistischen Zentren), als auch durch 
die einschneidenden internen, gesell-
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schaftlichen Umwälzungen hervorgeru­
fen werden. Die kapitalistische Dy­
namik und das Anwachsen der 
Mittelschichten werden zudem zentrifu­
gale Kräfte hervorrufen (vgl. China). 

Neue Konfliktpotentiale zeichnen 
sich zwischen der Triade und dem Sü­
den ab. Dabei geht es einerseits um die 
ökonomische Dimension ("Billiglohn", 
"Dumping"), aber auch um soziale, po­
litische und kulturelle Dimensionen. 
Beispielsweise wehren sich gerade 
asiatische Staaten gegen die als "Anma­
ßungen" der westlich-kapitalistischen 
Mächte verstandenen Kritiken und For­
derungen bezüglich Menschenrechte 
(v .a. China), ökologischer und arbeits­
rechtlicher Standards (v .a. Malaysia). 

Zugleich aber bieten die Regionali­
sierungsschritte angesichts dieser Diffe­
renzen und Spannungen eine adäquatere 
Bearbeitungsmöglichkeit, als sie durch 
globale Maßnahmeµ realistischerweise 
(vgl. GATT und UN) erwartet. werden 
kann. Das heißt, bestimmte Länder des 
Südens werden nun insbesondere regio­
nal eingebunden in westlich-kapitali­
stisch dominierte, hierarchische Struk­
turen. Dafür gibt es selbstverständlich 
Interessen und Motive auf beiden Sei­
ten, es existieren also push- und pull-
Faktoren. _ 

Die Regionalisierung der Weltmärk­
te, das heißt die Intensivierung der 
Wirtschaftsbeziehungen innerhalb über­
schaubarer und nicht überkomplexer 
Räume wird nichtsdestotrotz die Nord­
.Süd-Konflikte (wie übrigens auch inner­
staatlich) beinhalten. Damit ist dennoch 
gewisse Hoffnbung für die Bearbeitung 
der globalen Ungleichheiten, des "Nord­
Süd-Konfliktes" also, verbunden, weil 
diese nun zunehmend auf einer konkre­
teren, regionaleren Ebene bearbeitet 
werden könnten - mit einer überschau­
baren Anzahl von Akteuren und spezifi­
scheren Zielen und Programmen. 

Folgen der zunehmenden 
globalen Kon.kurrenz 

Mindestens zwei Gefahren dürften 
sich daraus ergeben bzw. verstärken. 
Einmal gewisse "Sog-Effekte~, wie sie 
zwischen Süd- und Osteuropa gegenü­
ber Westeuropa bestehen (Migrations­
bewegungen, Abbau der sozialstaatli­
chen Elemente, Verunsicherung). Zum 
anderen, und damit zusammenhängend, 
werden angesichts der Modernisie­
rungsschübe durch die intensivierten 
Beziehungen zwischen den unterschied-
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liehen Ländern und Kulturkreisen des 
Pazifik Spannungen zunehmen, denn 
durch die zunehmende Nähe unter­
schiedlicher Kulturen werden Diffe­
renzen wahrnehmbarer und relevanter. 
Daher dürften künftig kulturell geformte 
Konflikte zunehmen. Durch die ökono­
mischen Verschiebungen untermauerte 
Fragmentierungstendenzen bestehen be­
reits in der VR China, aber auch in de.n 
USA, Mexiko und Kanada. Einerseits 
ist zu erwarten, daß in den ärmeren und 
traditionellen Ländern (generationsmä­
ßig · differenziert) Aversionen auf­
brechen gegenüber den enormen Verän­
derungen der Lebensweise (Traditions­
verluste, Individualisierung). Anderer­
seits wird ähnliches auch in den USA 
oder Japan auftreten, doch dort geht es 
eher um materielle Rückzugskämpfe 

. der Arbeiterbewegung, um Einbussen 
für die Mittelschichten und den Ab' 
oder Umbau des Sozialstaates .. 

Auswirkungen wird die Intensivie­
rung der globalen Konkurrenz auch bei 
uns in der EU und in den anderen 
Metropolen, haben: weiterer Rationali­
sierungsdruck. Die Zwänge des Welt­
marktes werden von den Eliten als inter­
nes Disziplinierungsmittel sowohl in Ja, 
pan und Korea als auch in der BRD be­
nutzt werden. In Ländern wie China, 
die bisher weitgehend nicht kapitali­
stisch geprägt waren, läuft der Prozeß 
der „inneren Landnahme" (Burkart 
Lutz) ab: tendenziell alle Pro­
duktionsverhältnisse und Lebensweisen 
werden - konfliktreich - den kapitalisti­
schen Akkumulationserfordernissen an­
gepaßt. Dagegen und gegen Mo­
dernisierungskrise und inhumanes Tem­
po des Wandels wird sich so oder so 
Widerstand entwickeln. Inzwischen 
wächst in Ostasien das Selbstbewußtsein 
gegenüber dem Westen und insbe­
sondere den USA; in der Abgrenzung 
gegen die Zumutungen und die Am:,-· 
ganz des US-amerikanischen Imperia­
lismus könnten globale Konflikte struk­
turiert werden. Wie die Gesellschaften 
und Akteure mit diesen Umwälzungen 
und Anforderungen, dem "stummen 
Zwang der Verhältnisse" (Marx) umge­
hen werden (flexibel, autoritär), wird. 
die weitere Entwicklung bestimmen -
und die Einflußmöglichkeiten pro­
gressiver Kräfte und Akteure. Für die 
europäische Linke sind jedenfalls drin­
gend Koalitionsmöglichkeiten mit pro­
gressiven Kräften in diesen Regionen 
vonnöten. 
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WEL TÖKONOMIE 

Lateinamerika: 
Deregulierung als Entwicklungsmodell? 

Replik auf den Artikel von Dirk Messner in spw 76 

Um solche Ansprüche durchsetzen 
zu können, muß die Rolle des 

,, Staates als Gestalter einer ge­
rechten Sozialordnung wieder richti1s, 
bewenet werden. Der moderne Sozialis­
mus muß sich daher intensiv mit der 
Rolle des Staates befassen. Hier liegt 
sein größter Gegensatz zur vorherr­
schenden Forderung nach Deregulie­
rung." Luis Maira, chilenischer Pla­
nungsminister und bis Ende 1993 
Generalsekretär der Sozialistischen 
Panei Chiles. . 

Beim Lesen der spw 2/94 werden 
sich manche Leserin und mancher Leser 
verwundert die Augen gerieben haben. 
Dirk Messner präsentierte dort Vor­
schläge für ein "neues Entwicklungsmo­
dell" für Lateinamerika, das im wesent­
lichen als eine Kombination aus umfas­
sender Deregulierung und "ein bißchen 
mehr Zivilgesellschaft" zu charakteri­
sieren ist'. Positiv bezogen hat er sich 
dabei offensichtlich auf das .Modell 
Chile", das zur Zeit in der entwick­
lungspolitischen Diskussion (gerade in 
Osteuropa) heftig diskutiert wird. 

Chile gilt dabei als .Modellfall" des 
Neoliberalismus. Schon in den fünfziger 
Jahren lehrten Gastdozenten der "Chi­
cago School of Economics" an der 
"Universidad Cat6lica de Chile", nach 
dem von den USA unterstützten Militär­
putsch weilten die Chicagoer Wirt­
schaftsprofessoren Hayek und Friedman 
längere Zeit zur Unterstützung des Pi­
nochet-Regimes in Chile. Dabei läßt 
sich die Wirtschaftspolitik Pinochets, 
die von der derzeitigen Zivilregierung 
(wenn auch zunehmend infragegestellt) 
in wesentlichen Punkten fortgeführt 
wird, in drei zentralen Punkten charak­
terisieren: 

1. Exportwachstum auf der Basis in­
tensiver Ausbeutung der natürlichen 
Rohstoffe (der Anteil der Exporte, der 
in die Triade geht, wird dabei perma­
nent erhöht). 

Ulf-Birger Franz, Hannover; Daniel Reymann, 
Juso-Unterbezirksvorsitzender Hannover-
Land; Alexander Scharf, Juso-Landes-
vorsitzender Schleswig-Holstein 

von Ulf-Birger Franz, Daniel Rcymann und Alexander Scharf' 

2. Der autoritäre Staat garantiert 
Rahmenbedingungen, die die volle Ent­
faltung der .freien Marktkräfte" zulas­
sen (Deregulierungspolitik). Dazu ge­
hören niedrige Zölle, stabile Wechsel­
kurse, die uneingeschränkte Ausbeutung 
der natürlichen Ressourcen (auch durch 
ausländisches Kapital) und vor allem 
niedrige Löhne. Noch heute sind 
Branchentarifverträge untersagt und 
Kündigungen unbeschränkt möglich, 
während der 17 Jahre Militärdiktatur 
ging dies bekanntlich mit der Ermor­
dung zahlloser Gewerkschafterinnen 
einher. 

3. Konsequente Privatisierungspoli­
tik und Entschuldung, um das nationale 
und internationale Kapital zu Investitio­
nen zu bewegen2• 

Der soziale und ökologische Preis 
für diese Politik, die in der Tat in Bezug 
auf Exportwachstum und Investitionstä­
tigkeit Erfolge vorzuweisen hat, ist je­
doch nicht zu übersehen. Während sich 
eine neue Mittelschicht herausgebildet 
hat, leben heute in Chile 37 % der Be­

. völkerung in absoluter Armut (das 
heißt: außerhalb regulärer Marktbezie­
hungen). Die staatliche Renten- und So­
zialversicherung ist abgeschafft (inclusi­
ve der Arbeitgeberbeiträge), das Bil­
dungssystem so eingeschränkt, daß nur 
der Besuch von Privatschulen Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt zuläßt. Die Ver­
liererinnen dieser Politik sind vor allem 
Frauen, die in höheren Bildungseinrich­
tungen kaum noch präsent sind. Ökono­
misch basiert die Exportorientierung 
wie bereits erwähnt auf der kon­
sequenten Ausbeutung der natürlichen 
Ressourcen. Neben dem Kupfersektor 
(er macht je nach Preisentwicklung 50-
60 % der Exporterlöse aus) liegen die 
Exporterfolge vor allem in der gnaden­
losen Überfischung der Küstengewäs­
ser, der Abholzung der letzten größeren 
Wälder und der Einrichtung riesiger 
Agrarzentren (häufig in indianischen 
Gebieten - die Bewohnerinnen wurden 
umgesiedelt oder ermordet), die die Bö­
den in wenigen Jahren auslaugen und 
sich dann neue Standorte suchen. Zu-

dem verursacht der weltweit beispiel­
lose Einsatz von Chemikalien in der 
Landwirtschaft Anteile von mißgebil­
deten Totgeburten von regional über 
20%3• 

Chile wird damit wohl kaum in den 
Ruf geraten, Modell für eine nachhalti­
ge Entwicklung zu sein - ein Aspekt üb­
rigens, der bei Messner so gut wie keine 
Rolle spielt. So ist denn auch anhand 
des chilenischen Beispiels deutlich zu 
erkennen, daß Deregulierungsmodelle, 
die die eigene Ökonomie massiver 
Weltmarktkonkurrenz aussetzen, zu ei­
ner massiven Deindustrialisierung und 
einer Konzentration auf Rohstoffexporte 
führen (die Ausnahme ist in ·chile die 
Rüstungsindustrie, die vom WegWI. 
jeglicher Exportbeschränkungen, J!!!fh 
tiert hat). Andererseits muß zur J9iil!!*i­
nis genommen werden, daß die größen 
Industrialisierungserfolge der vergange­
nen Dekade in Südostasien auf einer 
staatlichen Industriepolitik bei gleich­
zeitiger starker Abschottung gegen Im­
porte beruhen, wenn auch unter sehr 
spezifischen Bedingungen'. So stellt 
sich für Lateinamerika vor allem die 
Frage nach der Industrialisierungsper­
spektive. Der Hinweis Messners in Be­
zug auf Argentinien, Regierung · und 
Unternehmerverbände müßten eine 
Vorstellung darüber entwickeln, "was 
von der Industrie ... übrigbleiben könn­
te und sollte"', wirkt da eher apokalyp­
tisch. Vielmehr muß eine staatliche 
Struktur- und Industriepolitik entwickelt 
werden, die unter Einbeziehung der 
gesellschaftlichen Akteurinnen (und 
dies kann wohl kaum auf Unternehmer­
verbände beschränkt sein) im Rahmen 
internationaler Arbeitsteilung Produktli­
nien und Produktionsbedingungen defi­
niert und entsprechende Technologie­
transfers, Qualifikations- und Infra­
strukturprogramme einleitet. Dies geht 
deutlich über die von Messner beschrie­
bene staatliche "Spielregel" -Setzung bei 
gleichzeitiger "Stärkung des Marktes"' 
hinaus. 

Eine solche Industriepolitik hat zwei 
wesentliche Voraussetzungen zu be: 
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rücksichtigen. Zum einen ist ein Umbau 
der entweder ineffizienten und korrup­
ten oder rein auf die autoritäre Durch­
setzung von Kapitalinteressen orientier­
ten Staatsapparate anzugehen. Dies er­
fordert ein neues Staatsverständnis und 
umfassende Demokratisierungen. Stich­
worte hierfür sind die Dezentralisierung 
und die Verzahnung von Staatsapparat 
und Zivilgesellschaft. Schwerpunkte im 
Regierungsprogramm der chilenischen 
Sozialistinnen für die Dezemberwahl 
1993 waren denn auch die Effizienzstei­
gerung der staatlichen Verwaltungen 
durch eine intensive Beteiligung der 
Bevölkerung (besonders in den Berei­
chen Gesundheit, Wohnungsbau und 
Bildung) sowie der Kampf gegen die 
massive Umweltzerstörung und die Ver­
drängung der Frauen vom Arbeitsmarkt 
(incl. der Forderung nach einer Quoten­
regelung)'. Wenn Messner hingegen die 
Forderung nach einem .starken Staat" 
erhebt, der .• die Marktkräfte gegen den 
Widerstand der ... (bisher) privilegierten 
Akteure durchsetzt"', dann ist dies nicht 
nur aufgrund der Tatsache problema­
tisch, daß vor allem Arbeitnehmerinnen 
und ihre Gewerkschaften die Verliere­
rinnen der neoliberalen Deregulierungs­
politik in Teilen Lateinamerikas sind. 
Auch steht dies im Widerspruch zu der 
von ihm geforderten aktiveren Rolle der 
zivilgesellschaftlichen Akteurinnen -
was geschieht mit denen, die kein allzu­
großes Vert_rauen in die .Marktkräfte" 
haben? 

Zum anderen erfordert eine moderne 
Industriepolitik für Lateinamerika heute 
eine stärkere internationale und vor al­
lem regionale Kooperation (das Schei­
tern binnenorientierter industrialisie­
rungskonzepte ist offensichtlich). Die 
harte Weltmarktorientierung in Teilen 
Lateinamerikas ist jedoch eng mit einem 
nationalistisch-chauvinistischen Diskurs 
verknüpft, der den konservativen Stand­
ortdiskurs in der Bundesrepublik um 
Längen schlägt. Das in vielen Gesell­
schaften strukturell identische Projekt ei­
ner neoliberalen Weltmarktorientierung 
hat zu einem ·knallharten positionalen 
Wettbewerb um die Teilnahme am Welt­
handel geführt, das sich daraus ergeben­
de Konfliktpotential läßt sich heute nur 
ansatzweise abschätzen•. Die Strategie 
eines Standortwettbewerbs zwischen den 
Volkswirtschaften Lateinamerikas (wie 
sie Messners Artikel durchzieht) wird 
sich deshalb als nicht tragfähig erweisen. 

So sind in Lateinamerika regionale 
Wirtschaftsbündnisse notwendig, die 

nur auf der Grundlage gemeinsamer In­
teressenlagen (auch gegenüber eer Tria­
de) möglich sind. Die Hoffnung auf eine 
schnelle Erweiterung der NAFT A bis 
nach Feuerland dürfte sich hingegen 
( ebenso wie die Hoffnung der osteuro­
päischen Staaten auf einen schnellen 
EU-Beitritt) zerschlagen. Nur auf der 
Basis regionaler Kooperationen ist eine 
einigermaßen erfolgversprechende In­
dustrie- und Technologiepolitik mög­
lich, die zudem neben dem Weltmarkt 
über einen größeren Binnenmarkt verfü­
gen würde. Importbeschränkungen und 
Schutzzölle gegenüber den kapitalisti­
schen Zentren für e~lne industrielle 
Bereiche sind dann durchaus legitim. 
Die Voraussetzungen für eine solche 
Wirtschaftsgemeinschaft (die sich um 
Chile, Argentinien und Brasilien grup­
pieren könnte) sind jedoch aufgrund des 
verschärften nationalen Wettbewerbs 
und schrumpfender Handelsbeziehun­
gen untereinander zur Zeit eher 
schlecht. Daneben sind zur Unterstüt­
zung dieses Prozesses regulierte Welt­
handelsbeziehungen auf der Basis neuer 
.Nord-Süd-Allianzen" notwendig, die 
den Staaten der .zweiten und Dritten 
Welt" die Stärkung bzw. Konsolidie­
rung ihrer industriellen Basis erlauben, 
ohne dabei auf Gedeih und Verderb den 
Mechanismen des Weltmarktes ausge­
liefert zu sein10• Auch hierfür sind die 
Voraussetzungen allerdings eher 
schlecht, was sich nicht zuletzt am neu­
en Welthandelsabkommen manifestiert. 
Danach sind regulierte Welthandelsbe­
ziehungen weitgehend untersagt (was 
konsequenterweise zu einer Kündigtll\g 
der Lome-Abkommen fiihl'en müßte), 
der Technologietransfer vom Norden in 
den Süden wird stark erschwert. Den­
noch - es gibt zu dieser Strategie keine 
vernünftige Alternative. 

1 Dirk Messner: Lateinamerika auf der Suche 
nach einem neuen Entwicklungsmodell, in: 
spw 2/94, S. 24ft 

2 Elmar Römpczyk: Chile - Modell auf Ton, Bad 
Honnef 1994, S. 46 

3 ebenda, S. 1 00 
4 hierzu Kurt Hübner, in: Zwischen National­

staat und Globalpolitik, spw-Verlag Köln 
1992, s. 51 

5 spw 2/94, S. 26 
6 spw 2/94, S. 29 
7 Elmar Römpczvk, S. 203 
8 spw 2/94, S. 29 
9 Kurt Hübner, S. 52/53 
10 Willi Brüggen, in spw 1/94, S. 49 
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D1slruss1on uber Mogl1chke1ten alternativer Produktion m der Unterweserregion 

Ders.: N1,1ch den Lichterketten nicht zurücklehnen. Strategien gegen den Rechtsextremismus auf verschiedenen Ebenen 

Ders.: Rassismus, nationale Identität und Multikulturalität 

Castellina, Luciana: Bruchstellen der europäischen Linken 

Chung, Carl: Öffnung oder Inquisition - die SPD im Osten (Diskussionspapier) 

Cuba-Kongreß: Abschlußerklärung 

Dehm, Dieter: Offener Brief an Detlev Albers 
Didier, Josef: Sachsen-SPD im Abwind 

Ders.: Sachsens SPD 
Ders.: Von der.Hochburg zur Diaspora (Rezension zu Walter/Dürr/Schmidtke: Die SPD in Sachsen und Thüringen 

zwischen. Hochburg un4 Diapora) · 

Ders.: Zu Heinrich Nuhn: August Spies - ein hessischer Sozialrevolutionär in Amerika (Rezension) 

Dietzel, Horst: Alte Hüte oder neue Anstöße? Zum neuen Programm der PDS 

Dobberthien, Marliese: Gentechnik ohne Ende 

Dobesberger, Bernd: Die modische Variante oder Jörg Haiders Präsentation des Rechtsextremismus 

Dörre, Klaus: Vom Tod des organischen Intellektuellen. Pierre Bourdieu und seine "reflexive Soziologie der Intelligenz" 

Dortmunder Appell: 
Dreher, Josef· Probleme mit der Solidarität - Probleme mit der Macht. Anmerkungen eines schöngeistigen Kritikers 

. anläßlich der Diskussion der "!'.,'.:ubanischen Fragen 

Düe, Dietmar; Strutynski, Peter: Auto - Umwelt - Gewerkschaftskrise 

Fabian, Anne-Marie: Walter Fabian in Sachsen 

Farthmann, Friedhelm: Stellungnahme zu dem Aufsatz von Arenz/Peter "Anpassung oder Alternative" in spw 72 

Faulhaber, Norbert; Schiifer, Ingrid E.: Sozialdemokratische Regierungspolitik: Labor in Australien 

FDJ-Zentralrat: Dokumente zum Hamburge~ Juso-Bundeskongreß 1977 

Finteln, Jens von: Das Ende der Geschichte (Rezension zum Buch von Francis Fukuyama) 
Frankfurter Kreis: Orientierungen für eine sozialdemokratische Friedenspolitik 

Frantzioch, Petra: (siehe Annen, Niels) 

Frerichs, Petra: Frauen im Betrieb: Symbolische Interessen und ihre Vertretung 

Friederich, Thomas; Klinge,, Gerwin: Ernst Nolte: Martin Heidegger. Politik und Geschichte im Leben llßd Denken 
(Rezension 

Fuchs, Katrin: GPALS. Der Traum von der Unverwundbarkeit oder die Hybris einer exklusiven Weltmacht 

Dies.: Humanitäre Interventionen Ja - Kampfeinsätze Nein! 

Glück, Hans: Milliardengeschäfte mit Müll 

Göll, Edgar: Auf der Suche nach einer neuen Ordnung der Welt (Rezension zu Ziebura/Bonder/Röttger: DeutSchland in 
einer neuen Weltära) 

Ders.: Clinton am Ruder der Titanic 

Ders.: Im Bann des Fordismus (Rezension zum Buch von Christoph Scherrer) 

Ders.: "Malcolm X· Unbekannte Radikalität (Film und Literatur)" (Rezension zum Film und zu Alex Haley/Malcolm X: 
Tue Autobiography of Malcolm X sowie zu Perry Bruce: Malcolm X. Ein Mann verändert Amerika) 

Ders.: Probleme mit Problemen mit Cuba 
Ders.: Vom Yukon bis Yukatan: NAFTA und die Freiheit für unternehmerisches Handeln 

Gössner, Rolf: Deckname nVerfassungsschutz". Ein bundesdeutscher Geheimdienst nach dem Katten Krieg 

Graf, Ralph: Plan und Markt. Über die Grenzen der Selbststeuerungsfähigkeit des marktwirtschaftlichen systems und die 
Notwendigkeit gesellschaftlicher Planung . 

Groenendijk, Kees: Europa 1992: Realitäten, Mythen, Chancen 

Grijning, Katharina: Frauenarbeit und Frauenalltag in der Sowjetunion (Rezension zum Buch von Monika Rosenbaum) 

Dies.: Von der Androgynität zur Differenz. Überlegungen zur Theoriediskussion in der autonomen westdeutschen 
Frauenbewegung 

Hartmann, Horst: Gesinnungskontrolle von Straßennamen. Wie in Berlin die Vergangenheit beseitigt wird 

Heimlich, Stefan: Interview mit Fr.µtk Spieth. Kein Ende am Licht des Tunnels 

Heinz, Barbara: (siehe Bach, Andreas) 
Hemmer, Hans 0.: Keine Tabus gelten lassen. Gespräch mit Lorenz Schwegler über die Strukturreformdiskussion in den 

Gewerkschaften und beim DGB · 

Henseling, Kllrl Otto: Chemiepolitik: Stoffökologische Perspektiven der Industriegesellschaft 

Ho/sehen, Heinz-Gerd: Blick in die Welt · 

Hoojfacker, Gabriele: Neue Medien: Neue Öffentlichkeit pe~ Computernetz 

Hoppe, Andreas: A~robic für ~ie Industrie. "Lean production" - eine schlanke :Revolution 
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Höppner, Rein.hard: Illusionen und Zumutungen 

Horstmann, Axel: Bildungsreform NRW: Nicht auf die "Müllhalde", aus dem Stillstand! Eine Erwiderung zum Kommentar 
von Cor Leendertse 

Hunke, Regina: Frauen in Europa - Europa der Frauen? 

Jdnsen, Mechtild: 1977 - Reflexionen 

Dies.: Zur "Stasi-Diskussion" 

Kandziora, Ewald: Zur Situation der Linken in Italien 

Karl, Helga: Industrielle Kerne und Strukturpolitik. Resultate des Transformationsprozesses am Beispiel der Metall- und 
Elektroindustrie in Ost-Berlin 

Karnetzki, Michael: (siehe. Podzuweit, Harald) 
Katzek, .fens; Spangenberg, Joachim H.: Die SPD und die Gentechnik oder "Getrennt marschieren, vereint zuschlagen" 

. Kebir, Sabine: Linke müssen lernen, im Begriff zu kämpfen. Zum Beitrag von Klaus Wardenbach 'Zivilgesellschaft -
Plädoyer für den Abschied vom letzten Modebegriff der 80er Jahre' in SPW 2192 · 

Klinger, Gerwif').: (siehe Friederich, Thomas) 

Klotz, Ulrich: Coßlputer im Paradigmenwechsel 
Kockerbeck, ·Heiner: Mächte und Medien. Die Kämpfe um die Konstruktion von Wirklichkeiti;n in der Mediengesellschaft 

Koppe, Karlheinz: Auf der Suche nach Sündenböcken. Über das Versagen der Politik, die Hilflosigkeit der Intellektuellen 
und die Friedensbewegung 

Krämer, Ralf: Erfahrung für die Zukunft? ~um 11. ordentlichen Landesparteitag der SPD NRW am 11./15. Dezember 1991 

Ders.: Festung Europa oder sozialökologischer Umbau_in globaler Verantwortung? Bericht von der Herbsttagung des 
Projekts Moderner Sozialismus zum Schwerpunkt "Sozialdemokratie" 

Ders.: Gerechtigkeitslücke 
Ders.: Spalten statt versöhnen! Die SPD muß den Leuten wieder'Gegner zeigen und die sozialen Verteilungsfragen zum 

zentralen politischen Thema machen 

Ders.: Thesen zum Verhältnis von Kapitalismus und Sozialismus 

Ders.: Weiter so, NRW? 

Ders.: Zur Arbeit mit dem "DortmundeF Appell" 
Ders.; Schulze, Svenja; Westphal, Thomas: Amerikanisierung oder Demokratisierung der SPD? 

Ders.: (siehe Bach, Andreas) 
Krauß, Martin: I did it my way - Ich gegen die Maschine. Flexibilisierung und Individualisierung im Sport 

Kreme,, Uwe: Kurzum · 

Kremer, Uwe: Comeback des Staates? Skizze zur aktuellen industriepolitischen Debatte 

Ders.: Ein neuer Anlauf - Einleitende Bemerkungen zum Schwerpunkt 

Ders.: Europa-Kongreß - These.n 

Ders.: Industriegewerkschaft im Strukturwandel. Ein Gespräch mit Heinz Bierbaum 

Ders.: Staat, Industriepolitik und Wirtschaftskultur in Westeuropa 
Kulme, Helmut: Medienkonzentration: Eine breite Debatte ist überfällig. Zum medienpolitischen Aktionsprogramm der 

SPD-Bundesmedienkommission 
Kurz-Scherf, Ingrid: Die Ungleichheit materieller Lebenschancen. Mit einem Nachtrag zur diesjährigen Tarifrunde 

Lang, Kai Olaf: "Euer Herbst - unser Frühjahr". Nach dem. Linksruck bei den polnischen Wahlen 

Larcher, Detlev von: SPD - Keine Anpassung an Rechtsentwicklung 

Ders.: Interview 
Leder, Dietrich: Bürokratische Kalamitäten und müde Routinen. Die Krise des öffentlich-rechtlichen Fernsehens und die 

Rolle seiner privat-kommerziellen ·Samariter 

Leendertse, Cor: Bildungspolitik in NRW 
Leisewitz, Andre; Pick.shllus, Klaus: Auf der Suche nach einem neuen Politikansatz: Gewerkschaften und Umweltpolitik 

Lennafdt, Stefan: (siehe Strässer, Christoph) 
Linke, Oswald: Bischofferode. Ein Beitrag zur Versachlichung der Diskussion 

0

Ders.: Von Liebknecht zu Lieberknecht. Erneuerung der Thüringer Schule - aber wie? 
Machnig, Matthias: Ende des Modells Deutschland - am Beginn eines neuen Politik- und Hegemoniezyklus 

Mdrmora, Leopoldo; Messner, Dirk: Entwicklungsländer zwischen aktiver WeltllUlrktintegration und giobaler Umweltkrise 

Marschall, Judith: Was kommt nach dem Krieg? (Rezension zu .Gaisbacher/Kaser/Promitzer/Sax/Schögler: Krieg in Europa 
- Analysen aus dem ehemaligen Jusolawien) 

Martin, Malte: Neuanfang - Die französische Linlce 

Ders.: Vom Immigranten zum "Cit(?yen". Französische Erfahrungen 
Mau, Heiko: Für einen neuen Internationalisßlus. Bericht vom Juso:-Linken-Forum ·92 am 24./25.4. in Hannover 

Mendler Martin: Vom Recht des Stärkeren zur Stärke des Rechts? Die Linke auf der Suche nach einer neuen Weltordnung 
(Rezension zu Fuchs/von Oertzen/Volmer: Zieht die Linke in den Krieg?) . . . . · 

Messfll!r, Dirk: (siehe Märmora, Leopoldo) 
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Metscher, Thomas: Thesen zur materialistischen Ästhetik. Teil I: Zur Theorieform des marxschen Denkens 
Ders.: Dass., Teil II: Zur Geschichte materialistischer Ästhetik 
Ders.: Dass., Teil III: Gegenwärtiger Stand und Perspektiven 
Meyer, Dirk: (siehe Biermann, Uta) 
Möbbeck, Susi: Ab-Grenzungen. Einführung zum Schwerpunkt 
Dies.: Jahrestagung des Frankfurter Kreises 
Dies.: Landesparteitag der Bremer SPD: "Erneuerung an Haupt und Gliedern"? 

Dies.: Rassismus und Identität 
Müller, Michael: Poker oder Energiewende 
Ders.: Rio '92: Kein Meilenstein in der Menschheitsgeschichte 

Müter, Silke: Die Klausis schlagen zurück. Über die jugendpolitische Orientierung der "Ollis" 

Nwokedi, Emeka: Afrika und die Neue Weltordnung. Ein neuer Anfang oder eine falsche Hoffnung? 
Oertzen, Peter von: Das Kreuztnit der Identität der. "Linken". Oder: Ist die SPD "noch" ihre "Partei"? 
Ders.: Die Wählerschaft in Westdeutschland 

Ders.: Interview 
Ojfermann, Volker: Arbeitslosigkeit, Arbeitsmarktpolitik und gesellschaftliche Spaltung 

Ders.: Armut in Deutschland. Bestandsaufnahme und forschungstheoretische Perspektiven 

Olczyk, Hans-Joachim: "Despotischer Sozialismus" oder "Staatssklaverei"? (Rezension zwn Buch von Uli Schöler) 
Ders.: Freie Hand im Osten. Ein Interview mit Peter Scherer 

Oppermann, Detlef· Anne-Marie Fabian 

Ostendorff, Uwe: Zur Replik "Unregulierte Einwanderung als linke Programmatik?" von Birgit Zoerner 
Paech, Norm.an: Interview 
Paterna, Peter: "Postreform II". Ein_ Thema nicht_nur für Spezialisten 
Peter, Horst: Petersberger Populismus 

Ders.; Sprafke, Norbert: Demokratische Politik in der Fastfood-Informationsgesellschaft 

Ders.; Sprajke, Norbert: Glaubwür,digkeitsfälle. Zur hessischen Kommunalwahl 
Ders.: (siehe Arenz, Horst) 

Pfeifer, Stefan: Von der Blockkonfrontation zur Rüstungskonversion? Die Neuordnung der internationalen Beziehungen, 
Abrüstung und Regionalentwicklung nach dem Kalten Krieg 

Pickshaus, Klaus: (siehe Leisewitz, Andre) 

Podzuweit, Harald; Sieberg, Ingo; Thärichen, Holger;'Karn.etzki, Michael: Für den Neuanfang von unten! Zu den 
Rahmenbedingungen und Grundlagen unserer politischen Arbeit als JUSOS im Jahre 1992 

Poppe, Peter; Trombach, Ulf: HipHop - Kunstform der schwarzen Revolte 
Raschke, Joachim: Zur Veränderungschance der SPD-Linken 

Rausch, Thomas: Individualisierte Klassengesellschaft. Einige Positionsbestimmungen 
Ders.: Und der Mensch ist da ganz Mensch, wo er - z.B. mit Werbespots - spielt. "Jugend-Stile. Zur Ästhetik der 

gemeinsamen Kultur" - eine Untersuchung von Paul Willis (Rezension) 

Richter, Karl-Otto: Rostock und kein Ende 
Rode, Jörg: "Wasserkraft ans Netz". Solidarität konkret 

Röttger, Bernd: (siehe Bonder. Michael) 

Rudolph, Karsten: Ristau/Scholing/Wien: Tanker im Nebel (Rezension) 
Rünker, Reinhold: Über Gesinnungs- und Verantwortung~ethiker. Der Frankfurter Kreis nach Petersberg 

Ders.; Thiel, Jadranl«i; Walther, Claudia: Radikalisierung und politische Diffusität. Juso-Bundeskongreß '92 

Ders.; Unfried, Harald: Von Maastricht bis Moskau? Europäische WWU und die Integration Osteuropas 
Ders.: (siehe Walther, Claudia) 

Rüter, Michael: Der Erdgipfel 
Saß, Fiete: Auf dem Weg in die Informationsgesellschaft? 
Ders.: Es kommt darauf an, daß man miteinander auskommt. Ein Gespräch über Individualisierung, die SPD und die 

Politik. Mit Christoph Zöpel, Peter von Oertzen und Claudia Walther 
Ders.: Medien-Event oder andere Politik? Anmerkungen zur Mitgliederbefragung 

Sauer, Gustav W.: Atomenergie. H'oni soit qui mal y pense. Der Konsens-Virus oder die Sehnsucht nach Weisungen 
Schaaff. Herbert: Die Wirtschaft der Zukunft (Rezension zu Hans Immler: Welche Wirtschaft braucht die Natur?) 

Schäfer, Ingrid E.: (siehe Faulhaber, Norbert) 

Scharf Alexander: (siehe Seemann, Silke) 
Schauff. Frank: Sandinismus ~ Ein Versuch mittelamerikanischer Emanzipation (Rezension zum Buch von Christoph Links} 

Schauzu, Marianna: Gentechnikkritik oder "Hilfloser Antikap.italismus"? 
Dies.: Tschernobyl im Genlabor? Zu einer nicht stattfindenden Diskussion in der SPD 

Scheer, Hermann: Auf dem Weg zu einer neuen Neuen Linken 
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Ders.: Aufruf zur Rettung und Demokratisierung des kubanischen Entwicklungsmodells. Zur Notwendigkeit eines 64 18 
Gegenkurses zum amerikanischen Versucf:a der Strangulierung Kubas 

Ders.: Der Nonsense vom Energiekonsens 73 4 
Scherer, Peter: Interview 63 17 
Schindler, Christiane: Frauenstreik zum Frauentag 74 10 
Schöler, Ulrich: (siehe Albers, Detlev) 64 40 
Schönberg, Arnold: Ein Neuanfang? Anmerkungen zur Situation der Berliner SPD 68 9 
Schostok, Stefan: Aufstehen, Einmischen, Verändern. Neues Selbstbewußtsein am seidenen Faden! Außerordentlicher 69 10 

Bundeskongreß der Jusos 1993 in Bonn 

Ders.: Die Linke in Europa - Perspektiven und Projekte (Kongreßbericht) 71 14 
Ders.: J~sos auf dem Weg aus der Krise - Aufbruch von links 72 44 
Ders.; 'Zoerner, Birgit: "Wenn wir davon ausgehen, daß Engholm unser Kanzlerkandidat wird, daJUl können wir ihn als 

Linke nicht gleichzeitig demontieren". Ein Gespräch mit Detlev von Lal'cher 
70 12 

Schulze, Svenja: (siehe Krämer, Ralf) 72 6 
Schuster, Joachim: Auf dem Weg zu neuen Ufern? Zu den Ergebnissen des Maastrichter EG-Gipfels 63 28 
Schwegler, Lorenz: Interview 65 26 
Seemann, Silke: 'Sömmertagung des Frankfurter Kreises 72 10 
Dies.; Scharf, Alexander: Interview mit Norman Paech: ... Drückt uns 'mal eip bißchen ... Zur Bedeutung der UNO-Reform 70 8 

für die Diskussion um die UNO-Kampfeinsätze 
Siebert, Ingo: (siehe Podzuweit, Harald) 68 11 
Sieling, Carsten: Industrie- und Strukturpolitik in Ostdeutschland 64 26 
Ders.: Ökologischen Umbau ökonomisch möglich machen 70 20 
Ders.: Rüstungsproduktion und Konversionsperspektiven Anfang der neunziger Jahre 63 43 
Sonn, Klaus-Dietrich: SPD im Oskaarland 69 9 
Spangenberg, Joachim H.: (siehe Katzek, Jens) 73 48 
Spehr, Christoph: Die Wiederkehr der Langeweile. Historische Überlegungen zum Versanden der Umweltbewegung in den 72 19 

Verhältnissen 

Spieth, Frank: Interview 68. '~-a ,~:5 
Sprafke, Norbert: (siehe Peter, Horst) 71J 7 
Ders.: (siehe Peter, Horst) 73 .. 20 
spw-Geschäftsjüh.rung: spw intern 74 5 
spw-Redaktion: Einführung zu "Eurovisionen" 69 21 
Dies.: Vorbemerkung (zur Dokumentation zum Juso-Bundeskongreß 1977) 73 43 
Stark, Uli: Neue Farbenlehre? Zur Landtagswahl in Baden·Württemberg 65 12 
Ders.: Europa 1993 64 55 
Störch, Klaus: Die ökonomische Vereinigung Deutschlands, Bilanz und Perspektiven (Rezension zum Buch von Herbert 

Schui) 
64 57 

Strässer, Christoph; Lennardt, Stefan: Auf der Suche nach dem neuen Popanz. Innere Sicherheit - Kein 
sozialdemokratisches Thema 

71 51 

Strutynski, Peter: (siehe Düe, Dietmar) 70 27 
Thärichen, Holger: (siehe Podzuweit, Harald) 68 11 
Thiel, Jadranl«i: (siehe Rünker, Reinhold) 66 13 
Tjaden, Karl Hermann: Bitte um Beachtung schweigender Bedürfnisse und stummer Opfer. Erläuterungen zum "Ackerrand-

Theorem" und Replik zur Kritik von Ralf Krämer 
63 53 

Ders.: (siehe Tjaden-Steinhauer, Margarete) 68 32 

Tjaden-Steinha.uer, Margarete; I]aden, Karl Hermann: Historisch-materialistische Formationstheorie: Unklarheiten und 68 32 
Erkenntnismöglichkeiten 

Trombach, Ulf: Wie die Toten leben! 66 14 

Ders.: (siehe Poppe, Peter) 64 6 

Umbach, Detlef: Die Anpassung an das Scheitern - die SPD und der "Solidarpakt" 71 6 

Ders.: Land unter in Hamburg! 65 14 

Unfried, Harald: Europäische Notenbankverfassung demokratisch ausgestalten 69 36 

Ders.: (siehe Rünker, Reinhold) 64 30 

Voigt, KarstenD.: Einleitung (zur Dokumentation zum Juso·Bundesko·ngreß 1977) 73 44 

Vosen, Josef- Parteireform in Düren 66 12 

Wallerstein, Immanuel: Geopolitische Strategien der USA in einer nach-amerikanischen Welt 67 51 

Wal/her, Claudia: §-218-Urteil: ein Schock! 72 12 

Dies.: "Frauenwege im neuen Deutschland". Frauenkongreß der JUSO.:Linkeh:·Bericht 64 8 
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Dies.; Rünker, Reinhold: Radikal und offensiv oder sozialdemokratisch langweilig? Die JUSOS vor dem -Bundeskongreß 
1992 

Dies.: (siehe Rünker, Reinhold) 

Dies.: Interview 
Wardenbach, Klaus: "Zivilgesellschaft". Plädoyer für den Abschied vom letzten Modebegriff der 80er Jahre 

Wehr, Andreas: Kein großer Wurf. Anmerkungen zum außen- und sicherheitspolitischen Antrag des Parteivorstandes 
Ders.: Kopf und Bauch - Jürgen Egert ist tot 

Ders.: Werden aus Blauhelmen Grauhelme? 

Ders.: Zum Beispiel Jugoslawien. Über das Elend sozialdemokratischer Außenpolitik 
Weiner, Klaus Peter: Welches Europa? Westeuropäische Integration, internationale Strukturveränderungen und 

transnationale Politik 
Welti, Felix; Westpha/, 1ho1111ls: Tempo 30 fürs Reformprojekt 

Wendl, Michtlel: Ein erfolgrei~her Streik - aber Unzufriedenheit bleibt 

Werner, Torsten: Wir im Norden. Zur Lage von SPD und Jusos gut ein Jahr nach den verlorenen Landtagswahlen fo 
Mecklenburg-Vorpommern 

Westphal, Thomas: Absolute Mehrheit gewonnen - Vertrauen verloren! 

Ders.: (siehe Krämer, Ralf) 

Ders.: (siehe Welti, Felix) 

Wolf, Ulrich: Postmarxismus? - Notizen zur kritischen Rekonstruktion des historischen Materialismus und der Philosophie 
des Sozialismus 

Ders.: (siehe Albers, Detlev) 

Wöllersdorf. Andreas: Der "rote Hugenberg" (Rezension zum Buch von Harald Wessel) 

Ders.: Hilfloser Anti-Antifaschismus. Wider einen modischen Renner aus der IG-Metall-Vorstandsetage (Rezension zu 
Wolfang Kowalsky: Rechtsaußen) 

Ders.: Im Westen nichts Neues, im Osten eine neue Bewegung 

Ders.: Öffnung der SPD im Osten. Ver.gangenheitsaufarbeitung in Deutschland - ein Widerspruch? 

7ielinski, Siegfried: Nicht mehr Kino, nicht mehr Fernsehen 

'Zilerner, Birgit: Unregulierte Einwanderung als linke Programmatik? Replik zu dem Teil "Einwanderungsgesetz" in dem 
Artikel von Biermann/Meyer 

Dies.: (siehe Schostok, Stefan) 

Zöpe/, Christoph: Interview 

Verzeichnis der besprochenen Bücher (Sortierung nach Autorinnen der Bücher) 

Autorin: Titel 

Böttger, Barbara: Das Recht auf Gleichheit und Differenz - Elisabeth Seibert und der Kampf der Frauen um Artikel 3 II 
Grundgesetz (Alves) 

Bruce, Perry: Malcolm X. Ein Mann verändert Amerika (Göll) 

Fuchs/von Oertzen/Volmer: Zieht die Linke in den Krieg? (Mendler) 

Fukuyama, Francis: Das Ende der Geschichte (von Finteln) 

Gaisbacher!Kaser!Promitzer/Sax/Sch.ögler: Krieg in Europa - Analysen aus dem ehemaligen Jusolawien (Marschall) 

Haley, Alex/Malcolm X: The Autobiography of Malcolm X (Göll) 

Imm/er, Hans: Welche Wirtschaft braucht die Natur? (Schaaff) 

Kowalsky, Wolfgang: Rechtsaußen (Wöllersdorf) 

Links, Christoph: Sandinismus - Ein Versuch mittelamerikanischer Emanzipation (Schauft) 

Nolte, Ernst: Martin Heidegger. Politik und Geschichte im Leben und Denken (Friederich/Klinger) 

Nuhn, Heinrich: August Spies - ein hessischer Sozialrevolutionär in Amerika (Didier) 

Ristau/Scholing/Wien: Tanker im Nebel (Rudolph) 

Rosenbaum, Monika: Frauenarbeit und Frauenalltag in der Sowjetunion (Gröning) 

Scherrer, Christoph: Im Bann des Fordismus (Göll) 

Schöler, Uli: "Despotischer Sozialismus" oder "Staatssklaverei"? (Olczyk) 

Schui, Herbert: Die ökonomische Vereinigung Deutschlands, Bilanz und Perspektiven (Störch) 
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Einführung zum Schwerpunkt 

Zu den substajltiellen Verbesserun­
gen, die am SPD-Regierungspro­
gramm in den vergangenen drei 

Monaten vorgenommen werden konn­
ten, gehört das 100.000-Dächer-Pro­
gramm zur verstärkten Nutzung der 
Sonnenenergie. Hermann Scheer, 
Bundestagsabgeordneter und Parteivor­
standsmitglied, v.a. aber Vorsitzender 
der Vereinigung EUROSOLAR, soll 
mit Recht sehr stolz auf den Erfolg sei­
nes Vorstoßes gewesen sein. Spektalru­
lär war die Angelegenheit allerdings 
nicht, lag sie doch irgendwie im Schat­
ten der innerparteilichen und der 
öffentlichkeitswirksamen Gefechtsla­
gen. Nun, vielleicht trägt der Schwer­
punkt dieses Heftes ein wenig dazu bei, 
die Bedeutung dieser Programmerweite­
rung zu verstehen. 

Dabei heißt dieser Heftschwerpunkt 
nicht .Solarenergie", sondern .Solar­
wirtschaft". Wir wollen hier nicht so 
sehr auf die verschiedenen konkreten 
Energietechnologien eingehen, die mit 
der Nutzung der Sonne verbunden sein 
können, sondern auf die stärker wirt­
schaftlichen Bedeutungszusammen­
hänge. Zuallererst wird Hermann 
Scheer eine ökonomisch-soziale Bilanz 
für die Sonnenenergie als dem zentr:jlen 
Umbaukonzept aufmachen, was wir 
durch Auszüge aus seinem .Sonnenstra­
tegie" -Buch ergänzen werden. Mit der 
Dokumentation des Vorschlages für 
eine kommunale Solar-Initiative wollen 
wir dann auf die verschiedenen sehr 
konkreten Aspekte einer derartigen 
.Sonnenstrategie" hinweisen - ein brei­
tes Feld von Aktivitäten, das man in 
Verbindung mit dem 100. 000-Dächer­
Programm sehen muß, Der kurze Arti­
kel zur Solarenergienutzung auf Cuba 
schließlich soll schlaglichtartig erhellen, 
welche Bedeutung dieser Energieforrll 
für eigenständige iikonomisch-soziale 
Entwicklungsperspektiven in den südli­
chen Erdteilen zukommen kann. 

In. dieser Einleitung zum Schwer­
punkt sei zudem auf einige Querverbin­
dungen zu anderen spw-Diskussions-. 
strängen verwiesen. Zunächst eirunal 
erscheint es uns wichtig, die Solarener­
gie im Kontext weltwirtschaftlicher Ent­
wicklungen zu diskutieren. Es sieht so 
aus, als könnte sie _einen Ausweg aus 

dem Dilemma bieten, daß eine Indu­
strialisierung außerhalb der kapitalisti­
schen Metropolen unweigerlich zum 
Kollaps führen müßte, wenn sie auf den 
Wegen herkömmlicher Methoden des 
Energieeinsatzes stattfände. Auch deut­
liche weltweite Energieeinsparungen 
dürften nicht ausreichen, um dieser Pro­
blematik begegnen zu können. Eine 
darüberhinausgehende Politik des radi­
kalen Konsumverzichtes in den kapitali­
stischen Metropolen und des Verzichts 
auf Industrialisierung im Süden wieder­
um erscheint vollkommen illusionär, 
wird hier doch die Rechnung ohne die 
Menschen gemacht (so bitter diese Fest­
stellung für einige vielleicht sein mag). 
Einen Ausweg könnte nur die maximal 
umweltverträgliche Nutzung einer uner­
schöpflichen Energiequelle bieten: Die 
Sonnenenergie bietet diese Möglichkeit. 
Sie zu nutzen und zu entwickeln wäre 

Solarwirtschaft muß als 
zentrales Element des 
öko I ogisch-sol id a ri­
schen Umbaus und 
eines darauf bezogenen 
new deals gesehen wer­
den. 

selbst ein Beispiel für eine international 
angelegte Industriepolitik neuen Typs -
und nicht zuletzt für die konkrete Reali­

. sierung der Nord-Süd-Allianzen zwi­
schen Wirtschaftsräumen des Nordens 
und des Südens, von denen in der spw ja 
schon mehrfach die Rede war. 

Die Durchsetzung der Sonnenener­
gienutzung muß gerade in diesem Zu­
sammenhang als zentrales Element des 
ökologisch-solidarischen Umbaus und 
eines darauf bezogenen new deals gese­
hen werden. Öko-Steuern sind ja .nur" 
ein Instrument - und in den dominieren" 
den Varianten, die ja nicht bei der Pri­
märenergieerzeugung ansetzen? sondern 
am Endverbrauch, ein recht zweifelhaf­
tes dazu. Notwendig sind Verständigun­
gen über konkrete Ziele des Umbaus -
die Umstellung auf die Entwicklung und 

von der spw-Redaktion 

Nutzung regenerativer bzw. solarer En­
ergiequellen gehört hier an die allererste 
Stelle. Hermann Scheer spricht in den 
zitierten Passagen seines Buches auch 
die Frage der Kräfteverhältnisse und der 
erforderlichen Bündnisse an, um die es 
beim Ringen um solarwirtschaftliche 
Durchbrüche geht. Die entsprechenden 
Ausführungen lassen sich in gleicher 
Weise für den ökologisch-solidarischen 
new deal insgesamt heranziehen. Deut­
lich wird dabei aber: Dieser deal darf 
kein reiner Verteilungsvertrag zwischen 
verschiedenen Einkommensschichten 
werden (wie in letzter Zeit v.a. disku­
tiert), sondern er muß einen produktiven 
Kern haben, zu dem es auch gehört, das 
Unternehmerlager bzw. das Kapital zu 
spalten und dort Bündnispartner zu ge­
winnen: Scheer wird da konkret - und 
dies ist auch über die Solarfrage hinaus 
als Methodik sehr lehrreich. .· : :,_ : , 

Schließlich lesen sich gerad;JJ_~ •.. _.:'.} 
Passagen auch so ähnlich wie dli!,; .. · ' 
mulierungen in der spw-Diskussiori'll!,er 
eine zukünftige .Allianz produktiver 
Kräfte" bzw. ein .Bündnis von Arbeit, 
Wissenschaft und Kultur". Die Entwick­
lung der Solarwirtschaft stellt sich als 
ein umfassendes Umbauprojekt der 
Menschheit dar, für das in der Tat die 
produktiven Kräfte der Arbeit und der 
Wissenschaft mobilisiert werden müs­
sen - und das auch der kulturellen und 
künstlerischen Inszenierung bedarf, 
nicht zuletzt um die Phantasie zu beflü­
geln, die einer solchen Mobilisierung 
vorausgesetzt ist. Für die kleine Spezies 
von sozialistischen Linken gehört zu 
dieser Phantasie - nebenbei bemerkt -
vielleicht auch die bei Scheer durchklin­
gende Vorstellung, daß eine So­
larwirtschaft insgesamt andere gesell­
schaftliche Charakterzüge aufweisen 
werde als die heutige Wirtschaftsord­
nung. Hat die Solarwirtschaft mögli­
cherweise etwas mit einem lleuen Auf­
bruch zu sozialistischen Perspektiven zu 
tun? 
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Sonnenenergie - das zentrale 
sozialökologische Konzept 

De Diskussion über Solarenergie 
sprich: die erneuerbaren Ener­

gien - wird merkwürdig kleinka­
riert geführt. Immer wieder wird be­
tont, daß sie nur einen verhältnismäßig 
kleinen Beitrag zur Energieversorgung 
leisten könne, die Preise im Verhältnis 
zu herkömmlichen Energien zu hoch 
seien und die Verfügbarkeit unsicher 
sei, weil die Natur diese Energie unre­
gelmäßig anbiete. In Wahrheit ist das 
natürliche Potential weit höher als der 
Verbrauch herkömmlicher Energien, 
und es ist unerschöpflich - erneuerbare 
Energie ist Energie für alle Zeiten. Die 
Preise lassen sich durch Massen- und 
Breiteneinführung senken. Die Verfüg­
barkeit läßt sich durch einen Mix von 
sich ergänzenden verschiedenen er­
neuerbaren Energiequellen und durch 
Speicherung sicherstellen. Bereits jetzt, 
noch vor Beginn einer Massenprodukti­
on, hat z.B die Windenergie in gün, 
stigen Gegenden den Betriebspreis he,­
kömmlicher Energiequellen erreicht, 
für die Biomasse gibt es ebensolche Bei­

--spiele, und auch die Photovoltaik wird 
durch Massenproduktion dahin kom­
men. Mit anderen Worten: die derzeit 
noch eng gefaßten Grenzen erneuer­
barer Energien sind überwindbar, erst 
dann werden ihre Möglichkeiten voll 
zur Entfaltung gebracht werden können 
- bis hin zu einer vollständigen Energie­
versorgung aus erneuerbaren Energien. 

Die entscheidende Frage ist eine an­
dere: Was sind die politisch-ökonomi­
schen Motive, die Grenzen zu überwin­
den? Diese Frage führt uns erst zu ei­
nem adäquaten Diskussionsansatz. Die 
Antwort auf diese Frage ergibt sich aus 
den politischen, sozialen und ökonomi­
schen Vorteilen, die grundsätzlich von 
den erneuerbaren Energien für Wirt­
schaft und Gesellschaft erwachsen. 

In der wirtschaftswissenschaftlichen 
Diskussion war Nicolas Georgescu­
Roegen mit seinem 1971 erschienenen 
Buch • Tue Entropy Law and the Eco-
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nomic Process" einer der ersten, der er­
kannte welche umfassenden Folgen der 
zweite thermodynamische Hauptsatz si­
gnalisiert, wenn wir dauernd wertvolle 
Stoffe umwandeln qnd Abfall entlassen. 
(Entropie ist eine physikalische Zu­
standsgröße, ein Maß der 'Unordnung -
von Elementen eines Systems. Der sog. 
Entropiesatz besagt kurzgefaßt, daß in 
geschlossenen Systemen die Entropie 
nur wachsen kann, ein System sich also 
spontan - ohne Energiezufuhr von außen 
- stets in Richtung wachsender Unord­
nung bzw. der statistisch wahrschein­
licheren zufälligen Anordnung seiner 
Elemente entwickelt. Anm. der Red.) 
Er arbeitete heraus, daß die ständig wei­
ter wachsende Umwandlung von Ener­
gie und Stoffen mit innerer Zwangsläu­
figkeit nicht zu einer ständig weiteren 
Erhöhung der Produktivität und. der da­
mit verbundenen Wachstumssteigerung 
führt, sondern daß dies eine existentielle 
Krise verursachen muß. Je mehr die be­
grenzten Vorräte ausgeschöpft werden, 
desto teurer ihre Förderung und desto 
umfangreicher die Folgeprobleme, die 
zu einer Flutwelle anwachsen. Die ent­
wickelten Industriegesellschaften kön­
nen sie eine Zeitlang - vor allem durch 
eine Globalisierung der Wirtschaftspro­
zesse - über andere schwappen lassen, 
aber die Flut kommt zurück. Die 
zunehmenden Kosten der wirtschaftli­
chen Reproduktion und der Reprodukti­
onsbedingungen· - nach Elmar Altvater 
(Vom Wohlstand und Mißstand der Na­
tionen, Münster 1982) die .nichtpro­
duktive Seite der Produktivitäts­
steigerungen" - führen in die ökonOmi­
sche und politische Dauerkrise: in den 
• Entropiestaat", wie ihn Hazel Hender­
son treffend nannte. 

Diese sozialen Kosten der herkömm­
lichen Energieversorgung sind inzwi­
schen erkannt und teilweise wissen­
schaftlich berechnet worden. Der 
Volkswirt Olav Hohmeyer vom Fraun­
hofer Institut hat (in: Tue Social Costs 
of Electricity - Renewable versus Fossil 
and Nuclear Energy, 1992, Vol. 11) die 
sozialen Kosten für die Stromerzeugung 
- unter Berücksichtigung der Umwelt-

von Hermarln Scheer* 

schäden, eines Ausbeutungszuschlags, 
der öffentlich bereitgestellten Güter und 
Dienstleistungen, der Subventionen und 
der öffentlichen Forschung und Ent­
wicklung - 1992 auf 3,11 bis 15,96 
Pfennig pro kWh bei der fossilen Strom­
erzeugung und auf 10,06 bis 70, 13 
Pfennig pro kWh bei der atomaren 
Stromerzeugung berechnet, die auf den 
Preis aufgeschlagen werden müßten. 
Umgekehrt ergebe sich demgegenüber 
ein sozialer Nettonutzen" ( wenn man die 
vermiedenen sozialen Kosten der kon­
ventionellen Elektrizitätserzeugung, der 
Umweltschäden, der makroökonomi­
schen Nebeneffekte und öffentlicher 
Zahlungen berücksichtigt) bei der Pho­
tovoltaik zwischen 19,6 und 20,8 Pfen­
nig pro kWh, der vom Betriebspreis 
abgezogen werden könnte. Bei der 
Windkraft liege der soziale Nettonutzen 
zwischen 15,6 und 16,8 Ffennig pro 
kWh. Doch in der Praxis bleibt der Zu­
sammenhang mit den weit über die 
Energieversorgung hinausreichenden 
Folgen immer noch unberücksichtigt. 
Wir erleben anhaltende Blindheit ge­
genüber den wirtschaftlichen und sozia­
len Chancen der Sonnenenergie - und 
ein lautstarkes Getöse • wirtschaftlicher 
Sachverständiger" gegen sie. 

Der ökonomische und 
soziale Kostenvergleich 

Die tatsächlichen sozialen Kosten 
der konventionellen Energien gehen 
also weit über die bisher berechneten 
hinaus, wenn das gesamte Energiesy­
.stem mit seinen umfassenden Auswir­
kungen betrachtet wird. Entsprechend 
hoch sind die sozialen Gewinne der 
Sonnenenergie. 
1. Neue Arbeitsplätze 

Sonnenenergienutzung ist arbeitsin­
tensiv, man braucht mehr Arbeitsplätze! 
Die Einführung der Sonnenenergie 
bringt also eine Reduzierung der Ar-

. beitslosigkeit und damit der sozialen 
Kosten der Arbeitslosigkeit. Das World 
Watch Institute hat ausgerechnet, daß 
für eine Stromerzeugung von 1000 Gi­
gawattstunden im Jahr etwa durch 
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Windkraft mehr als fünfmal so viel 
Menschen beschäftigt.werden als durch 
Atomstrom. 

Die erforderliche Beschäftigtenzahl 
würde zweifellos bei einer Massenpro­
duktion von Sonnenenergieanlagen nicht 
mehr so hoch sein wie gegenwärtig. 
Aber dafür erfolgt mit deren Einführung 
eine durchgängige Mobilisien1ng neuer 
Entwicklungs- und Produktionsaktivitä­
ten nicht nur für die Produktion von An­
lagen zur Umwandlung von Sonnenener­
gie, sondern auch von solchen zur Nut­
zung der Sonnenenergie. Handwerk und 
Kleinindustrie erhalten neue Impulse. 
2. Entlastung administrativer Kosten 

Aufgrund der Umweltbelastungen 
und anderer Gefahren wachsen die ad-

mm1strativen Eingriffe und damit die 
Kosten herkömmlicher Energieversor­
gung: Abgasgrenzwerte, Wärmedämm­
verordnungen, Smogverordnungen, 
technische Anleitungen zur Luftreinhal­
tung, Reaktorsicherheitsbestimmungen 
und Strahlenschutzgesetze sowie 
Abfallbeseitigungsvorschriften füllen 
die Gesetzbücher und Verordnungs­
blätter. Dies geht bis. in den internatio­
nalen Bereich - etwa Vereinbarungen 
über den Schutz der Meere vor Energie­
abfällen oder die Kontrolle des atoma­
ren BrelllJstoffkreislaufs. Zu all diesen 
Bestimmungen und Vorschriften gehört 
eine administrative Ausstattung zur 
Schadens- und Vollzugskontrolle. Das 
zunehmende Vollzugsdefizit weist auf 

eine Zunahme der administrativen Ko­
sten hin, die ebenfalls in keiner Energie­
rechnung auftauchen. 

Durch die Einführung der Sonnenen­
ergie bietet sich dagegen die Chance, 
die administrativen Kosten reduzieren 
zu können. Zwar gilt das noch nicht für 
die Gegenwart, da es viele administrati­
ve Hemmnisse gegen Sonnenenergien 
gibt: durch Bausatzungen und Land­
schafts- und Naturschutzvorschriften, 
die - in Verkennung der ökologischen 
Gefahrenhierarchie - gegen die Installie­
rung von Sonnenenergieanlagen teilwei­
se noch inehr Bedenken geltend machen 
als gegen herkömmliche Energieanla­
gen. Aber für Sonnenenergieanlagen 
bedarf es keiner besonderen Sicherheits­
bestimmungen, keiner Abgasbegrenzun­
gen, Entsorgungsvorschrjften, Smog­
vorschriften und Meßstationen. Ledig­
lich für die Nutzung der Biomasse 
braucht man einige administrative Rege­
lungen, die aber nicht aufwendiger sein 
müssen als die gegenwärtig auf die 
Landwirtschaft bezogenen und die des­
halb von den bestehenden Landwirt­
schaftsämtern wahrgenommen werden 
können. . ji;'.lfüfr ·: 

Insgesamt ist Sonnenenergdlföl!!ioe 
Chance zur Entbürokratisienmgf•Je 
mehr Sonnenenergien eingeführt wer~ 
den, desto geringer der administrative 
Aufwand für Staat und Unternehmen. 
Sonnenenergie ist damit ein Mittel zur 
Rationalisierung des öffentlichen Auf­
wands. 
3. Devisengewinne und Subventionsab­

bau 
Die herkömmlichen Energien verur­

sachen bei den Importländern hohe Ein­
kaufskosten und belasten damit die Zah­
lungsbilanz. Allein im Jahr 1990 hat die 
Europäische Gemeinschaft 60 Mrd. 
ECU für Ölimporte ausgegeben und 22 
Mrd. ECU für Holz und Holzprodukte 
einschließlich Papier. Durch eine Mobi­
lisierung der Sonnenenergien lassen sich 
in jedem Land die Anteile heimischer 
Energiequellen drastisch erhöhen. Sie 
bewirken so zum einen eine größere En­
ergiesicherheit, zum anderen reduzieren 
sie die internationale Abhängigkeit. 
Darüberhinaus bringen sie die Chance 
zum drastischen Subventionsabbau in 
der.Landwirtschaft mit sich. 
4. Reduzierung militärischer Kosten 

Dieser Gesichtspunkt gilt für die gro­
ßen westlichen Energieverbr~uchslän­

. der. Ihr Interesse an einer Sicherung des 
Zugangs zu den billigen Ölquellen aus 
dem Nahen und Mittleren Osten ist der 
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Hauptgrund für die über 60 Milliarden 
Dollar, die allein die USA für ihre mili­
tärischen Aufgaben in dieser Region be­
reitstellen. Der Golflmnflikt und -krieg 
1990/91 hat alleine etwa 70 Mrd. US­
Dollar gekostet, die in keiner Ölrech­
nung stehen. Diese Summe würde 
wahrscheinlich ausreichen, um die 
Grundlage für eine Unabhängigkeit von 
fossilen Ölimporten durch Pflan­
zentreibstoffe zu schaffen. Aber schon 
vor dem Golfkonflikt wurde in den USA 
ausgerechnet, _daß die militärische Si­
cherung der Olquell"n - umgerechnet 
auf die importierten Olmengen aus dem 
Mittleren Osten - 23,5 US-Dollar pro 
Barrel Öl ausmachen, also den privat­
wirtschaftlichen Einkaufspreis mehr als 
verdoppeln. Diese _Kosten steigen für 
die NATO gegenwärtig eher weiter an: 
Deren neue Strategien zur Bildung 
schneller Eingreiftruppen, die selbst 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 
einer deutlichen Reduzierung der Rü­
stungsbudgets im Wege stehen, werden 
vorwiegend mit den ne1Jen Instabilitäten 
und Gefahren in den Olförderregionen 
des Mittelmeerraums und des Mittleren 
Ostens begründet. Mit der Mobilisie­
rung der Sonnenenergien reduzieren 
bzw. erledigen sich auch die offiziellen 
Prämissen für diese Kosten. 

Die Kosten der fossilen und atoma­
ren Energien steigen darüberhinaus 
durch die zunehmenden Gefahren der 
Weiterverbreitung atomarer Waffen 
über den Umweg ziviler Atom­
technologie ständig. Auch die weitere 
Stabilisierung feudaler Staatsstrukturen 
in Ölförderländern - als Gegenleistung 
für großzügige Energielieferungen zu 
günstigen Preisen - und die daraus resul­
tierenden sozialen Spannungen gehen 
auf die Kostenrechung des herrschenden 
Energiesystems, ebenso wie die auf den 
Energiemangel in Entwicklungsländern 
zurückgehenden sozialen Katastrophen 
und die dadurch erzeugten Flücht­
lingsströme. Dem ließe sich durch die 
eindeutige und massive Prioritätenände­
rung zugunsten der Sonnenenergien ab­
helfen. 
5. Landschaftsgewinne 

Sonnenenergien reduzieren bei ihnen 
gemäßem ökonomischem Einsatz die 
Flächenkosten - was gleichbedeutend ist 
mit einem geringeren Verbrauch an 
Landschaft, als man ihn für die her­
kömmlichen Energien braucht! Wo gro­
ße Anlagen errichtet und Energiepflan­
zen angebaut werden, ist bei Beachtung 
des Vorrangs der Nutzung degradierter 
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Flächen sogar ein Gewinn an biologi­
scher Landschaftsvielfalt möglich. In­
dem man mit der gezielten Nutzung der 
Sonnenkraft synchron Bewässe­
rungssysteme anlegt, kann man die -
auch im Wlistenboden - verborgen lie­
genden l>flanzenkulturen mobilisieren 
und der Artenvernichtung eine Ar­
tenvitalisierung entgegensetzen. Wenn 
Solarzellen auf den Dächern und Wind­
kraftanlagen auf Weideflächen die her­
kömmlichen Kraftwerke einschließlich 

senhaft erhöht. Arbeitsplätze im Be­
reich der Energieförderung und -bereit­
stellung, einschließlich des Transports 
und der Verteilung, werden reduziert 
und durch produktive Tätigkeiten bei 
der Sonnenenergieanlagenproduktion 
und im installierenden Handwerk er­
setzt. Damit verbunden ist die Chance 
zu einer wirtschaftlichen Trendumkehr: 
von Dienstleistungstätigkeiten zurück zu 
produktiven Tätigkeiten. Dieser Trend 
wird dadurch noch begünstigt, daß mit 

Parkschein­
Automat 64 

der Förderfelder für Primärenergie er­
setzen, entstehen Landschaftsgewinne 
statt zusätzlichem Landschaftsver­
brauch! 

Da für die Sonnenenergienutzung die 
Grenzen wirtschaftlichen · Wachstums 
nicht gelten, weil die Energienutzung -
je mehr sie sich verbreitet - den Wider­
spruch zwischen Wirtschaftswachstum 
und Naturzerstörung überwindet, ent­
steht daraus eine neue wirtschaftliche 
Eigendynamik. Es gibt keinen größeren 
potentiellen Markt als den für Sonnen­
technologien, und bisher liegt er nahezu 
vollständig brach. Ganz neue Industrie­
bereiche können hier entstehen, denen 
keine grundsätzlichen Akzeptanzpro­
bleme in der Gesellschaft im Wege ste­
hen, wie das bei den herkömmlichen 
Produktionsschwerpunkten zunehmend 
der Fall ist. Damit ist eine neue Investi­
tionssicherheit gewährleistet. 

Der durch die Einfü!u:ung der 
Sonnenenergie ausgelöste wirt­
schaftliche Strukturwandel wird davon 
geprägt sein, daß sich die Zahl der wert­
schöpfenden Arbeitsplätze wieder rnas-

der immer größeren Zahl der Energie­
selbstversorger ein weiteres Element 
bisheriger unproduktiver Dienst­
leistungstätigkeiten reduziert wird,. 
Ähnliches gilt für den Bereich der 
Gesundheitsversorgung, da ohne Zwei­
fel die Sonnenenergien das allgemeine 
Gesundheitsniveau erheblich steigern 
werden. Eine Kostenschätzung für die 
USA hat ergeben, daß die herkömmli­
che Energieversorgung pro Jahr Kor­
rosionsschäden in Höhe von 2 Mrd. 
Dollar verursacht, Gesundheitsschäden 
zwischen 12 und 82 Mrd., Ernteschäden 
zwischen 2,5 und 7,5 Mrd., militärische 
Sicherungskosten zwischen 15 und 60 
Mrd., Arbeitslosenkosten in Höhe von 
über 30 Mrd. und Subventionen in Höhe 
von 55 Mrd. Dollar - zusammen also 
versteckte Kosten zwischen 116 und 236 
Mrd. Dollar, je nachdem, ob man 
streng oder weniger streng rechnet. 

Das herrschende Energiesystem er­
zeugt - neben den langfristigen Umwelt­
schäden - eine Reihe weiterer Zukunfts­
kosten. Dies gilt insbesondere für die 
Verbrennung und damit Vernichtung 
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von Naturressourcen, die auch für 
nichtenergetische Zwecke eine substan-

. tielle Bedeutung haben, etwa für 
Industriematerialien und Arzneimittel. 
Sonnenenergien sind nicht der einzige, 
aber wohl der bedeutendste Faktor zur 
Ressourcenschonung, der künftige Brü­
che in vielen Industriezweigen vermei­
den helfen wird. Sie vermitteln die 
Chancen zur ökonomischen und ökolo­
gischen Humanisierung der industriellen 
Revolution und zu administrativen und 
sozialen Reformen, die unter den gegen­
wärtigen Bedingungen nicht mehr reali­
siert werden können. Doch seihst eine 
rein betriebswirtschaftliche Betrachtung 
der Sonnenenergie zeigt, daß die These 
von den höheren betriebswirtschaftli­
chen Kosten der Sonnenenergie nur 
noch vorläufig gültig ist. 

Mögliche betriebswirt­
schaftliche Vorteile 
der Sonnenenergie 

Jede Technologie hat ihre eigenen 
wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten. 
Deshalb sind all diejenigen ökonomi­
schen Analysen nicht besonders 
aussagekräftig, die lediglich die End­
preise der verschiedenen Energieträger 
vergleichend gegenüberstellen, ohne die 
Zusammensetzung ihrer jeweiligen 
Kostenfaktoren und deren wirtschaftli­
che Optimierbarkeit zu beachten. Eine 
detaillierte Betrachtung dieser Kosten­
faktoren öffnet den Blick auf eine 
überraschende Möglichkeit: daß künftig 
sogar betriebswirtschaftliche Vorteile 
der Sonnenenergie möglich werden! 
1. Die Nichtanwendbarkeit des Skalen­

gesetzes auf die Sonnenenergie­
nutvmg 
Nach dem ökonomischen Skalenge­

setz sinken mit der Konzentrierung der 
Energieumwandlung auf größere Anla­
gen die anteiligen Anlagekosten (Be­
triebsinfrastruktur, Management), und 
werden dadurch die Kosten reduziert. 
Deshalb ist beispielsweise die Stromer­
zeugung in wenigen großen Koh­
lekraftwerken billiger als in vielen klei­
nen, weshalb es zu einem stetigen Trend 
zu .Großkraftwerken kam. Zen­
tralisierung bewirkt zwar in mancher 
Hinsicht auch Mehrkosten, z.B. in der 
Verteilung, aber sie werden durch die 
sinkenden Produktionskosten überkom­
pensiert. Voraussetzung ist die _Mög­
lichkeit, große Mengen ·von Primär­
energie zu einem Produktionsstandort 

transportieren zu können - und zwar sol­
cher Primärenergien, die eine hohe 
Energiedichte haben, also ein großes 
Energiepotential in einem verhältnismä­
ßig kleinen Volumen. Die mangelnde 
Energiedichte der in breiter Streuung 
angebotenen Sonnenenergie gilt 
demgegenüber als ihr entscheidendes 
ökonomisches Handicap. 

Dabei wird übersehen, daß das öko­
nomische Skalengesetz nur zum Teil auf 
die Umwandlung der Sonnen-Prirnären­
ergie in eine Sekundärenergie an­
gewandt werden kann. Das Skalenge­
setz gilt in vollem Umfang für die Her­
stellung von Sonnenenergietechnik in 
großen Serien, aber nicht für den Ein­
satz dieser Techniken. Die Gründe da­
für sind von Barry Commoner in seinem 
Buch .Radikale Energiewinschaft" 
(München 1980, S. 105f.) so beschrie­
ben worden: .Da die Sonne nebenan ge­
nauso scheint wie hier, wird eine Anla­
ge zur Energiegewinnung einfach da­
durch vergrößert, daß die licht­
empfindliche Fläche vergrößert wird, 
seien das nun Spiegel für eine zentrale 
Dampfturbine, Kollektoren für die 
Raumheizung, Solarzellen zur Strom­
versorgung oder Getreidefelder zur 
Treibstoffgewinnung. Jeder Spiegel, je­
der Kollektor, jede Solarzelle, jedes Ge­
treidefeld ist so wirksam wie sein Nach­
bar. Deshalb hängt die Wirtschaft­
lichkeit kaum von der Größe der Anlage 
ab: Hier gilt kein ökonomisches Skalen­
gesetz. Abgesehen von kleineren Ein­
sparungen bei der Wartung produziert 
deshalb eine große zentrale Sonnenener­
gieanlage die Energie nicht billiger als 
viele kleine. Da aber bei der Dezentra­
lisierung die Verteilungskosten entfallen 
oder sich stark verringern, ist es wirt­
schaftlicher, kleine Anlagen zu bauen. 
Kein künftiger technischer Durchbruch 
kann diese Tatsache aus der Welt schaf­
fen!" 

Zwar gibt es bei einigen Sonnenener­
gieträgern Unterschiede, die diesen 
Aspekt modifizieren: Bei der solarther­
mischen Wärmeerzeugung sind Ge­
meinschaftsanlagen für etwa 500 Häu­
ser wirtschaftlicher als 500 Einzelanla­
gen, weil die Wärmespeicherung für 
Gemeinschaftsanlagen einfacher und 
billiger wird; bei Biogasanlagen kann 
eine Zentralanlage für ein Dorf ökono­
misch günstiger sein als 100 Einzel­
anlagen. Aber auch diese größeren An­
lagen sind, verglichen mit wirklichen 
Großkraftwerken, noch dezentral zu 
nennen. Bei solarthermischen Strom-

SoNRNrN 
ENERGIE 

KEINE ALTERNATIVE GIBT 

für Hermann Scheer, 
Präsident der europäischen Sonnen­
energievereinigung »Eurosolor«, ist 
die anhaltende Ignoranz gegenüber ' 
den Chancen der Sonnenenergie­
nutzung ein »Johrhundertversöum­
nis«. Er stellt dem »Weltkrieg gegen 
die Natur« eine polili1<he Sonnen­
strolegie entgegen. Diese zielt oul 
eine vollständige Ablösung olo­
morer und fos~ler Energien durch 
die unerschöpfliche Sonnenenergie. 
Die Realisierung dieses Konzepts ist 
weder ein lechni1<hes noch wirF 
1<haltliches Problem, sondern ein 
politisches. Scheer arbeite! in die­
sem Buch die tatsächlichen Wider­
stände gegen die Realisierung der 
Sonnenstrategie heraus und· 
entwickelt konkrete Handlungsre­
zepte. Sein realistisches Plädoyer 
für die Sonnenenergie zeigt, daß 
ein douerholter »Friedensvertrag 
mit der Natur« möglich isl. 
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kraftwerken ist eine räumliche Verdich­
tung der Kollektoren . ökonomischer, 
nicht wegen der besseren Wirkung der 
Kollektoren, sondern weil große Turbi­
nen und Strahlungsempfänger produkti­
ver arbeiten. Doch auch Turbinen mit 
einer Umwandlungsleistung von mehr 
als 300 MW ergeben keine weiteren ko­
stensenkenden Vorteile mehr. 

Aber bei allen Formen der Direkt­
umwandlung von Sonnenlicht oder 
Wind in Strom oder von Sonnenkraft in 
Wärme ist das Skalengesetz eben nicht 
wirksam. Große Anlagen machen die 
Sonnenenergienutzung teurer als not­
wendig. Daraus ergeben sich für ihre 
ökonomische Nutzung zwangsläufig 
andere Strukturen der Energiewirt­
schaft! Man kann ohne ökonomische 
Einbuße dezentral bleiben und sich so­
gar die Zentralisierungskosten eines 
überregionalen Verteilungsnetzes spa­
ren. Es ist Aufgabe einer wirklich pro­
blem- und techniknahen Wirtschafts­
wissenschaft, diese unbezweifelbare be­
triebswirtschaftliche Grundannahme der 

Sonnenenergie wissenschaftlich zu 
quantifizieren. 
2. Energieeffizienz und Wirkungsgrad 

Spricht man von Energieeffizienz, 
meint man in der Regel den Wirkungs­
grad einer Energieumwandlung im Ver­
hältnis zur eingesetzten Primär- oder 
Sekundärenergie. Dabei wird der .ge­
ringe" Wirkungsgrad der noch jungen 
Sonnentechnologien als Nachteil hinge­
stellt. Doch es wird oft ein Faktor über­
sehen: Sonnenenergie hat den einzigar­
tigen Vorteil, daß man sie für jeden Be­
darf zielgerecht und damit in denkbar 
bester Effizienz einsetzen kann. Die 
Ineffizienz herkömmlicher Kraftwerke 
liegt vor allem darin, daß zur Erzeu­
gung von Sekundärenergie hohe 
Temperaturgrade notwendig sind, die -

. wiederum in den Worten Commoners 
(.Energieeinsatz und Wirtschaftskrise" 
1977, S. 180) - .weit über den 
energiebedürftigen Aufgabenanfor­
derungen liegen, so daß die thermody­
namische Qualität der Energie in dem 
Prozeß verschwenderisch degradiert 
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wird. Im Gegensatz dazu kann Sonnen­
energie ohne weiteres auf jede ge­
wünschte Temperatur gesteigert wer­
den, indem sie konzentriert wird, und 
das kann thermodynamisch auf jede 
gegebene Aufgabe genau zugeschnitten 
werden. Der Grund liegt eben darin, 
daß die thermodynamische Qualität der 
aktuellen Sonnenstrahlung von der 

, Temperatur der Quelle bestimmt wird, 
die sie aussendet. In diesem Fall ist die 
Qnelle die leuchtende Oberfläche der 
Sonne, die eine Temperatur von unge­
fähr 5500 Grad Celsius aufweist. Die 
niedrige Temperatur, die die direkte 
Sonnenstrahlung erzeugt, wenn sie an 
der Erdoberfläche absorbiert wird, 
bedeutet ja nicht, daß die Qualität der 
Energie unterwegs gesenkt wurde. Dies 
bedeutet vielmehr, daß sich die Energie 
auf ihrer langen Reise von der Sonne 
aus gewaltig ausgebreitet hat. Alles, 
was wir brauchen, um solare Energie zu 
jeder gewün.schten Temperatur bis zu 
den 5500 Grad Celsius der solaren 
Quelle zu liefern, ist deren Konzentra­
tion von einer ausreichend großen Flä­
che aus." 

Sonnenenergienutzung bedarf also 
keiner ineffizienten Produktion über­
schüssiger Wärme, die nur zum Teil als 
Abwärme genutzt werden könnte. Bei 
herkömmlichen Anlagen bedeutet die 
Steigerung der Effizienz eine Verringe­
rung von Energieverlusten, bei Son­
nenenergie eine Steigerung der Ener­
giegewinne. Hier liegt ein sehr viel grö­
ßeres Potential zur betriebswirtschaftli­
chen Effizienzsteigerung, was beson­
ders spürbar werden wird bei den deut­
lich niedrigeren bzw. gar nicht anfallen­
den Kosten der Kraftwerkskühlung und 
bei der Nutzung solarthermischer Ener­
gie für industrielle Prozeßwärme. Der 
letztgenannte Bereich ist bisher in viel 
zu geringem Maße in die Erörterungen 
künftiger solarer Energiestrukturen ein­
bezogen worden. 
3. Betriebs- und Managementkosten 

Die Betriebs- und Managementko­
sten - in der betriebswirtschaftlichen 
Sprache zu den variablen Kosten zäh­
lend - beziehen sich auf die von der 
Marktentwicklung abhängenden Kosten 
für Rohenergie (Ol, Gas, Kohle, Uran) 
und aufbereitete Energie (raffinierter 
Treibstoff, atomare Brennstäbe), auf die 
Entsorgungskosten ( abgebrannte ato­
mare Brennstäbe, Ölschlämme, Schlak­
ken), und auf Transportkosten, Aus­
fallkosten und Personalkosten. Diese 
Kosten können bei herkömmlicher 

Energie zwar durch Wettbewerb und 
neue Verfahren gesenkt, aber nicht voll­
ständig vermieden werden. Bei den 
Sonnenenergien sind sie dagegen teil­
weise vollständig vermeidbar bzw. sehr 
viel weitgehender reduzierbar. Ihre· 
Kalkulationssicherheit ist außerdem 
deutlich höher. 

Wind und Sonnenstrahlen kosten 
nichts - Kosten fallen immer durch die 
Anlagen an. Auch Bioabfall ist kosten­
los oder sogar bringt dem Betreiber so­
gar Einnahmen. Außer bei einigen Nut­
zungsarten der Biomasse (Energiepflan­
zen) muß die Energie auch nicht aufbe­
reitet werden. Abfallentsorgungskosten 
entfallen. Ausfallkosten fallen nicht ins 
Gewicht: Wenn eine einzelne Wind­
kraftanlage ausfällt, laufen die anderen 
weiter; bei Solarzellen- und Kollektor­
anlagen fallen vielleicht einmal einige 
Module aus, aber selten - und dann nur 
für kurze Zeit - die gesamte Anlage; die 
Wartung kann jeweils schnell erfolgen. 
Transportkosten für Primärenergie bei 
dezentralen Anlagen der Biomassenut­
zung entstehen nur für kurze Strecken. 
Auch die Verteilungskosten von Strom 
können - außer bei solarem Importstrom 
- stark reduziert werden; lediglich bei 
Wasserstoff fallen mit dem Gas ver­
gleichbare Transportkosten an. Gerade 

die Transportkosten fallen in er­
heblicher Weise ins Gewicht und sind 
eine betriebswirtschaftlich belastende 
und volkswirtschaftlich .schädliche 
Redundanz". Großkraftwerke haben ein 
dreifaches leitungsgebundenes Trans­
portsystem, was höhere Energieverluste 
und höhere Kosten für die Bereitstellung 
von Energie verursacht. 

Besonders hervorzuheben ist, daß es 
bei Sonnenenergien teilweise die Mög­
lichkeit gibt, sogar auf laufende 
Personalkosten zu verzichten: wenn der 
Hauseigentümer die Anlagen an seiner 
Fassade oder auf seinem Dach hat, oder 
wenn der Landwirt eine Windkraftanla­
ge oder eine Biogasanlage auf seinem 
Land betreibt. In all diesen Fällen ist 
der Betrieb in die sonstigen Tätigkeiten 
integriert, es müssen lediglich gelegent­
liche Wartungskosten bezahlt werden -
vergleichbar der Inanspruchnahme eines 
Handwerkers. Diese Möglichkeiten hat 
kein Kraftwerksunternehmen, das sol­
che Anlagen betreibt. Da der Energieer­
trag, wie wir gesehen haben, bei de­
zentralen Anlagen nicht geringer als bei 
großen Anlagen mit einem entsprec]len, 
den Unternehmensapparat ist, siad,~c 
zentrale Anlagen selbständiger , ·i­
ber - wenn sie ihren Ertrag zu fairen 
Preisen ins Netz einspeisen - betriebs-
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wirtschaftlich von großen Unternehmen 
nicht zu verdrängen. Sie arbeiten billi­
ger - eine Umkehrung aller bisherigen 
Erfarungswerte ! 
4 Der Energiekettenvoneil 

Betrachten wir unter Berücksichti­
gung vor allem der Betriebs- und Mana­
gementkosten die jeweilige spezifische 
Energiekette verschiedener Träger, so 
werden die potentiellen betriebswirt­
schaftlichen Vorzüge der Sonnenergien 
noch deutlicher. Die Länge der Energie­
kette bestimmt sich aus den .einzelnen 
kostenwirksamen Gliedern der Energie­
bereitstellung von der Förderung bis 
zum Endverbrauch. Die Atomkraft hat 
mindestens sechs Kettenglieder: Uran­
bergbau - Urantransport - Herstellung 
der Brennelemente - Transport der 
Brennelemente - Stromerzeugung - Ent­
sorgung des atomaren Mülls - Strom­
verteilung. Die Ölverbrennung hat fünf: 
Förderung des Rohöls - Transport -
Raffinierung - Entsorgung - Verteilung. 
Der Kohlestrom hat ebenfalls fünf: 
Bergbau - Transport - Verstromung -
Entsorgung - Verteilung. Die Sonnen­
energien, mit Ausnahme mancher For­
men der Biomassenutzung haben dem­
gegenüber weniger Gliede~·"in ihrer 
kommerziellen Energiekette. In der Re-

gel gibt es nur zwei Stufen: Sonnen­
energieumwandlung in der Anlage und 
Verteilung. Betriebswirtschaftlich kann 
der große Betreiber mit den kleinen Be­
treibern bei gleicher technischer Opti­
mierung der Sonnenenergieanlage nicht 
konkurrieren! Die Sonnenenergien sind 
also aufgrund geringerer Kosienfakto­
ren dazu prädestiniert, die herkömm­
lichen Energien betriebswirtschaftlich 
abzuhängen. Die entscheidende Vor­
aussetzung ist allerdings, daß die greif­
bar möglichen technischen Entwicklun­
gen forciert werden und der Sprung in 
die Massenfertigung erfolgt. 

Würden alle direkten und indirekten 
Subventionen einschließlich der bereit­
gestellten Infrastruktur für die her­
kömmlichen Energieträger - und dies in 
allen Elementen der Energiekette - ge­
strichen bzw. im Energiepreis berech­
net, so würde dies wahrscheinlich schon 
jetzt zu überraschend negativen betriebs­
wirtschaftlichen Resultaten führen. 

Was liegt da also - alle potentiellen 
sozialen und wirtschaftlichen Gewinne 
der Sonnenenergie vor Augen - näher. 
als die Chance zu ergreifen, mit neuen 
Produkten auf Märkte zu zielen, die 
aufgrund des objektiven Bedarfs um~ 
fangreicher sind als etwa der der Auto-
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mobilindustrie, wobei diese Produkte zu 
einer Verringerung der bürokratischen 
Dienstleistungen führen und die Staats­
haushalte entlasten können? Wenn poli­
tische Initiativen zur Belebung der wirt­
schaftlichen Aktivitäten notwendig sind: 
Was ist dazu geeigneter als die Sonnen­
energietechniken, deren Einsatz keine 
sozialen Folgeschäden hervorruft? 

Die Nutzung der Sonnenenergie 
führt zu mehr als umweltfreundlicher 
Energieversorgung. Sie führt zur Basis­
innovation der Industriegesellschaft und 
ist die reale Grtmdlage einer sozialwirt­
schaftlichen Entwicklung in der .Drit­
ten Welt", die keine Kopie der bisheri­
gen Wachstumsökonomien darstellt. Sie 
führt zur Dezentralisiertmg der gesell­
schaftlichen Strukturen und macht diese 
resistenter gegen Krisen. Sie erhöht die 
Autonomie und ist dennoch sozialer. Sie 
ist deshalb ein historisches Projekt, die 
zweite industrielle Revolution, die die 
Vorteile der ersten verlängerbar macht, 
uns von deren Nachteilen befreit und 
diese Entwicklung für die Weltgesell­
schaft verallgemeinbar macht. 

Diese und die anderen hervorgehobenen Text­
stellen sind entnommen H. Scheer: Sonnen­
strategie, München 1993 
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Erneuerbare Energien 
für die Schulen Kubas 

Eine bisher einziganige Aktion zur 
Einführung erneuerbarer Ener-gien, die 
von der Euroäischen Sonnenenergie­
vereinigung EUROSOLAR vorbereitet 
ist und koordiniert wird, läuft jetzr an: 
Die vollsrändige Umstellung der 
Energieversorgung auf erneuerbare En­
ergien an 750 ländlichen Schulen in 
Kuba. Hier ergeben sich auch neue 
Möglichkeiten fiir konkrete Solidariräts­
arbeit. Der folgende Kur::anikel ist der 
Zeirschrift DAS SOLARZEITALTER Nr. 
4/93 enJnommen.-

Dieses Projekt unterscheidet sich 
von anderen Entwicklungspro­

jekten, wie sie bisher üblich 
sind, in mehrfacher Hinsicht: 

• Es stellt die Nutzung der Sonnen­
energie in den Minelpunkt, ausgehend 
von der Grundüberlegung, daß die er­
neuerbaren Energien im Zentrum künf­
tiger Entwicklungspolitik stehen müs­
sen. Sie führen nicht nur zu einem 
Gleichgewicht unseres Energiever­
brauchs mit der Natur, sondern auch zu 
einer Uilabhängigen Energieversorgung 
als Vorbedingung jeder selbständstigen 
Entwicklung in der sogenannten Drillen 
Welt. 

• Das Projekt stellt die Jugend und 
ihre Zukunftschancen in den Minel­
punkt. Es verbindet die Bereitstellung 
von angepaßten Solartechniken mit der 
pädagogischen Arbeit, der jungen Gene­
ration zu vermitteln, ihr Leben in den 
Rhythmus der Naturkreisläufe zu stel­
len. Solarenergie wird Teil des Lernens 
und Lehrens. 

• Das Projekt zielt nicht darauf ab, 
Solartechniken aus Europa in Kuba 
hinzustellen. Stattdessen werden die 
Schüler so weit wie möglich in die Fer­
tigung und Installation von Solartechni­
ken einbezogen. Dadurch steht es in 
Verbindung mit praktischer technischer 
Ausbildung und führt zu niedrigeren 
Kosten. Es stellt sicher, daß sich die 
Schule damit identifiziert. 

Warum in Kuba? 
Kuba _ist eine grüne Insel. Alle natür­

lichen Voraussetzungen sind hier gege­
ben, die Energieversorgung vollständig 

auf Sonnenenergie umzustellen: auf die 
Nutzung der Sonnenstrahlung, der 
Laufwasserkräfte, der Biomasse, des 
Windes. Kuba wird von vielen politisch 
angefochten, und es ist, besonders in 
den letzten Jahren, international isoliert 
worden aufgrund seiner politischen und 
ökonomischen Strukturen. Wer immer 
über diese Strukturen redet, darf den 
politischen Druck und das Embargo 
nicht übersehen, denen dieses Land seit 
35 Jahren ausgesetzt ist - weil es sich 
mit seiner Revolution gegen soziale 
Ausbeutung und koloniale Unterdrük­
kung zur Wehr setzte. 

Kuba erhält heute von niemandem 
staatliche Entwicklungshilfe und von 
niemandem Entwicklungskredite, weil 
es nicht den westlichen Demokratie-

Eine breite Nutzung der 
Solarenergie kann Kuba 
zu einem Modell für 
eine neue Entwicklung 
machen. 

vorstellungen entspricht. Doch die 
meisten Entwicklungsländer, die auf an­
dere Art diesen Demokratievor­
stellungen nicht entsprechen, erhalten 
Entwicklungshilfe und Entwicklungs­
kredite. Im Unterschied zu diesen hat 
Kuba ein für die gesamte Dritte Welt -
und auch für viele andere aus der so­
genannten entwickelten Welt - beispiel­
haftes Bildungs- und Gesundheitssy­
stem. Bildung und medizinische Versor­
gung gehören zu den elementaren Men­
schenrechten. Eine weitere Isolierung 
Kubas gefährdet diese Menschenrechte -
vor allem die der Jugend, der heute 
überall in der Welt immer mehr Zu­
kunftslasten aufgebürdet werden. Kuba 
wird sich demokratisieren und_ sich ge­
mischtwirtschaftlich reformieren. Aber 
es muß die Chance haben, dabei eigene 
Wege zu geben und die sozialen 
Errtmgenschaften zu erhalten. 

Aufgrtmd seines Bildungssystems ist 
Kuba mehr als jedes andere Land in der 

_ Dritten Welt prädestiniert, die Solaren­
ergie zu nutzen. Eine breite Nutzung 

· der Solarenergie, ausgehend von den 
Schulen, kann Kuba zu einem Modell 
für eine neue, bisher noch nirgendwo 
begonnene Entwicklung machen - zu ei­
ner neuen wirtschaftlichen Entwick­
lung, die Autonomie, Beteiligu_ng und 
Selbstverwaltung sowie naturnahe Wirt­
schaftsweise in den Mittelrunkt stellt. 
Die Nutzung der Solarenergie wird der 
Jugend eine neue Perspektive vermitteln 
- und dabei die Gesellschaft zum Wohle 
aller verändern. 

750 Partnerschaften 
An 750 Schulen Kubas auf dem 

Land, in denen 400. 000 Schülerinnen 
und Schüler leben und arbeiten, soll die 
Energieversorgung auf erneuerbare 
Energien umgestelllt werden. Die erste 
Schule wird die Che-Guevara-Schlile 
sein. Je nach geographischer La*Jlr: 
örtlichen Bedingungen wird das;!'ilite 
Energiesystem entwickelt. Die Hilfe1i,e­
steht in der Lieferung von Materialien. 
Alles, was vor Ort selbst gemacht wer­
den kann, soll selbst gemacht werden. 
Die Finanzierung erfolgt durch die 
Übernahme von Patenschaften, die von 
der EUROSOLAR-Stiftung .Sonnenen­
ergie und Entwicklung" vermittelt wer­
den. Diese Patenschaften können von 
den Schulen in Europa, Jugendorganisa­
tionen, Umwelt- und Entwicklungsorga­
nisationen, von persönlichen Spendern 
oder anderen übernommen werden. Au­
ßerdem wird ein Fonds bei der EURO­
SOLAR-Stiftung angelegt, auf den all­
gemeine Spenden eingehen können. 

Eine EUROSOLAR-Delegation war 
im August 1993 für vierzehn Tage in 
Kuba, um dieses Projekt vorzubereiten. 
Wer sich daran mit einer Spende beteili­
gen will, den bitten wir um Überwei­
sung auf das Konto: 
EUROSOLAR-Stiftung 
Sonnenenergie und Entwicklung, 
Sparkasse Bonn (BLZ 380 500 00), 
Konto-Nr. 23 00 45 67 
Gemeinnützig anerkannt -
Wer eine Patenschaft übernehmen will, 
bitten wir um Kontaktaufnahme mit: 
EUROSOLAR, Plittersdorfer Str. 103, 
53173 Bonn, Tel. 0228/362373, . -
Fax 0228/361279 
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EUROSOLAR-Programm für eine 
Kommunale Solarenergie-Initiative 

Der, Gegensatz zwischen besorg­
ten allgemeinen Reden über 

Umweltgefahren einerseits und 
den dürftigen politischen Handlungen 
andererseits wird immer µnerträglicher. 
Obwohl offensichtlich ist, daß die Um­
weltfrage zum überwiegenden Teil eine 
Energiefrage ist, sind bisher keine hin­
reichenden Versuche unternommen 
worden, diese Aufgabe vorrangig in 
Angriff zu nehmen und die politischen 
Prioritäten entsprechend zu ändern. 

Jede politische Handlungsebene ist 
hierzu in besonderer Weise gefordert -

· die globale, die europäische, die bun­
des-, landes- und kommunalpolitische. 
Für die kommunalpolitische Ebene for­
dert EUROSOLAR ein Programm für 
eine Kommunale Solarenergie-Initiati­
ve. 

1. Geschichte und 
bisherige Stellung 
der Kommunalen 

Energiepolitik 
Die Geschichte der kommunalen 

Energieversorgung beginnt mit der 
Gründung von städtischen Gas- und 
Elektrizitätswerken ab den 30er bzw. 
den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts. 
Hierbei stand das öffentliche Wohl der 
Bevölkerung im Vordergrund. Eine um­
fassende und preisgünstige. Versorgung 
hatte Vorrang gegenüber kommerziellen 
Zielen. 

Spätestens nach dem ersten Welt­
krieg setzte sich aber immer mehr das 
Prinzip der Gewinnmaximierung durch. 
Grund dafür war, neben der schlechten 
finanziellen Situation der Städte und Ge­
meinden infolge der Wirtschaftskrise in 
Deutschland, der Druck der inzwischen 
entstandenen großen privatwirtschaft­
lichen Energiekonzerne. Nach der na­
tionalsozialistischen Machtübernahme 
erhielten diese starke politische Rücken­
deckung. Darin drückte sich sowohl der 
Dank des Nazi-Regimes für finanzielle 
Unterstützung aus der Industrie vor 
1933 als auch der gezielte Aufbau einer 
zentralen Kriegswirtschaft mit den er­
forderlichen Kapazitätsausweitungen 
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aus. So wurde etwa mit der deutschen 
Gemeindeverordnung von 1935 das 
Recht der Kommunen, selbst wirtschaft­
lich tätig zu sein, erstmals beschränkt. 
Es begann die Ausgliederung der Ener­
gieversorgung aus den Gemeindever­
waltungen in sogenannte Eigenbetriebe 
und Eigengesellschaften. Dazu gehört 
z.B. die heute verbreitete Stadtwerke­
Aktiengesellschaft, deren Hauptaktionär 
eine Kommune oder ein kommunaler 
Verband ist. Weiterhin wurde mit dem 
am 14.12.1935 beschlossenen - und bis 
heute gültigen - Gesetz zur Förderung 
der Energiewirtschaft der Konzentrati­
onsprozeß zugunsten der großen Ener­
gieversorger eingeleitet. Meist haben 
sich nur in größeren Städten Stadtwerke 
bis heute behaupten können. 

Um die ausgefallenen Einnahmen 
fremdversorgter Städte auszugleichen, · 
wurden die Kommunen durch die 1941 
eingeführte Konzessionsabgabe an den 
Gewinnen des eigenen oder beauftragen 
Energieversorgers beteihgt. Auch diese 
Maßnahme macht sich bis heute nach­
teilig bemerkbar. Da die Höhe der Ab­
gabe vom Energieverbrauch abhängt, 
hat die Kommune zunächst überhaupt 
kein Interesse an einer energiesparen­
den Versorgung. Im Gegenteil: oft wer­
den durch - für den Versorger wirt­
schaftlich marginale - Erhöhungen der 
Konzessionsabgabe oder Prämien Initia­
tiven für Energiesparprogramme in den 
Städten und Gemeinden im Keim er­
stickt. Die personelle Verflechtung von 
Gemeinderäten und Kommunalbeamten 
mit Aufsichts- und Verwaltungsbeiräten 
der Energieversorgungsunternehmen 
trägt weiter zur Paralysierung einer 
neuen Energieversorgung in den Kom­
munen bei. 

Dennoch fingen mit Beginn der Um­
welt- und Kernkraftdiskussion einige 
Kommunen an, die Aufgaben ihrer 
Stadtwerke neu zu definieren und sie 
über ihre bisherige Rolle - als willkom­
mene finanzielle Quelle für den Haus­
halt oder Defizitträger der Verkehrsbe­
triebe - hinaus zu entwickeln. Gemein­
den, die von regionalen Verteilern der 
großen Energiekonzerne abhängig sind, 
sprechen über die Rekommunalisierung: 

der Gründung von Stadtwerken in eige­
ner Hand. Damit werden nicht nur 
Handlungsmöglichkeiten für eine um­
weltfreundliche Energieversorgung er­
öffnet, sondern es ergeben sich auch 
handfeste wirtschaftliche Vorteile: die 
Gewinne der Stadtwerke fließen in die 
Gemeindekassen und durch eine geziel­
te Auftragsvergabe kann die regionale 
Wertschöpfung erhöht und Arbeitsplät­
ze gesichert werden. 

Bisheriger Höhepunkt dieser Ent­
wicklung war die gemeinsame Verfas­
sungsklage von mehr als hundert ost­
deutschen Gemeinden, mit dem Ziel ei­
gene Versorgungsbetriebe zu gründen. 
Daß diesem Wunsch im Kern zuge­
stimmt werden mußte, ergibt sich be­
reits aus dem Grundgesetz. In Artikel 
28, Absatz 2 wird das Selbstverwal­
tungsrecht der Kommunen garantiert. 
Damit obliegt ihnen im Rahmen der so­
genannten Daseinsvorsorge auch die Si­
cherung der Energieversorgung. 

II. Strategie für eine 
neue Energiepolitik 
in den Kommunen 

1. Rolle der Kommunalen 
Energiepolitik 
Energiepolitik wurde bisher fast im­

mer auf Europa-, Bundes- und Landes­
ebene behandelt. Auch in Zukunft wer­
den die dort getroffenen Rahmenbedin­
gungen ihren Kurs stark bestimmen. 
Entscheidend ist aber, daß gerade eine 
umwelt- und ressourcenschonende Ver­
sorgung mjt Energie aufgrund ihres de­
zentralen Charakters bei ihren Nutzern 
vor Ort geplant und verwirklicht werden 
muß. Koordinations- und Integrations­
aufgaben zwischen Betreibern, Behör­
den und den Energieversorgungsunter­
nehmen werden im Gegensatz zu heute 
erheblich zunehmen. Ebenfalls sind die 
speziellen lokalen Gegebenheiten Ul)d 
die spezifische Verbraucher- und 
Siedlungsstruktur zu berücksichtigen. 
Es gibt eine Reihe von Gründen dafür: 
• Die Sonnenstrahlung ist naturbedingt 
eine .dünne Energie", sie benötigt grö­
ßere Sammlerflächen zu ihrer Nutzbar-
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machung. Es liegt auf der Hand, daß es 
aufgrund des Transportaufwandes öko­
nomisch geboten ist, diese Flächen so­
weit möglich in unmittelbarer Nähe der 
Energieverbraucher - also lokal - zu in­
stallieren. 
• Die beiden wichtigsten Formen der 
Energieeinsparung, die Kraftwärme­
kopplung und die Abwärrnenutzung sind 
an den Transport von Wärme gebunden. 
Da sich Wärme nur in der Form von 
Stoffströmen (z.B. Wasser) und damit 
nur über kurze Entfernungen weiterlei­
ien läßt, sind diese Technologien per se 
lokal, d.h. auf kommunaler Ebene zu 
planen und zu betreiben. Entsprechen­
des gilt für kleinere lokale Potentiale 
mit höheren Energiedichten, etwa bei 
Laufwasserkraftwerken, Windkraft­
standorten, Anfall von Biomasse, etc. 
• Die Stadt-, Bau- und Verkehrspla­
nung als typische kommunale Aufgaben 
haben einen starken Einfluß auf den zu­
künftigen Energiebedarf der Gebäude 
und des örtlichen Verkehrs. Der zur 
Zeit nur in den Kommunen vorhandene 
Querverbund der verschiedenen lei: 
tungsgebundenen Energien (Strom, 
Fernwärme, Gas) ist eine der Voraus­
setzungen für eine Strategie der ratio­
nellen Energieverwendung. 
• Wichtige Handlungsfelder einer neu­
en Energiepolitik liegen in besonderer 
Verantwortung der Kommunen, z.B. 
die Abfallbeseitigung und der öffentli­
che Personennahverkehr. Kommunale 
Energiepolitik ist daher mehr als bloße . 
Stadtwerke-Politik: sie ist eine kommu­
nale Querschnittsaufgabe. 

Damit kommt der kommunalen En­
ergiepolitik eine strategische Rolle in ei­
ner solaren und effizienten Energiever­
sorgung zu. Sie muß als zentrale Aufga­
be aller kommunalen Gebietskörper­
schaften - Landkreise, Städte und Ge­
meinden - erkannt werden. 
2. Solare Energiequellen 

Die'erneuerbaren Energien, im we­
sentlichen also die direkten und indirek­
ten solaren Energiequellen, sind die Ga­
ranten einer dauerhaften, ökologischen 
und risikoarmen Energieversorgung. Es 
wird geschätzt, daß selbst eine Groß­
stadt über 30 % des Energieverbrauches 
auf ihrem Gebiet solar decken könnte: 
durch Solarkollektoren, Photovoltaik,' 
Solare Nahwärme, Klär-, Deponie und 
Biogasanlagen, Solararchitektur, Was­
ser- und Windkraft, Geothermiean­
lagen, Stroh- und Holzheizkraftwerke, 
Biomassevergasungsanlagen, Pflanzen­
ölmotoren, integrierte Solardächer und 

-fassaden. In ländlichen Gebieten ist ein 
deutlich höherer Anteil bis zur Selbst­
versorgung möglich. 

Angesichts gerade in den Kommunen 
knapper finanzieller Mittel wird oft ar­
gumentiert, daß ihre Verwendung für 
Maßnahmen der Energieeinsparung ei­
nen größeren ökologischen Effekt be-

wirke als für die Nutzung solarer Ener­
gien - diese seien frühestens im Zeit­
raum nach dem Jahre 2000 einzusetzen. 
Solch eine Strategie würde die Entwick­
lung der Solarenergie empfindlich be­
hindern und verzögern. Die globalen 
ökologischen Probleme erfordern aber 
beschleunigte Einführungsstrategien. 

Im ersten Schritt müssen breit ange­
legte Demonstrationsprogramme in den 
Kommunen verwirklicht werden, die 
den Bürgerinnen und Bürgern die 
vielseitigen Nutzungsmöglichkeiten auf­
zeigen, Planern und H;µtdwerkern den 
Erwerb von Know-how ermöglichen so­
wie den Herstellern neuer Nutzungs­
technologien den praxisnahen Test ihrer 
Produkte ermöglichen. Insbesondere 
muß sobald wie möglich die Stadt- und 
Bauleitplanung auf die Bedürfnisse en­
ergiesparender Siedlungen und der 
Solararchitektur abgestimmt werden. 
Die schon heute betriebswirtschaftlich 
überlegenen Technologien, wie die Nut­
zung von Klär- und Deponiegasen, die 
energetische Verwertung von organi­
schen Abfällen und anderen Biomassen 
(Holz, Stroh) oder die solare Schwimm­
baderwärrnung sollten unverzüglich 
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umgesetzt werden. 
Im zweiten Schritt müssen konzen­

trierte Förder- und Beratungsprogram­
me aufgelegt werden. Die forcierte Ein­
führung von Solarkollektoren etwa in ei­
nem Stadtteil kann zu erheblichen 
Rationalisierungseffekten bei der Instal­
lation führen. Gleichzeitig tragen diese 

Bemühungen dazu bei, die notwendigen 
Pioniermärkte für Solartechnologien zu 
schaffen und über Massenproduktion 
Kostenserikungen zu ermöglichen. 

Es gibt zahlreiche Fälle, in denen die 
breite Anwendung solarer Energien so­
gar unumgänglich erscheint. So ist es 
schwer zu verstehen, warum in Luftkur­
orten die Warmwasserbereitung im 
Sommer mit schlechten Wirkungsgra­
den durch- fossile Brennstoffe erfolgt, 
anstatt hier im großen Stile Solarkollek­
toren anzuwenden. Genauso sollte der 
motorisierte Verkehr auf solar versorg­
ten Elektrofahrzeugen basieren. Eben­
falls nicht verständlich ist es, wenn gro­
·ße Unternehmen repräsentative Gebäu­
de mit Fassaden ausstatten, deren Ko­
sten genauso die Nutzung der Gebäude­
hülle als photovoltaisches Kraftwerk er­
lauben würden. 
3. Einsparung und rationelle 

Umwandlung von Energie 
Ein Kommunales Energiesparpro­

gramm muß die Grundlage für den brei­
ten Einsatz der Solaren Energien legen. 
Bereits die Stadtplanung muß die spar­
same Anwendung und rationelle Um­
wandlung von Energie miteinbeziehen. 
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öffentliche Einrichtungen müssen dabei 
eine Vorbildfunktion einnehmen. 

Säulen eines solchen Programms 
sind Wärmedämmung nach Niedrigen­
ergiehaus-Standard, Einsatz von effizi­
enten elektrischen Geräten, Verzicht auf 
unnötigen Einsatz von Strom (Elektro­
herd, elektrische Heizungen, elektrische 
Warmwasserbereitung), aber auch intel­
ligente Regelungstechnik, Energie­
management und regelmäßige Moderni­
sierung der Anlagen. Gleichzeitig muß 
der Ausbau von Nah- und Fernwärme­
versorgung und Nutzung industrieller 
und gewerblicher Abwärme und der 
Kraftwärmekopplung erfolgen. 

Die Nutzung von fossilen ·Brennstof­
fen (Kohle, Öl, Gas) aber auch der Bio­
masse muß mit hoher exergetischer 
Ausnutzung verbunden.sein. Das bedeu­
tet für die Stromerzeugung den breiten 
Einsatz von Heiz- und Blockheizkraft­
werken sowie für die reine Wärmeer­
zeugung den Einsatz von motorischen 
Wärmepumpen. Absorptionskältema­
schinen können auch außerhalb der 
Heizperioden hohe Nutzungsgrade der 
Kraftwärmekopplung sichern. 

III. Herkömmliche Hand­
lungsfelder kommunaler 

Energiepolitik 

Stadtwerke sind im Gegensatz zu den 
meisten anderen kommunal organisier­
ten Wirtschaftsbetrieben, wie öffent­
licher Personennahverkehr oder Abfall­
beseitigung, gewinnbringend. Das be­
weist nicht zuletzt das starke Interesse 
der Stromwirtschaft an der Energiever­
sorgung in den ostdeutschen Kommu­
nen. Leider hat das aber auch dazu 
geführt, daß das Handeln von Stadtwer­
ken hauptsächlich unter kurzfristigen 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge­
sehen wird, rticht aber unter ökologi­
schen oder sozialen. Der Einbezug die­
ser Aspekte ist durch die Abkehr vom 
Prinzip der reinen Energieversorgung 
und Zuwendung zum Prinzip der Ener­
giedienstleistung möglich. Es fußt auf 
der einfachen Erkenntnis, daß nicht der 
Verbrauch von Energie unser Ziel ist, 
sondern die Erbringung einer Dienstlei­
stung - warm wohnen, von A nach B rei­
sen, einen Raum beleuchten - durch eine 
optimale Kombination der Faktoren 
Wissen, Kapital und Energierohstoff. 
Ein in letzter Zeit dafür entwickeltes In­
strumentarium ist das Least°Cost-Plan­
rting. 
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1. Energiekonzept 
Im Rahmen von kommunalen Klima­

schutz- und C0
2
-Reduktionsplänen muß 

zunächst ein Energiekonzept erarbeitet 
werden. Dazu gehört die Erstellung ei­
nes Energiekatasters der Gemeinde und 
die Einführung eines Energiepasses bzw. 
einer Energiekennziffer für Gebäude. 

Die Umsetzung muß von einer/ei­
nem Energiebeauftragten überwacht 
werden. Besonders in kleineren, fremd­
versorgten Gemeinden kann darrtit auch 
die notwendige Sachkompetenz geschaf­
fen werden. Auf keinen Fall dürfen En­
ergiekonzepte - wie heute noch oft - als 
.Rastplätze des Denkens" mißbraucht 
werden und als Handlungsersatz herhal­
ten. Der Stand der Umsetzung des Ener­
giekonzeptes muß in einem regelmäßig 
zu aktualisierenden Energiebericht auf­
gezeigt werden. 
2. Rekommunalisierung 

Ein zentraler Punkt der kommunalen 
Energiepolitik istdie Vergabedes Versor­
gungsauftrages und der Abschluß des 
Konzessionsvertrages. Für bisherfremd­
versorgte Kommunen ist die Rekom­
munalisierung, d.h. der Rückkauf der 
Netze und der Aufbau von Stadtwerken 
die beste Alternative, wenn der Kon­
zessionsvertrag ausläuft. Nicht nur für 
die Umwelt, sondern auch für die Ge­
meindekasse und die lokale Wertschöp­
fung. 
3. Fremdversorgte Gemeinden 

Städte und Gemeinden, die vor · 
diesem Schritt noch zurückweichen und 
weiterhin ihre Versorgung an ein 
regionales EVU abgeben, müssen bei 
Abschluß des Konzessionsvertrages den 
gesetzlichen Freiraum voll ausschöpfen: 
• ein Recht auf Eigenerzeugung und 
Durchleitung, 
• kurze Laufzeit des Vertrages ( mög­
lichst 5 Jahre), 
• Einrichtung einer qualifizierten und 
kostenlosen Energieberatung (Informa­
tion, Demonstration, Kalkulation und 
Finanzierungshilfe), 
• ökologisch orientiertes Energiekon­
zept mit einer Verpflichtung zur Umset­
zung, 
• Ausschöpfung des Rahmens der 
Bundestarifordnung mit dem Ziel linea­
rer Tarife für Haushalts- und Kleinver­
braucher, 
• Förderung erneuerbarer Energien. 
4. Verkehr 

Die Verkehrsstruktur ist ein weite­
rer, von den Städten und Gemeinden di­
rekt zu beeinflussender, Bereich. Be­
reits bei der Stadtplanung muß das Ziel 

der Verkehrsvermeidung verfolgt wer­
den. Weiterhin müssen gerade die Be­
dingungen für den energiesparenden 
nichtmotorisierten Verkehr verbessert 
werden, z.B: durch bewachte und über­
dachte Abstellplätze für 'Fahrräder, 
Velorouten. Fußgängerzonen, etc ... 

Der öffentliche Personennahverkehr, 
der wesentlich von kommunalen Ge­
bietskörperschaften getragen wird, muß 
gezielt ausgebaut und mit den anderen 
Verkehrsträgern vernetzt werden: park 
& ride, bike & ride. 

Der motorisierte Individual- und Gü­
terverkehr - soweit rticht vermeidbar -
sollte mit extrem emissionsarmen Fahr­
zeugen erfolgen. Der PKW der Zukunft 
ist ein leichtes und wendiges Stadtauto 
mit Hybrid- oder Elektroantrieb. 
· Zum nachhaltigen Schutz der Trink­

wasserreserven dürfen auf Binnenge­
wässern und in Gewässerschutzgebieten 
keine petrochemischen Kraft- und 
Schmierstoffe eingesetzt werden. Hier 
ist der Einsatz von pflanzlichen Ölen 
und Fetten als Betriebsstoff für pflan­
zenöltaugliche Motoren sowohl aus 
Gründen des Emissionsschutzes als 
auch des Gewässerschutzes eine unum­
gängliche Alternative. 

IV. Neue Handlungsfelder 
kommunaler 
Energiepolitik 

So wichtig die oben beschriebenen 
herkömmlichen Handlungsfelder in der 
Kommune auch sind, sie reichen für 
eine Strategie, die konsequent die kon­
ventionellen Energiequellen durch Sola- . 
re Energiequellen ersetzen will, bei 
weitem rticht aus. Genauso dürfen sich 
Kommunen die durch ein großes EVU 
versorgt werden und · deren Konzes­
sionsvertrag zur Zeit nicht verhandelbar 

· ist, sich rticht tatenlos zurücklehnen. 
Vielmehr müssen die Handlungs­
spielräume in allen Bereichen der Ge­
meinde wahrgenommen werden. 
1. Stadt- und Flächenplanung 

Die Stadtplanung sowie die Flächen­
nutzungs- und Bebauungspläne müssen 
auf die Bedürfrtisse der solaren Niedrig­
energiearchitektur abgestimmt werden. 
Die Kommune kann hier über die 
Bauleitplanung wirken, die nach dem 
Baugesetzbuch (§1,5) dazu beitragen 
soll .eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern und die natürlichen Lebens­
grundlagen zu schützen und zu entwik­
keln" . Insbesondere muß eine Gebäude-
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ausrichtung nach Süden erfolgen, um 
die sofortige oder spätere Nutzung der 
Solarenergie zu ermöglichen. 

Jedem Bauherr ist ein Recht auf Son­
ne zu garantieren. Ferner sind Bebau­
ungsdichte und Baukörpergestaltung zu 
optimieren. Dazu gehört auch die Si­
cherstellung eines problemlosen Aus­
baus von Fern- und Nahwärmenetzen. 

Ferner müssen alle Bauvorschriften, 
die der Nutzung erneuerbarer Energien 
entgegenstehen, gestrichen werden. Es 
ist ein Genehmigungsprivileg für Anla­
gen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
und für Solarhäuser im Rahmen der Re­
gionalplanung, der Flächennutzungs­
und Bebauungspläne sowie der Bausat­
zung zu schaffen. 

Einen verschärften Wärmeschutz bei 
privaten Investoren kann die Kommune 
auch dadurch erreichen, daß die Veräu­
ßerung von gemeindeeigenen Grund­
stücken vertraglich mit entsprechenden 
Auflagen verbunden wird. Weiterhin 
kann die Ausweisung von Bauland gene­
rell von einem zwischenzeitlichen An­
kauf des Landes durch die Kommune 
abhängig gemacht werden. 
2. Verkehrsplanung 

Die städtebauliche -Trennung von 
Wohnen, Arbeiten, Dienstleistung und 
Freizeit - durch die Charta von Athen 
zum Ideal erhoben - muß zugunsten ei­
ner konsequenten Verkehrvermeidung 
revidiert werden. Durch die gemischte 
Nutzung von Stadtteilen können die 
Wege verkürzt werden. 

Außerdem können Solartankstellen 
an Bahnhöfen oder wichtigen Haltestel­
len des Nahverkehrs eingerichtet wer­
den (solar park & ride). 
3. Vorbildfunktion der Kommune 

bei öffentlichen Einrichtungen 
und Beschaffungswesen 
An öffentlichen und öffentlich 

geförderten Gebäuden müssen in vor­
bildlicher Weise Energiesparmaß­
nahmen und die integrierte Nutzung 
solarer Energien auf Dächern und 
Fassaden durchgeführt werden. Zurrtin­
dest sind geeignete Flächen für die spä­
tere Integration von Solarkollektoren 
und -zellen sowie entsprechende Ver­
sorgungsschächte, Betriebsräume und 
Anlagenkonzeptionen vorzusehen. 

Alle neue einzelstehende öffentliche 
elektrifizierte Anlagen (Beleuchtungs­
anlagen, Verkehrsschilder, Telefonka­
binen, Parkuhren, etc.) sind photovol-
taisch zu versorgen. , 

Im kommunalen Fuhrpark können 
Antriebskonzepte auf Basis erneuerba-

rer Energien eingesetzt werden, z.B. 
Solarmobile oder Motoren für reines, 
ökologisch gewonnenes Pflanzenöl. 

Jede Kommune sollte ein Solar-Mu­
sterhaus an einer zentralen Stelle, wie 
der Hauptgeschäftsstraße oder dem 
Marktplatz, errichten, das gleichzeitig 
als Beratungszentrum dient. 

Bürgermeister, Vertreter aus Städte­
und Gemeinderäten und den Verwal­
tungsspitzen sollten ihre her­
ausgehobene Stellung nutzen, indem sie 
auch privat Solartechnologie einsetzen 
und für sie werben. 
4. Eigenerzeugung und Durchleitung 

Die Eigenerzeugung von Strom so­
wie die Durchleitung von Strom, Wär­
me und erneuerbaren Energieträgern 
(z.B. Biogas) über öffentliche Flächen 
darf durch die Konzessionsverträge und 
kommunalen Vorschriften rticht behin­
dert werden. 
5. Bezugstarife 

Grundsätzliche sollte der lineare Ta­
rif für Strom, Gas und Wärme einge­
führt werden, der ab einer festzulegen­
den durchschrti\tlichen Verbrauchsmen­
ge ergänzt wird durch einen progressi­
ven Tarif. Die zusätzlichen Einnahmen 
aus der Progressionsstufe sind aus­
schließlich für Investitionen in erneuer­
bare Energien einzusetzen. 
6. Einspeisetarife 

Für erneuerbare Energien ist ein lo­
kal angepaßter Einspeisetarif nach dem 
Prinzip der kostendeckenden Vergütung 
zu zahlen. Gegenüber herkömmlichen 
Förderprogrammen erfordert er keinen 
Verwaltungsaufwand, vermeidet er Mit­
nahmeeffekte, und führt bei nur mirti­
malen Tariferhöhungen rasch indieMas­
senproduktion und damit zur drastischen 
Verbilligung von Solartechnologien. 

Für Kraft-Wärme-Kopplung-Anla­
gen auf Basis fossiler Energien sind Ein­
speisetarife zu zahlen, die den langfristi­
gen vermiedenen Kosten gegenüber neu­
installierten Großkraftwerken entspre­
chen. 
7. Abfall 

Abfallvermeidung und sinnvolles 
Recycling bedeuten auch Energieeinspa­
rung bei Produktion und Entsorgung. 

Natürlicher orgartischer Hausmüll ist 
kostenlose energetisch nutzbare Bio­
masse. Sie kann in zentralen Verwer­
tungsanlagen gezielt zu Biogas (Haupt­
bestandteil Methan) verwertet werden. 
Im Gegensatz zur Deportierung, bei der 
nur maximal 50 % des entstehenden Me­
thans erfaßt und verbrannt werden kartii, 
wird so eine erhebliche Menge dieses 
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Treibhausgases von der Atmosphäre 
ferngehalten. Holzabfälle aus Industrie 
(Sägewerke, Möbelhersteller), Handel 
(Verpackungen, Paletten) und Hand­
werksbetrieben sowie die Holzbestand­
teile im Bauschutt und Sperrmüll ( auch 
in behandeltem Zustand unter den gebo­
tenen Umweltschutzvorkehrungen) in 
modernen Heizkraftwerken oder in 
Vergasungsanlagen mit Blockheizkraft­
werken als nachwachsende Rohstoffe 
zur Produktion von Strom und Wärme 
nutzbar. 
8. Land- und Forstwirtschaft 

In ländlichen Regionen ist die breite 
Einbindung der Biomasse-Nutzung in 
all ihren Formen in Energiekonzepte 
notwendig. Bis zum Jahre 2000 ist ein 
Deckungsgrad durch Biomasse von 15 
% anzustreben. Dabei hat die Nutzung 
land- und forstwirtschaftlicher Rest­
und Nebenprodukte zunächst Vorrang. 
Die Maßnahmen umfassen den dezen­
tralen Einsatz von Festbrennstoffen 
(Durchforstungsholz, Holz- und Rin­
denhackschnitzel, ·stroh, etc.) in mo­
dernen Heiz- und Heizkraftwerken und 
zur Bestückung von Biomasseverga, 
sungsanlagen (Pyrolysegas) zum,:"i!i!i 
trieb von Blockheizkraftwerken,;'.1•' 
Produktion von Pflanzenöl als Mo~ 
treibstoff (BHKW, landwirtschaftliche 
Maschinen und Fahrzeuge) sowie die 
Aufbereitung der Gülle aus Viehwirt­
schaftsbetrieben in Biogasanlagen (Me­
than). 

Landwirtschaftliche Stillegungsflä­
chen zum Abbau der Überproduktion 
von Futter- und Nahrungsmitteln stehen 
in großem Umfang für einen ökologisch 
integrierten Anbau von Energiepflanzen 
zur Verfügung. Neben dem Anbau ein­
heimischer C3-Pflanzen (z.B. Korn, Öl­
saaten, Gräser, Schilf, etc.) können 
auch schnellwachsende C4-Pflanzen 
(Miscanthus, Mais, etc.) unter Ausnut­
zung der hohen Nährstoffbelastung un­
serer Klärwerks-Vorfluter ohne zusätz­
lichen Düngemittelbedarf einen wesent­
lichen Beitrag zur Energieversorgung 
leisten. 

Die Aufforstung von Gemeindeflä­
chen ist ein sinnvoller Beitrag zur Ver­
größerung des Kohlendioxyd-Speichers 
Wald. 
9. Bildung 

Eine breite Informationsoffensive ist 
notwendig, die mit Aufklärungs- und 
Werbekampagnen, Wettbewerben, etc. 
das Einführungshindernis .mangelnde 
Information" überwindet. Schulen, 
kommunale Bildungseinrichtungen wie 
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die Volkshochschulen und öffentliche 
Informatiollsstellen müssen zu einer 
.energetischen Sensibilisierung" der 
Bürgerinnen und Bürger beitragen, 

Es müssen spezifische Informations­
und Fortbildungsprogramme für folgen­
de Zielgruppen geschaffen werden: Hei­
zungsbauer, Installateure, Schorn­
steinfeger, Baubehörden, Anlagenbe­
treiber, Planungsbüros, Architekten, 
Hauseigentümer. 
10. Energieagentur 

Gebietskörperschaften, Wirtschafts­
verbände und Kreditinstitute sollten auf 
regionaler Ebene ein Netz von Energie­
agenturen aufbauen. Diese müssen über 
eine ausreichende Kapitalausstattung für 
Finanzierungsleistungen im Rahmen ih­
rer Arbeit verfügen. 
11. Firmenansiedlung 

Bei der Ansiedlung von Betrieben 
mit voraussichtlich großen Mengen von 
Abwärme muß frühzeitig ihre Nutzbar­
machung für Fern-/Nahwärme planeri­
sch vorbereitet werden. Ferner sollte 
die generelle Einbindung gewerblicher 
und industrieller Anlagen zur Strom­
und Wärmeem,ugung und Abstimmung 
der Gewerbeflächen-Planung auf dieses 
Ziel erfolgen. 
12. Unterstützung privater Initiativen 

Ferner sollte die Kommune private 
Initiativen und Investitionen gezielt un-
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terstützen, etwa durch Stellung von 
Räumen, kostenlose Beratung von 
Experten aus der Verwaltung, etc. 
13. Finanzierung 

Ökonomisch bedeutet die Nutzung 
erneuerbarer Energien den Ersatz von 
herkömmlichen Energien durch Kapital, 
das in Form von Investitionen in neue 
Energietechniken und Verbrauchsstruk­
turen eingesetzt wird - denn die .Roh­
stoffe" der Sonnenenergien liefert die 
Natur kostenlos. Deshalb sind auch zur 
Finanzierung der notwendigen Maßnah­
men neue Wege zu beschreiten. Stadt­
werke, Energieagenturen, vor allem 
aber Kreditinstitute wie die Sparkassen, 
müssen spezielle Programme zur Vor­
und Drittfinanzierung auflegen. Solche 
Energiespar- und Solarkredite beziehen 
die eingesparten Energiekosten in die 
Abschreibungsberechnung mit ein. 

Eine weitere wichtige Aufgabe ist 
die Erarbeitung warmmietenneutraler 
Energiekonzepte für den Mietwoh­
nungsbau. 
14. Energieberatung 

Eine weitgehend unentgeltliche 
Energieberatung für alle Tarifkunden 
muß auf Gemeinde- bzw. Stadtteilebene 
eingeführt werden. Dies kann in Ver­
bindung mit Abfallberatung, Recyc­
linghöfen, etc. geschehen. Eine Grundfi­
nanzierung ist dafür bereitzustellen. 

Für Industrie und andere Energie­
großabnehmer sind zusammen mit den 
Industrie- und Handelskammern, Ver­
bänden und technischen Überwachungs­
vereinen spezialisierte Energieberater 
einzusetzen, etwa im Rahmen von Ener-
gieagenturen. . 
15. Beteiligung an Solarenergieanlagen 

Durch Beteiligung von mehreren 
Stadtwerken an kommunalen Wind­
parks, Biomasse-Zentralanlagen und 
anderen Anlagen zur direkten oder 
indirekten Nutzung der Solarenergie 
können ggf. nachteilige Standortbedin­
gungen ausgeglichen und betriebswirt­
schaftliche Skaleneffekte ausgenutzt 
werden. 
16. Beteiligung an nationalen und 

internationalen Programmen 
Es bestehen bereits. zahlreiche Ini­

tiativen und Programme auf Länder-, 
Bundes- und internationaler Ebene, die 
die Unterstützung von Städten und 
Gemeinden bei der Energie- und Klima­
politik zum Ziel haben. Als Beispiele 
dafür sei nur das Klimabündnis 
zwischen den Einwohnern Amazoniens 
und den europäischen Städten genannt. 

Ferner ist eine Beteiligung an inter­
nationalen Aufforstungsprogrammen 
oder -fonds möglich. Dadurch kann C0
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der Atmosphäre entnommen und in 
Wäldern gespeichert werden. 

Themen, die uns angehen 
· • Aktuell • Kontrovers • Kritisch 

1 . . -­"-­.--::'='=-
:~:Vfl;~~ 

H. Hamm / W. Jung / 
H. Knott (Hg.) 

Asylsuchende berichten 
160 S., 19,80 DM 

ISBN 3-89452-385-9 

Brigitte Erler 

Dienstreise in 
Sachen Entwicklungshilfe 

· 1oa s., 1s,ao DM 
ISBN 3-89452-218-6 

Bahman Nirumand (Hg.) 
Islamische Gruppen 

und der Fundamentalismus 
in der BRD 

ms s., 19,ao DM 
ISBN 3-89452-307-7 

Bei Ihrem Buchhändler erhältlich 

Gesamtverzeichnis anfordern bei: 

DREISAIVI VERLAG, Hansaring 82, 50670 Köln 
Tel:0221/912846-18 Fax:0221/9121261 

'------------------------ SOLARWIRTSCHAFT 

Endlichkeit der Natur 
und Marktökonomie 

Eine Rezension zu Mohssen Massarat: 
Endlichkeit der Natur und Übe,jluss in 
der Marktökonomie - Schritte zum 
Gleichgewicht, Metropolis-Verlag Mar­
burg 1993, DM 26, 80. 

Wer hat sich nicht scho_n ge­
fragt, warum der Preis für 
knappe und wertvolle Roh­

stoffe so niedrig ist. Ob Kaffee, Rohöl 
oder Zinn, die Preise fallen in den letz­
ten Jahren ins Bodenlose. Hier ist nun 
das Buch,. das dafür in einer verständ­
lich geschriebenen Form eine plausible 
Erklärung anbietet. Lesenswert er­
scheint es gleichermaßen für Natur- wie 
für Wirtschaftswissenschaftler und für 
Ökologen wie für Wirtschaftsvertreter. 

Der Autor vertritt nicht etwa die 
These, daß die derzeitigen Rohstoffprei­
se ungerecht seien, sondern daß sie 
schlicht nicht marktkonform sind. Am 
Beispiel großstädtischen Bodens zeigt er 
die zwei dem Markt entsprechenden 
Handlungsoptionen auf: Verkaufen und 
das Geld am Kapitalmarkt anlegen oder 
behalten, das Gut verknappen und den 
Preis hochtreiben. Wenn nun die 
OPEC-Staaten seit 1973 erstmalig in 
der Geschichte des globalen Rohstoff­
handels versuchen, den zweiten Weg zu 
beschreiten und die Knappheitskosten in 
Rechnung zu stellen, dann redet man 
hierzulande von Kartellen. Daß aber die 
großen Ölgesellschaften (die seven si­
sters) und die Industrienationen seit 
Jahrzehnten Kartelle bilden und zur Not 
mit Gewalt eine „sichere Rohstoff­
versorgung" herstellen, wird als Garan­
tie des ,.,globalen Freihandels" verkauft. 

Das Buch gewinnt durch den um­
fangreichen Fallbeispiel-Teil (Kaffee 
und Rohöl), in welchem es z.B. auch 
weichere Methoden der Industrienatio­
nen zur Sicherstellung der weltweiten 
Überproduktion beschreibt. Wenn etwa 
die EG Kenia Entwicklungshilfe zum 
Ausbau der Kaffeeproduktion zur 
Verfügung stellt, dann sorgt sie damit 
für ein Überangebot und niedrige Welt­
marktpreise. Diese globale Polarisie­
rung in mächtige Verbraucher- und 

Christoph Ewen, Darmstadt, stelht. Ge­
schäftsführer des Öko-Instituts 

von Christoph Ewen* 

abhängige Rohstofflieferstaaten nennt 
Massarrat das Dual-System, es basiert 
auf Rohstoff-Dumpingpreisen. Dieses 
System garantiert einen gewaltigen 
Kapitaltransfer von Süd nach Nord, der 
die geleisteten Entwicklungshilfezahlun­
gen bei weitem überschreitet. Ein inter­
essantes hochaktuelles Detail stellt Mas­
sarrats Kritik an der Mineralölsteuer 
dar: Sowohl empirisch als auch theore­
tisch weist er nach, daß durch höhere 
Mineralölsteuern nicht etwa der Ver­
brauch an Rohöl sinkt. Die Folge ist, 
daß die Weltmarktpreise für Rohöl fal­
len. In der Tat eignen sich die Industrie­
staaten über Mineralölsteuern dem Sü­
den zustehende Rohstoff-Knappheitsko­
sten an. 

Dieses System hat sich soweit von 
Marktbedingungen entfernt und durch 
die unbegrenzt verfügbaren billigen 
Rohstoffe derartige Umweltschäden 
verursacht, daß Massarrat radikale Al­
ternativen für notwendig erachtet. 
Höchstmengenbegrenzungen für die 
Rohstofförderung, globale Besteuerung 
sowohl auf Seiten der Verbraucher 
(z.B. C0
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-Steuern) als auch auf Seiten 

der Produzenten (z.B. auf die natürliche 
Produktivität, um einseitige Bereiche­
rung von der Natur begünstigter Staaten 
zu begrenzen) und eine internationale 
Behörde, um dies zu überwachen, sind 
Vorschläge. die nach dem Desaster von 
Rio utopisch erscheinen. Die Diskus­
sionsrichtung der Umweltökonomen, 
mittels Umweltsteuern ökologisch rich­
tige Preise zu erzielen, bezeichnet er als 
kurzsichtig, solange sie nicht den globa­
len Aspekt einbeziehen. Er hat sicher 
recht mit der These, daß im Zeitalter 
der globalen Umweltprobleme auch 
ökologisch optimierte Wohlstandsinseln 
keine Lösung darstellen. Allerdings sol­
len einzelne Industriestaaten, z.B. die 
EG, durchaus Vorreiterfunktion etwa 
mit einer C0

2
-Steuer übernehmen. 

Nach der Lektüre von Massarrats 
Buch wird dem Ökologen wieder einmal 
klar, daß die Alternative zur radikalen 
Reform bedeutet, . unseren nachfolgen­
den Generationen auch die restlichen ih­
nen zustehenden Rohstoffe zu verbrau­
chen und die Umwelt global zu ruinie­
ren. Wie sagte Wolf Biermann? .So 
oder so, die Erde wird rot." 

Verdrängung im Westen -
Abrechnung mit dem Osten? 
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Auch in Westdeutschland gibt es zehntausende. von 
Menschen, die politisch verfolgt wurden, die In den 
50er und 60er Jahren wegen ihrer Überzeugungen Un­
gerechtigkeiten von seiten des Staates erlitten haben. 
Diese Buch ist ein Stück Erinnerungsarbeit gegen den 
Trend -gegen den Versuch, im schroffen Gegensatz 
zur Behandlung der DDR-Vergangenhgeit die Geschich­
te der BRD von Abis Z reinwaschen zu wollen. 
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Umwelt im Schatten. der Wirtschaft 
Die ökologisch-ökonomische Debatte bei den Jugend-Umweltverbänden 

Bwird Zeit, an einer Ökonomisie­
rung der Ökologie und an einer 

kologisierung der Ökonomie zu 
arbeiten. Das zumindest sollte die Bot­
schaft des ersten gemeinsamen Bundes­
kongresses von BUNDjugend, Natur­
schutzjugend und freien Jugend-Um­
weltgruppen sein. "Umwelt im Sch~tten 
der Wirtschaft - Wer gewinnt im Oko­
Monopoly" hieß das Thema des Sylve­
sterkongresses '93/'94 mit gut 1000 
Teilnehmerinnen. 

Referiert und diskutiert wurde über 
die ganze Palette d~r wirt,,chaftspoliti­
schen Konzeptionen zur Ökologisierung 
der Wirtschaft: Zur Geltung kamen so­
wohl ökoliberale Ansätze mit ihrem 
Anreizinstrumentearium als auch ökoso­
zialistische mit ihrem Regulierungs­
ansatz und ökoanarchistische mit ihrem 
Subsistenzansatz. 

Die Jugendumweltverbände haben 
bei diesem Kongreß keineswegs eine ge­
meinsame wirtschaftspolitische Stoß­
richtung entwickelt, oder auch nur eine 
ökologische Ökonomie zu ihrem zentra­
len Arbeitsschwerpunkt gemacht. Sie 
sind keine politischen Richtungsver­
bände, können es auch gar nicht sein. 
Denn in ihnen beginnen 13-16-Jährige 
gerade, sich zu engagieren. Mit 25 schei­
det mensch offiziell aus ihnen aus. Die 
Rolle der Verbände ist demnach die der 
Politisierung der Jugendlichen -oder soll­
te hier angebrachterweise von Okologi­
sierung gesprochen werden? Eine einheit­
liche Linie bleibt da, zumindestens in ei­
nem demokratischen Milieu, naturgemäß 
aus. Allein bei den Kern-Themen Um-

. weit- und Naturschutz kann eln (radika­
ler) Grundkonsens angenommen werden. 

Vielfalt politischer 
Orientierungen 

Bei Themen wie Wirtschafts- und So­
zialpolitik, die unweigerlich mit einer 
Umweltpolitik in Zusammenhang ste­
hen, ist dem nicht so. Diejenigen Ju-
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Jens'Dörschel studiert in Braunschweig Geo­
ökologie und ist Mitglied der BUNDjugend. Bei 
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Broschüre „Okolog1e und Macktw1rtschaft . 
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infoservice, Im Rheingarten 7, 53225 Bonn. 

gendlichen, die sich in Jugend-Umwelt­
verbänden engagieren, sind hauptsäch­
lich Gymnasiastinnen, Zivildienstlei­
stende und Studierende aus dem Mit­
telschichtmilieu. Nun ist eine Mittel­
standsbewegung meist auf dem sozial­
politischen Auge blind, und das gilt si­
cherlich auch für nicht unbedeutende 
Teile der Jugendumweltbewegung. Um­
welt- geht ihr vor Sozialpolitik. 

Das darf aber auch nicht überbewer­
tet werden, denn die Auseinanderset­
zung über soziale Themen ist offen und 
wird durchaus geführt. Alles, was in den 
neuen sozialen Bewegungen diskutiert 
wird, ist auch in den Jugend-Umweltver­
bäden in hohem Maße verankert. Gerade 
zwischenmenschliche, soziale BeziehuI!­
gen werden diskutiert, wenn auch nicht 
die Sozialpolitk. Zwar dominieren bei 
den Studierenden die naturwissenschaft­
lichen Fächer wie Biologie. Allerdings 
studieren auch viele Sozialpädagogik. 
Meiner Einschätzung nach kann die Aus­
einandersetzung über soziale Defizite in 
der Umweltbewegung und ökologische 
Defizite bei den sozialen Bewegungen 
produktiv entwickelt werden. 

In den Jugend-Umweltverbänden 
· mag es, wie in offenen Verbänden nicht 
anders zu erwarten, auch vereinzelt Ju­
gendliche geben, die einem esoterischen 
Spiritualismus anhängen. Sie sind aber 
keineswegs stark vertreten. Die Natur­
schutzjugend und die BUNDjugend sind 
sicherlich kein Hort des Spiritualismus, 
auch wenn die ökologische Linke das 
gerne so sehen will. Es ist allerdings 
richtig, daß ein unkritscher Umgang mit 
spirituellen Strömungen ver.breitet ist. 

Das Bewußtsein über die Notwendig­
keit einer ökologisch-solidarischen Welt­
wirtschaft ist breit entwickelt. Hier ist 
neben dem Umweltthema am ehesten 
noch ein breiter Konsens entwickelt. 
Ausgehend von der Feststellung einer 
ausbeutungsbedingten Ungleichvertei­
lung werden Konzepte sowohl gegen 
ökologische Zerstörung im Süden als 
auch gegen dortiges Elend entworfen 
und diskutiert. Verinnerlicht haben die 
Jugend-Umweltbewegten dabei die öko­
logischen Grenzen des Wachstums. Daß 
sich daraus ein möglicher Graben zwi-

von Jens Dörschel* 

sehen Konzepten solidarischer und öko­
logischer Weltwirtschaft ergeben kann, 
das ist den meisten jugendlichen Um­
weltbewegten allerdings kaum bewußt. 
Dieser Graben besteht in Vorwürfen von 
Teilen der Solidaritätsbewegung, die 
Umweltbewegung wolle eine Entwick­
lung im Süden verhindern und würde so 
dazu beitragen, den Entwicklungsvor­
sprung des Nordens zu erhalten. 

Demgegenüber wirft die traditionelle 
Linke der Umweltbewegung Verzichts­
denken vor. Und dieses ist bei den Ju­
gend-Umweltbewegten tatsächlich ver­
ankert. Tatsächlich stehen viele in den 
Tarifauseinandersetzungen nicht auf Sei­
ten der Gewerkschaften. Denn es gilt für 
sie ja nicht, den materiellen Wohlstand 
im Norden zu steigern, sondern zu sen­
ken. Unabhängig davon, wie mensch das 
bewertet - jedenfalls sticht damit der 
Vorwurf nicht mehr, ihnen ginge es um 
die Erhaltung der Wohlstandsprivilegien 
des Nordens. Im Sinne einer gerechten 
Weltwirtschaft ist ein materieller V: er­
zieht des Nordens nur konsequent, wenn 
die Grenzen des Wachstums nicht erlau­
ben, das materielle Wohlstandsniveau 
des Nordens weltweit zu verallgemei­
nern. Und dabei schwebt es den meisten 
jugendlichen Umweltbewegten vor, auch 
den Reichtum im Norden selbst besser 
zu verteilen. 

In der Naturschutz- und der IIUl!ID­
jugend gibt es so etwas wie eine pro­
grammatische Beschlußlage nicht. Wenn 
sie einen großen Beitrag zur politischen 
Bildung vieler Jugendlicher leisten, so 
liegt hier sicherlich ein Schwachpunkt: 
Eine programmatische Abstimmungs­
kultur ist nicht entwicke.lt - sie be­
schränkt sich wesentlich auf Organisa­
torisches. Während auf Delegiertenver­
sammlungen selten programmatische 
Beschlüsse gefaßt werden, so scheiterte 
letztlich auch der Versuch, gemeinsame 
Postionen in einer Kongreßresolution zu 
fassen. Zwar wurde eine solche verab­
schiedet. Aber die Beschlußfähigkeit 
war eigentlich nicht mehr gegeben, weil 
ein Großteil der Teilnehmerinnen bereits 
abgereist war. Vor :µlern aber traten ge­
rade bei der Diskussion um die Resoluti­
on ganz massive Gegensätze zutage. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 78, 1994 
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Für die Politisierungsfunktion der 
Verbände wäre eine .Programmdis­
ziplin" auch sicherHch abträglich. Aber 
der Mangel an programmatischer Be­
schlußlage liegt wesentlich an den ver­
breiteten Vorstellungen libertärer Orga­
nisationsformen in denen Abstim­
mungen tabu si~d. Hierin sind tiefge: 
hende organisationspolitische Aus-

einandersetzungen in der Jugend-Um­
weltbewegung begründet. Während es 
einen breiten Flügel gibt, der sich 
traditionell in Delegiertenversammlun­
gen und Vorständen organisiert, gibt es 
eine starke Strömung, die diese For­
malitäten ablehnt und auch zu torpe­
dieren sucht. Von diesen organisatori­
schen Auseinandersetzungen geht eine 
starke inhaltliche Lähmung aus. Zumin­
dest reiben sich etliche Gruppen in ihnen 
auf, statt eigentlich inhaltliche Arbeit zu 
leisten. 

Ökosozialistische 
Kräfte schwach 

Wenn es keine wirtschaftspolitische 
Beschlußlage gibt, so ist doch deutlich, 
welche Richtung neben dem Paradigma 
.ökologische Marktwirtschaft" die mei­
sten Sympathien genießt: die Selbst­
verwaltungswirtschaft in Verbindung 
mit einem weitgehenden Subsistenzan­
satz. Hiermit verbunden sind sehr be­
schränkte Vorstellungen bezüglich kom­
plexer, arbeitsteiliger Wirtschaftsprozes­
se. Das abschreckende Beispiel des Re­
alsozialismus hat dazu geführt, daß eine 
verbreitete antikapitalistische Grundhal­
tung nicht zu sozialistischen Konzeptio­
nen führt, sondern zu ökolibertären Vor­
stellungen. 

Diese Strömung ist es auch, die mit 
ihrem Subsistenzansatz wenig gesamtge­
sellschaftliche Perspektiven entwirft. Es 
wird wenig darüber diskutiert, wie mit 
Arbeitszeitverkürzung Massenarbeits­
losigkeit abgebaut werden kann, sondern 
wie ein Ökodorf oder eine Kommune zu 
organisieren ist. Ein Großbetrieb, wie es 
allein schon die Stadtwerke einer Groß­
stadt sind, findet da keine Berücksichti­
gung. Diese Diskussionen beschränken 
sich letztlich auf gesellschaftliche Ni­
schen. Aber auch wenn diese Nischen 
keine gesamtgesellschaftlichen Per­
spektiven weisen, haben sie dennoch 
gesellschaftliche Bedeutung durch die in­
novativen Wirkungen, die von ihnen 
ausgehen. 

Die Beliebtheit des Anarchismus und 
des Subsistenzansatzes steht durchaus im 
Einklang mit Entwicklungen bei den Au­
tonomen - selbst wenn nicht nur in punk­
to Militanz große Differenzen bestehen. 
Mensch könnte fast sagen, daß hier die 
Abwendung · vom Staatsinterventionis­
mus während der neoliberalen Konterre­
volution ihre Entsprechung in einer Ab­
lehnung des Staates hin zur Herrschafts­
losigkeit fand. 
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Verankert sind bei den Jugend-Um­
weltverbänden auch Diskussionen um 
Punkte wie Ökosteuern, Ökosozialpro­
dukt, Verursacherlnnenprinzip, die ge­
meinhin unter .ökologische Marktwirt­
schaft" eingeordnet werden. Allerdings 
sind diese Instrumente genau betrachtet 
allesamt keineswegs Inbegriffe der 
Marktorthodoxie. So sind auch die ju­
gendumweltbewegten Anhängerinnen 
dieser Instrumente keine Marktradika­
len. Angesichts der Umweltzenjlörung 
besteht eine grundlegende Unzu­
friedenheit mit dem Bestehenden. und ein 
Veränderungswille. Da Umweltzerstö­
rung ein offensichtlicher Systemmangel 
ist, sind jugendliche Umweltbewegte 
fast zwangsläufig systemkritisch. Reiner 
Ökoliberalismus hat hier keine Basis. 

Aus der systemkritischen, antikapita­
listischen Skepsis gegenüber der makel­
losen Funktionsfähigkeit von Märkten 
kann eine sozialistische, regulierende 
Politik allerdings wenig Kapital schla­
gen. Denn der Staat ist hier noch unbe­
liebter als bei den Wirtschaftsliberalen. 
Die ökosozialistische Strömung ist si­
cherlich nur eine schwache Minderh.~it, 
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Das Schreiben der Lämmer 
Replik zu „Bosnien: Der Krieg und die Linke" m spw 77 

Im Gegenteil: das Lämmchenhafte ist 
selber wahrscheinlich nur eine Form des 
Barbarischen, indem es nämlich bereit 
ist, das Abscheuliche mit anzusehen und 
im entocheidenden Augenblick sich zu 
ducken." (Fheodor W. Adorno)' 

,,Die westliche Welt wird daran zu­
grunde gehen, daß ihr die eigenen mate­
riellen Belange wichtiger sind als der 
Schutz der Menschheit diesseits oder 
jenseits der Grenzen. Und auch gegen 
die Gefahr der Überheblichkeit des ei­
genen Urteils[. .. ] gibt es keinen höhe­
ren Appell als den an die Solidarität mit 
dem Leiden, das es abzuschaffen gilt. 
Nicht der Krieg ist das größte Übel, 
sondern der Schrecken, der im Kriege 
wie in anderen Zuständen, wie in der 
Gewaltherrschaft, gegenwärtig ist. Ob 
es richtig sei, daß Völker sich in einen 
Krieg begeben, um die Gewalt­
herrschaft, die in einem anderen Volke 
herrscht, abzuschaffen, darüber ent­
scheidet eben jener Appell. " (Max 
Horkheimer)' 

Sven. Griemert und Heiko Kretsch­
mer haben in ihrem Artikel in spw 
77 allen denjenigen Linken, die 

angesichts der Greuel im ehemaligen 
Jugoslawien und anderswo "verzwei­
felt" nach .einstmals bekämpften 
Militäreinsätzen" rufen, nonchalant 
.Sachlichkeit" empfohlen - nicht ohne 
gleichzeitig präventiv den Verdacht auf 
• vollständige Lähmung des Denkver­
mögens", vulgo Vollblödheit", zu er­
heben. Ich möchte daher mit einer Ana­
mnese beginnen - um dann so richtig 
sachlich zu werden. 

Vor der Etappe des (berechtigten) 
Nuklearpazifismus-der achtziger Jahre, 
vor der Phase des Neuen Denkens mit 
seinen Verheerungen in linker Theo­
riebildung, vor der jetzigen Ära einer 
Konstellation aus Nationalpazifismus 
. und Jean Imperialism in der BRD, da 
gab es in linker Denke noch Vorstel­
lungen von (horribile dictu) .gerechten" 
Kriegen bzw. Ausnahmen vom Gewalt­
verbot, es gab ein Wissen von .un­
gerechtem• Frieden und sogar von 
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struktureller Gewalt, die tödlicher sein 
kann selbst als schlimmste Kriege (ster­
ben nicht täglich Abertausende an Hun­
ger, Seuchen und produziertem Man­
gel?). 

Vom spanischen Bürgerkrieg über 
den gerechtfertigten Krieg der Antifa­
schistischen Allianz gegen Nazideutsch­
land (in dem die Gaskammern bis zu­
letzt betrieben wurden) bis hin zur Un­
terstützung der Befreiungsbewegungen 
(.,Waffen für EI Salvador!") in der da­
maligen sogenannten 3. Welt ( deren letz­
te, der ANC, auch dank militärischen 
Kampfes gerade Südafrika zur leidlich 
bürgerlichen Demokratie transformiert) 
zieht sich eine antimilitaristische, aber 
gleichwohl waffenbewehrte Traditions- · 
linie linken Internationalismus · . Heuer 
zerfällt die nationale Linke angesichts 
rechtsradikaler Mordbrennerei in ein 
paar Hundertschaften autonomer Faust­
und Zwillenkämpfer und den Rest, der -
walte Gott - ums staatliche Gewaltmo­
nopol bangt, müßte man sonst doch die 
Amis oder den Mossad bitten ... 

Haben die deutschen Linken den Jah­
restag der Landung der Alliierten in der 
Normandie mitgefeiert? Ich habe nichts 
dergleichen mitbekommen. Es ist so in 
diesem Land: Getrunken und gefeiert 
wird wie gehabt zu den üblichen unpoli­
tischen Anlässen. Weiland aber, wäh­
rend des Golfkrieges, war die Fassen­
acht fast vollständig ausgefallen vor lau­
ter Pietät. Nunmehr zerhacken sich in 
Ruanda Hutu und Tutsi hunderttausend­
fach (vor allem Regierungsmilizen sind 
verantwortlich) und beim Stadtteilfest 
oder der .Fisch sucht Fahrrad"-Party 
brummt der Umsatz wie gehabt. 

"Oh folgenlose Güte! Unmerkliche 
Gesinnung! Ich habe nichts geändert. 
Schnell verschwindend aus dieser Welt 
ohne Furcht sage ich Euch: Sorgt doch, 
daß ihr die Welt verlassend nicht nur gut 
wart, sondern verlaßt eine gute Welt! ... 
es hilft nur Gewalt wo Gewalt he"scht, 
und es helfen nur Menschen, wo Men­
schen sind. " (Bert Brecht) 

Jene Passage der "sterbenden Johanna 
der Schlachthöfe vom Ende des Brecht­
Stücks mag das provokante Pathos der 
Zitate beschließen und zum Zentrum 
dessen führen, worauf ich hinauswill: 

von Frank Wilhelmy• 

Die Linke/Friedensbewegung macht 
sich selbst in ihrer angestrengt reflek­
tierten, vernunftpazifistisch-realistischen 
Variante a la Griemert/Kretschmer poli­
tisch schuldig und mehr noch: Von 
Krieg zu Krieg erscheint sie umso 
schneller „ verschwindend aus dieser 
Welt" - aJlerdings mit Furcht! 

Zunächst der Versuch einer Rekon­
struktion ausgewählter Argumente von 
Griemert/Kretschmer: 

1. Die Greuel des Bosnienkrieges 
werden ausführlich wahrgenommen -
um dann zu schreiben: .Aber: Ein Bild, 
das viele Kriege auf der Welt glei­
chermaßen prägt." 
· 2. Die Genese des Bosnienkonflikts 

und des Zerfalls Jugoslawiens werden 
(gut) skizziert, nicht ohne das hohe Maß 
an Mitschuld und Verantwortung des 
Westens, speziell der BRD, hervorzuhe­
ben. Der Westen habe, neben einer fal­
schen Anerkennungspolitik, von Anfang 
an auf eine .Politik der Drohungen und 
des Militärs" geschielt und dadurch die 
möglichen .politischen und nichtmilitä­
rischen" Lösungsmöglichkeiten (z.B. 
das Embargo - wobei mir unklar bleibt, 
wieso das Embargo als nichtmilitärische 
Lösung gilt) konterkariert. 

3. Militärische Lösungen seien nicht 
praktikabel (die Autoren argumentieren 
immerhin nicht fundainentalpazifi­
stisch), da sie eine halbe bis ganze Mil­
lion Soldaten benötigten und • nach 
Schätzungen der Militärs" (welcher? 
Und warum glauben sie gerade denen?) 
mindestens 100.000 Leben kosten 
würden. 

4. Grande Finale: • Was die Linke 
braucht, ist ein Konzept der Kooperati­
on und ökonomischen Entwicklung al­
ler. Kriege diesen Ausmaßes lassen sich 
nicht von heute auf morgen beenden - so 
schön dies wäre. Sie sind von Interessen 
geleitet, ebenso wie die Einmischung ... 
von Interessen geleitet wird." 

Ad 1.: Daß es viele Kriege auf der 
Welt gibt, kann wohl kein Argument für 
vornehme Zurückhaltung sein. Und dem 
heuchlerischen Westen dann wenigstens 
konsequentes Heucheln (also Nichtstun, 
wo Handeln geboten wäre) abzuverlan­
gen, wäre zynische Logik. Vermutlich 
stimmen mir die Autoren zu, nur müßten 
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sie dann auf solche Sätze (s.o.), die an­
deuten, .Das Leid der Welt können wir 
eh nicht (oder jetztnicht- s.u.) ändern", 
verzichten. 

Ad 2/3. : Das Problem des westlichen 
Handelns war auch die mangelnde Kon­
sequenz der Drohungen. Ich stimme ja 
ausdrücklich zu: Ohne ein ökonomisches 
Kooperations- und Entwicklungskonzept 
ist Friedenspolitik nicht möglich. Aber 
dennoch, ich schreibe es hin: Ein paar 
Bomben zu früher Zeit, oder die Statio­
nierung von massiven Truppenkon­
tingenten zur Trennung der Konfliktpar­
teien (letzteres forderten relevante Frie­
densforscher) hätten - wahrscheinlich -
Zehntausenden das Leben gerettet. Daß 
die späten symbolischen Schläge der 
NATO Wirkung hatten und Abschrek­
kung durchaus funktionieren kann, 
kpnnte (leider) jeder mitbekommen. 

Wenn ich mich, wie die Autoren 
auch, auf die· Abschätzung und Ab­
wägung von potentieJlen Opferzahlen 
einlasse (gibt es ein wichtigeres • Argu­
ment" als einzelne Menschenleben und 
deren .große Zahl"?), dann besteht doch 
die prominenteste Aufgabe einer Kon­
flikt- , Katastrophen- und Kriegsbe­
urteilung und der Auswahl der angemes­
senen Handlungsinstrumente in der 
.sachlichen" (so wie es die Autoren 
woJlen) ,,Schätzung" der Zahlen an 
Toten, Krüppeln und Leid und dem 
Abgleich mit den .Kosten• eines 
bestimmten Instrumentes. Insofern war 
es in Ordnung, als die mir widerlichen 
Ledernacken in Somalia den vagabun­
dierenden Banden das Schießen auf Hun­
gernde und deren potentieJle Helfer erst 
einmal verwehrten. In der berechtigten 
Kritik an der Skandalität des Somalia­
Einsatzes insgesamt .und schon gar der 
Rolle der Bundeswehr ging immer verlo­
ren, daß dem Sterben an struktureller 
(Hunger) und manifester Gewalt in der 
ersten Phase der Somaliaintervention 
nicht anders beizukommen war. 

Wenn die Zahlen annähernd stim­
men, hat die Welt gerade einem der 
ungeheuerlichsten Zivilisationszusam­
menbrüche in der jüngeren Geschichte 
tatenlos zugeschaut. Was bitte wäre 
gegen die Einrichtung ·von Schutzzonen 
in Ruanda, was gegen die Verteidigung 
von Spitälern, Schulen, ganzen Dörfern 
gegen Massenmörder einzuwenden? 
Daß es politisch nicht korrekt sei, daß es 
westliche Opfer geben könnte, daß es 
die falschen Helfer seien - oder, ich 
höre das obszön altkluge Dogma, daß 
Gewalt nur mehr Gewalt erzeuge? 

Ad 4.: Doch, Kriege Jassen sich mi­
litärisch beenden ( darum geht es ja ge­
rade im Krieg). Konflikte hingegen las­
sen sich nicht durch Waffengewalt 
beenden (zu lösen im Wortsinne sind 
Konflikte eh nie). Das Ende des Mor­
dens ist die Vorraussetzung der Kon­
fliktbearbeitung. Wenn die Autoren 
wirklich zu wissen glauben, welcher 
Krieg beendbar ist, welcher nicht, und 
wann überhaupt Kriege abgeschafft 
werden können, übernehmen sie eine 
ungeheure intellektuelle (und politisch­
moralische) Last (aufgrund welcher 
Theorie, welcher Geschichtsphi­
losophie, welchen empirischen Wis­
sens?). Sie sagen: Dieses konkrete Lei­
den und Sterben ist (derzeit) unver­
meidlich. Das ist mehrfach prekär. Ein­
mal, weil es. oft empirisch falsch ist, 
dann, weil umgekehrt herangegangen 
werden muß: Dieses und jenes Leiden 
und Sterben ist vermeidbar, also muß es 

Ein paar Bomben zu 
früher Zeit, hätten -
wahrscheinlich - Zehn­
tausenden das Leben 
gerettet. 

aufhören. Und schließlich kann solches 
Daherschreiben ein wunderbarer Ablaß 
sein: Leider, leider kann nicht mehr ge­
tan werden. Der Hinweis auf die Inter­
essen der Akteure hatte es deutlich ge­
macht (s.o.). 

Hier sind wir endlich am Selbstwi­
derspruch der Argumentation ange­
langt, an der ungeklärten Frage, ob 
Frieden möglich sei im gegenwärtigen 
imperialistischen (?) Weltsystem (Wo 
ist die Imperialismustheorie und Analy­
se?). Wieso kann ich aber dann frie­
denspolitische Forderungen stellen, 
wenn ich weiß, daß diese sich an mate­
riellen und anderen Interessen blamie­
ren? Oder umgekehrt, wenn ich glaube, 
daß ökonomische Kooperation möglich 
ist als friedenspolitisches Instrument, 
dann muß es ja dem Frieden entgegen­
kommende Interessen geben und dann 
wären eben auch die vielen Kriege nicht 
unvermeidlich und könnten bekämpft 
werden, oder? 

Mir scheint mancher Vernunftpazi­
fismus bloßer taktischer Pazifismus zu 
sein, weil er insgeheim die Bedingungen 
der Möglichkeit des Friedens mit der 
Notwendigkeit einer vorherigen Trans-
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formation des Kapitalismus kurz­
schließt.' Mit jedem Krieg, der unver­
meidlich nicht beendbar scheint, mit je­
der Verweigerung der konkreten Hilfe 
für die Opfer wird die Linke kleiner und 
erbärmlicher: Weil sie auf wichtigste 
Teile von Politik und Denken (Läh­
mung?!) verzichtet und sich moralisch 
zerrüttet. 
1 Theodor W. Adorno: Erziehung zur Entbarbari­

sierung, in: Ders.: Erziehung zur Mündigkeit, 
Frankfurt/M. 1971, S. 120-132, hier S.129. 

2 Max Horkheimer: Notizen 1949-1969, in: • 
Ders.: Gesammelte Schriften, Bd.6, Frank­
furt/M. 1991, S. 189-425, hier S. 260. 

3 Vgl. als Versuch, dieses Dilemma zivilisa­
tionstheoretisch zu umgehen: Frank Wilhel­
my: Das Schweigen der Lämmer, in: spw 60, 
4/1991, s. 44-47. 
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Das andere Gesicht 
des DDR-Sozialismus 

Ein Mann, der sich nicht brechen ließ, 
' ein Freiheitskämpfer, der seine alten po­

litischen /deale einer Revision unter­
zieht, ohne Preisgabe ihrer' humanen 
Substanz. " Christa Wolf beschrieb ihn 
so, und in dieser Charakterisierung hat 
sich Walter Janka wiedergefunden. 

m 17. März diesen Jahres verl~r 
ie Linke in unserem Land e1-
en, der zu den integersten 

Kommunisten gehörte, die das Europa 
des 20. Jahrhunderts hervorbrachte. 
Walter Janlca, am 29. April 1914 in 
Chemnitz geboren, starb kurz vor sei­
nem 80. Geburtstag in Potsdam bei Ber­
lin. Die nationalsozialistischen Herren­
menschen versuchten, ihn, der für glei­
che Lebenschancen aller Menschen 
kämpfte, mit Verfolgung, Gefängnis 
und Konzentrationslager zu brechen. 
Die stalinistischen DDR-Kommunisten 
internierten ihn später im gleichen Ge­
fängnis in Bautzen, in dem er schon un­
ter dem Nationalsozialismus saß - wie­
der war Janka seine unbequeme politi­
sche Haltung zum Verhängnis gewor­
den. 

Ich erinnere mich noch, wie er, oder 
war es Charlotte Janka, in Kleinmach­
now lachend ihre Herkunft als • Kohle­
kiste• bezeichneten. Ende der Weima­
rer Republik arm und proletarischer 
Herkunft zu sein, das hieß mit 14 die 
Schule zu verlassen, mit Glück eine 
Lehrstelle zu finden und dann auf der 
Straße zu stehen. Schon allein aus unge­
stilltem Bildungshunger konnte man ·da­
mals Kommunist werden. 

Janka lernte tschechisch, als er im 
Exil in Prag war, lernte spanisch, als er 
gegen Francos Truppen im_Bürgerkrieg 
kämpfte, und trat in Mexiko, als er Lei­
ter des deutschen Exil-Verlages EI Li­
bro Libre war, der dortigen Druckerge­
werkschaft bei. Janka hat es ernst ge-· 
nommen mit der Losung ,Proletarier al­
ler Länder vereinigt Euch.• Dann ist er 
in die DDR zurückgekehrt, um ein neu-
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Judith Marshall, Germanistin, Melhers (Thü· 
ringen) 

Nachruf auf Walter Janka 

es, lebenswertes Deutschland aufzubau­
en und für seine sozialistischen ideale 
politisch zu kämpfen. Im Apparat der 
SED-Spitze fand er keine politische 
Heimat. Schließlich wurde er Leiter des 
Aufbau-Verlags und brachte einen Gut­
teil Weltliteratur in die DDR - sieben 
Jahre blieben ihm dort, bis zu seiner 
Verhaftung im Dezember 1956. Er wur­
de verhaftet, obwohl er Sozialist war, 
zugespitzt könnte man sagen: Er wurde 
verhaftet, )l!eil er Sozialist war - und 
zwar einer, dem die demokratische Tra­
ditionslinie viel bedeutete, dem die Pro­
duktion von Konsens für politisches 
Handeln stets besonders wichtig war. 

Jankas Augenblick kam immer dann, 
wenn die Geschichte offen war - z.B. 
1989·, während des .Moments Schön­
heit", wie Helga Königsdorf diese Zeit 
nannte. Darin liegt Jankas Tragik: Er 
hat sein Leben lang bessere Zeiten für 
sozialislische Politik herbeigesehnt, 
aber .seine" Epoche brach nie an. Wie 
schön, daß er nach der Lesung Ende 
Oktober 1989 im Deutschen Theater in 
Berlin von vielen DDR-Bürgerinnen ge­
feiert wurde, zahllose herzliche Briefe 
erhielt. Wie desillusionierend, daß diese 
Phase so schnell vorüber war. 

Janka wußte, daß die Linke mit ei­
nem schweren Erbe in .die ersten freien 
Wahlen nach 40 Jahren· DDR gehen 
würde. Da wurde er bitter und laut, 
wenn er der alten SED-Riege die völlige 
Diskreditierung der sozialistischen Idee 
vorwarf. In der Korrespondenz blät­
ternd, die wir führten, als ich an dem 
Buch über ihn arbeitete, lese ich: • Was 
von der sozialistischen Idee - und wann 
wieder - lebensfähig gemacht werden 
kann, ist nicht einfach zu beantworten. 
Jedenfalls wird sie die 'Seele' des linken 
Spektrums bleiben", schrieb er im Som­
mer letzten Jahres. 

Viele haben Janka Starrköpfigkeit 
vorgeworfen .• Wie konnte er nur - ... 
nach all dem immer noch .. . und dann 
die PDS ... " - Wie oft mag er so ähnlich 
angesprochen worden sein. Aber er war 
nicht starrsinnig, sondern er liebte den 
politischen Meinungsstreit. Er argu-

von Judith Marschall* 

mentierte auf dem Boden sozialistischer 
Grundsätze - schon allein um eines 
politischen Gleichgewichts willen. Ihm 
konnte eben bislang keiner beweisen, 
daß das unternehmerische Profilprimat 
der reine Segen für eine Volkswirtschaft 
ist. Außerdem war es Janka zeitlebens 
gewohnt, daß er Wind von vorne be­
kam, deswegen hängte er noch lange 
nicht sein Fähnlein nach demselben. 

Janka hat die Zeit nicht mehr gehabt, 
um ein weiteres Mal in seinem Leben 
ganz von vorne anzufangen. Was er~ 
konnte, tat er: Er engagierte sich im Al­
testenrat der PDS, in den Komitees für 
Gerechtigkeit, nicht müde werdend 
stellte er sich in Lesungen, Interviews, 
Gesprächsrunden der Diskussion, drei 
Bücher veröffentlichte er 1989 und spä­
ter. Die Bücher mit seinen Lebenserin­
nerungen widmete Walter Janka Char­
lotte Janka, die mit ihrer ganz ähnlichen 
Lebenserfahrung auch die schwierige 
sozialistische Identität mit ihm teilte, 
ebenso wie die Rekonstruktion einer 
• anderen" kommunistischen Geschich­
te. Beiden ist zu verdanken, daß diese 
nun nachlesbar ist. 

Walter Janka war ein großer Ermuti­
ger. Einst ein stiller Held für die Men­
schen in der DDR, die litten, wenn sie 
sahen, wie ihre sozialistischen !deale 
vor die Hunde gingen. Und später im 
wiedervereinigten Deutschland nutzte er 
die neue Öffentlichkeit, um die zu er-­
mutigen, die die Schwarz-Weiß-Malerei 
der "Systemsieger" nicht mitmachen 
wollten. Als historische Persönlichkeit 
wird er weiterleben. Den einen wird er, 
wenn sie zur allzu pauschalen Verurtei­
lung jeglicher kommunistischer Regung 
ansetzen, ein Stachel im Fleisch sein, 
für die anderen wird er ein stets dem 
Humanismus verpflichteter Sozialist 
bleiben, auf den sie sich voller Respekt 
beziehen können. Ein schwacher Trost, 
für die, die in nächster Nähe mit ihm 
lebten, litten und lachten. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 78, 1994 

MAGAZIN 

Probleme des aufrechten Gangs 

Eine Rezension zu Judith Marschall: 
Aufrechter Gang im DDR-Sozialismus. 
Walter Janka und der Aufbau-Verlag, 
Verlag Westfälisches Dampfboot, Mün­
ster 1994 

Die Konjunktur auf dem Turnier­
platz ,DDR-Vergangenheits­

bewältigung" scheint abzuflau­
en. Die Ritter samt ihren Schildknappen 
beklagen dies zwar, doch immer mehr 
westliche Politiker verschiedenster Cou­
leur verhehlen kaum, daß sie das Thema 
erledigt sehen möchten. Nun kann man 
den überwiegend östlichen Bewälti­
gungskämpen diesen Politiksurrogat 
nicht so J11ir nichts dir nichts entziehen, 
ohne halbwegs gleichwertigen Ersatz 
anzubieten. Sie beanspruchen, wiewohl 
selten selbst Betroffene, höchste Instanz 
zu sein, geben sich sensibel, verletzlich, 
vor allem aber unübertrefflich kompe­
tent. Wer will da widersprechen, wenn 
sie ihre Verdikte fällen? Ihre Leerrheto­
rik bietet ohnehin keine Angriffsfläche 
für Argumente. 

Judith Marschalls Arbeit ist eine Ge­
genposition zu den oberflächlichen Lita­
neien der Vorgenannten und könnte 
wegweisend für eine umfangreichere 
Analyse nicht nur der DDR-Vergangen­
heit sein, sondern auch der subjektiven 
Ursachen für das Scheitern des Ver­
suchs, eine sozialistische Gesellschafts­
ordnung aufzubauen. Die Verfasserin 
betont, sie habe in Walter Janka und dem 
Aufbau-Verlag das Besondere und nicht 
das Allgemeine gesucht. Das .Besonde­
re", Walter Janka und seinen sozialisti­
schen .Mikrokosmos" Aufbau Verlag, 
hat sie in mehrjähriger umfangreicher 
Forschungsarbeit bis in Mikrodetails sei­
ner Biographie, ebenso der Verlags­
geschichte und -struktur ausgeleuchtet. 
Daß sie dieses Besondere dennoch nicht 
vom Allgemeinen isoliert untersucht, 
versteht sich von vornherein aus ihrem 
erkenntnistheoretischen Ansatz. Die 
Fülle der dokumentarisch belegten Fak­
ten, Daten und Quellen läßt das Büchlein 
fast aus den Nähten platzen, wodurch 
aber ihr Bedürfnis zu auch emotional be­
tonter Reflexion und Schlußfolgerung 

-- --- ------- keineswegs zu kurz kommt. 

;i: • Josef Oidier, Schwärzenberg 
I; 

;1, 
1, 

1: 

·™ 
h 

Verdienstlich finde ich vor allem, 
und es scheint wohl auch ihr Hauptan­
liegen zu sein, daß sie am Beispiel Wal­
ter Jankas den Marxisten präsentiert, 
welcher trotz oft leidvoller Erfahrungen 
mit dem sogenannten Realsozialismus 
seine Identität nicht verlor. Mit der Er­
wähnung Willi Münzenbergs wird dabei 
zugleich eine historische Kontinuität 
deutlich, in welcher auch Zeitgenossen, 
wie z.B. Stephan Heym, stehen. Auch 
er gehört zu denen, die sich nie wende­
ten, vor allem 1989 nicht, wie viele ih­
rer Verleumder, welche vor der Wende 
geschmeichelt wedelten, wenn sie gele­
gentlich als "parteilose Kommunisten• 
tituliert, aber trotzig vergnatzt bockten 
oder schmerzlich enttäuscht den Kopf 
hängen ließen, wenn-sie zu den üblichen 
Ordensterminen wieder einmal über­
gangen wurden. 

Bemerkenswert auch die Erkenntnis 
der Untersuchung, daß sich Walter Jan­
kas von ihm selbst geschaffener soziali­
stischer Mikrokosmos Aufbau-Verlag 
im M'1ktokosmos des verwahrlosten 
Realsozialismus auf Dauer nicht be­
haupten konnte. Daß der Verlag nach 
seiner Verhaftung die von ihm gestellten 
Weichen des Verlagsprofils nicht neu 
stellte, führe ich auf die objektiven 
Grundlagen der nichtkapialistischen Ge­
sellschaftsordnung zurück, die selbst 
Bildungsbanausen wie Ulbricht mit sei­
nem abgeschmackten Ritterfelder Weg 
nicht hinwegdekretieren konnten. Wo 
war der marktwirtschaftlich geführte 
Verlag, welcher zum hundertsten 
Geburtstag Thomas Manns eine Jubilä­
umsausgabe seines Werks so wohlfeil 
herausbringen konnte? 

Aus den von der Autorin geführten 
Interviews mit Walter Janka geht immer 
wieder hervor, daß der stalinistisch ent­
artete Realsozialismus sich seit Jahr­
zehnten zu einer Ordnung bzw. Unord­
nung entwickelte, die alle Merkmale 
sich nur auf selbst beziehender Systeme 
aufwies, aus denen weder Gruppen, -ge­
schweige Einzelne ausbrechen können. 
So stellt auf eine entsprechende Frage 
der Verfasserin Walter Janka denn auch 
die Gegenfrage: .Na hör mal, wie 
denn?". · 

Die Arbeit Judith Marschalls macht 
auf mich durchgängig den Eindruck 

von Josef Didier* 

traurig gestimmter Verzagtheit, nicht 
nur wegen des Scheiterns eines ur­
sprünglich hoffnungsfroh stimmenden 
realen Zukunftsideals. Als verstärken­
der Effekt kommt dabei offenbar Walter 
Jankas Tod hinzu. Damit wird das 
Büchlein - vielleicht unbeabsichtigt - ein 
Stück Trauerarbeit der linken Sozialde­
mokraten. Indem ich ,der linken Sozial­
demokraten" schreibe, wird mir be­
wußt, daß es immer die linken 
Sozialdemokraten waren, welche mit 
ihrer Kritik diese Arbeit leisteten. Die 
Rechten fühlten sich dagegen nie zu­
ständig, das zu verantworten, womit sie 
die Sozialdemokratie in der deutschen 
Arbeiterbewegung in Mißkredit brach­
ten. Ähnliches erleben wir jetzt bei de­
nen, die den Niedergang der DDR zu 
verantworten haben. Das betrifft aber 
auch die parteiiosen Helfershelfer der 
SED und deren Blockfreunde, die kr,f: 
tig mithalfen, die DDR wirtsc~@!lf 
und den Begriff des Sozialismus miinc 
lisch zu ruinieren. · 

Dies ist das Buch der Trauerarbeit 
einer der von Ulbrichts und Honeckers 
Reiseleitern Hintergangenen, ein Buch 
der schmerzlich Betrogenen. Sie konn­
ten bei ihren Sommeraufenthalten an 
märkischen Seen oder alkoholisierten 
Freundschaftssoireen in Leipzig und an­
derswo nicht das bemerken, was für den 
desillusionierten Insider-Marxisten 
längst tägliche DDR-Realität war. Vor 
den gewendeten Aufarbeitern haben sie 
schon gar nichts zu verantworten. De­
ren Phrasendrusch vom .Aufrechten 
Gang" - besonders von der Prenzlauer­
Berg-Boheme in die ehemalige DDR 
kolportiert - erinnert mich an die ge­
stelzten Trippelschritte ängstlich Verun­
sicherter - wie aus der Verhaltens­
biologie bekannt. 
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KRIMIS 

Je ein Kapitalist schlägt viele tot 1 

Über den aktuellen Markt der Krimis und die aktuellen Krimis auf dem Markt 

U
m Krimis soll es hier gehen. Um 
Krimis, in denen Menschen 
.bisweilen das Bedürfnis nach 

zerstreuender Anspannung ( ... )"finden. 
Die Linke darf sich ja mittlerweile ein 
bißchen ablenken beim Klassenkampf, 
aber vor zuviel Ablenkung· wird ge­
warnt, und das schon länger. Krimis 
sind trivial, platt, blöde, haben das Ni­
veau von Jerry-Cotton-Heftchen und 
waren gerade noch als Kind erlaubt. Zu­
viel Krimis könnten „sehr leicht die tie­
feren Bedürfnisse nach Erkenntnis und 
Erfahrung verdrängen"'. Solche War­
nungen - von der sozialistischen Päd­
agogin Anna Siemsen 1941 formuliert -
gibt es bis heute. Die folgende Sammel­
rezension versucht, gegen diese Mei­
nung nachdenkenswerte Argume_nte zu 
bringen. Das Ziel dabei: Interesse zu 
wecken bei denen, die Krimis bisher 
verächtlich angesehen haben. und Neues 
zu empfehlen für die Krimi-Fans. 

Zur Entwicklung auf dem Krimi­
Markt im eigentlichen Sinne, also über 
die .Konzentrationstendenzen und Ver: 
flechtungen im bundesdeutschen 
Mediengeschäft und deren affirmative 
Steuerungsfunktion im ideologischen 
Absicherungskampf der neokonserva­
tiven Kapitalisten unter besonderer 
Berücksichtigung von Hochfinanz und 
boomender Kriminalliteratur"' gibt es 
hier im folgenden zumindest an­
satzweise analytische Informationen. 
Zwar keine umfassende Kritik des Ge­
schäfts mit den Krimis, aber auch ohne 
genaue Markt- und Wirkungsanalyse 
läßt sich festhalten: Triviale Literatur 
kann den Kopf verkleistern und die Er­
kenntnis verhindern, daß eine wissen­
schaftliche Erklärung für die Rä\sel der 
Warenproduktion und der bürgerlichen 
Gesellschaft möglich ist. Die ideologi­
sch,e Funktion der Krimis basiert z.B. 
darauf, daß der oder die einzelne Gute 
gegen das Böse antreten, gegen eine 
Personifizierung des Bösen oder irgend­
einen Apparat oder eine Mischung aus 
beiden. Diese Konfrontation (der einzel­
ne muß sich beweisen) stimmt mit bür­
gerlichen Werten überein und wirkt da­
her stabilisierend: Nicht soziale Grup-
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pen agieren in Krimis, sondern werden 
meist ganz ausgeblendet.' 

Der Krimi beschreibt aber auch eine 
Gesellschaft, die - im wahrsten Sinne 
des Wortes - Ordnung hält durch .die 
verborgene Hand der Marktgesetze, 
durch die eisernen Gesetze der Fabrik­
disziplin und durch die Tyrannei der 
Kleinfamilie, der autoritären Schule und 
einer repressiven Sexualerziehung".' 
Gesetze werden nicht aus Überzeugung 
eingehalten, sondern aus Furcht vor 
Strafe. Begriffe wie Recht und Ordnung 
sind relativ, mehrdeutig und zweifel­
haft. Krimis tragen so zu den Zweifeln 
von Millionen von Menschen an den 
Grundsätzen der bürgerlichen Ordnung 
bei - sie sind ideologische Kunst mit 
"(offenen oder verborgenen) emanzipa­
torischen Linien und Tendenzen. Als 
ideologische Praxis steht Kunst stets in 
der Doppelfunktion eines stabilisie­
renden, apologetisch-affirmativen [ ... ] 
Gebrauchs und der Möglichkeit kritisch­
emanzipativer Verwendung. ·~ 

Zwischen milder 
Verachtung und 

Heldenrolle: Die Polizei 

In einer Gesellschaft, deren soziale 
Ordnung massenhaft Betrug, Diebstahl, 
Mord und Vergewaltigung nicht verhin­
dern kann, sind diejenigen, die für 
Recht und Ordnung streiten, nicht 
selbstbewußte Helden, sondern eher tra­
gische Gestalten zwischen milder Ver­
achtung und Heldenrolle. Die Aufklä­
rung eines Verbrechens ist schon lange 
nicht mehr der strahlende Sieg des Gu­
ten über das Böse. Polizisten, Privatde­
tektive, Staatsanwälte - sie arbeiten für 
eine Institution, an die sie immer weni­
ger glauben, die sie zu verachten begin­
nen, je mehr sie in das institutionelle 
Gefüge einbezogen werden: Vom ur­
sprünglichen Sinn und Zweck der Insti­
tution bleibt letztendlich nur der formale 
Anspruch auf Gehorsam. 

Ein gutes Beispiel für diesen in Rea­
lität und Literatur verbreiteten Zwie­
spalt ist Inspector Jury von Martha Gri­
mes. Erst im Wunderlich-Verlag, einer 
Tochtergesellschaft des mächtigen 
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Holtzbrink-Konzerns, auf den Markt 
gebracht, erscheinen sie nun in der 
.preiswerteren" Tochtergesellschaft 
Rowohlt Taschenbuch. Viel Lob wird in 
Rezensionen verbreitet und lesenswert 
sind sie allemal, die Geschichten um 
den zweifelnden und verzweifelnden 
Polizisten. Vor allem mit dem Un­
verständnis und der Verachtung, die 
dem Polizisten in seiner eigenen Dienst­
stelle gegenüberstehen, hat er zu kämp­
fen. In den inzwischen sechs vorliegen­
den lnspector Jury-Krimis ist der In­
spector literarisch gesehen nicht mehr 
entwicklungsfähig und verschleißt zuse- . 
hends. Trotzdem: Der Krimi von Mar­
tha Grimes ist ein Krimi par excellence 
im Sinne von Bertolt Brecht: ,. Wir be­
kommen im Kriminalroman jeweils 
ausgezirkelte Lebensabschnitte vorge­
setzt, isolierte, abgesteckte kleine Kom­
plexe von Geschehnissen, in den die 
Kausalität befriedigend funktioniert. 
Das ergibt genußvolles Denken. (:::) 
Die Kausalität menschlicher Handlun­
gen zu fixieren ist die hauptsächlichste 
intellektuelle Vergnügung, die uns der 

, Kriminalroman bietet. "' Die Mischung 
aus Isolation, Entfremdung und profun­
der Menschenkenntnis, komponiert in 
der Person des Inspectors wird ergänzt 
durch eine besondere .dichte" Schreib­
weise. Nicht ein einziges Mal ließ die 
Spannung ab bis zur Auflösung, nicht 
ein einziges Mal bestand die Chance,. 
den überraschenden, aber meist per­
spektivlosen Lösungen zu entrinnen. 
Die Jury-Krimis sind symptomatisch für 
die Selbstzweifel am Sinn eines Polizi­
sten-Lebens. Auch die institutionelle 
Botschaft des Namens Jury = Ge­
schworenengericht wird im humanen 
Sinne Gerechtigkeit nicht erreichen. 

Der klassische 
Polizeiroman 

als historischer Roman 

Ganz anders sind die Krimis von 
Anne Perry. In .Der Würger von der 
Cater Street" ist die nicht stan­
desgemäße Heirat von Charlotte Ell­
ison, Tochter aus adligem Hause, und 
Thomas Pitt, Inspector von Scotland 
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Yard, ein kleinerer Skandal als zei­
tungslesende Frauen. Die im DuMont' s · 
Kriminal-Bibliothek des Verlegers des 
Kölner Stadtanzeigers duMont erschie­
nenen Krimis laufen seitdem nach dem 
Muster: Selbstbewußte Frau und 
sozialkritischer Polizist plus einige an­
dere engagierte Bürgerinnen greifen ak­
tuelle Themen auf, die nur scheinbar et­
was mit der viktorianischen Zeit zu tun 
haben, in der sie spielen. 

Das Publikum wird konfrontiert mit 
einer Zeit, als die Polizei den besit­
zenden Klassen noch ein fürchterliches 
Greuel war. Die Verachtung für die und 
die Angst vor der Polizei hatte zu Beginn 
des letzten Jahrhunderts einen prak­
tischen Grund: Weit mehr Schuldner als 
Mörder steckten in den Gefängnissen. 
Erst Kriege, Krisen, 
drohende Revolu­
tionen und die ständig 
steigende Alltagskri­
minalität machten 
klar, daß die Polizei 
nötig ist, den Schutz 
des Privateigentums 
zu sichern. Die Ver­
achtung für den Be­
rufsstand Polizei 
blieb aber. In der 
herrschenden Ideo­
logie in England und 
den USA um die Jahr­
hundertwende sollte 
die Polizei die Ver­
brecher dort suchen, 
wo sie herkommen 
mußten: Aus den 
Slums und den Arbei­
terquartieren. Denn 
Armut mußte einfach 
einhergehen mit Ver­
brechen, und mit Menschen; die sich mit 
sowas abplagen mußten, wollte der 
Bourgeois nichts zu schaffen haben. 8 

IJ\ diese Zeit führt uns Anne Perry. 
Charlotte Ellison ermittelt bei den Fäl­
len als Privatdetektivin mit Unterstüt­
zung" ihrer Schwester und einer mo­
dernen Tante im Privatleben der oberen 
Klassen, wo Inspector Pitt keinen Zu­
gang findet. Die Spannung entsteht 
durch die Spiegelung eines erstarrten 
britischen Imperialismus mit seinen 
innergesellschaftlichen Klassenfronten. 
Die Bourgeoisie hat gleichviel Angst 
vor dem Bankrott wie vor dem Proleta­
riat. Nicht die Angst vor Einbruch, 
Diebstahl oder Mord, sondern die Angst · 

···vor der Entdeckung bestehender morali­
scher ,Unzulänglichkeiten beherrscht 

1W ., ... ;1.: , .. : 
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den Alltag. Diese Angst hält eine Klasse 
zusammen und verstärkt sich zur Ein­
sicht, daß Verbrechen nur das Produkt 
~er seelischen Verkrüppelungen einer 
Gesellschaftsordnung sind. 

Wie stark sich die Verlage mittler­
weile um Marktanteile schlagen, wird 
an Anne Perry deutlich. Der zur Ber­
telsmann AG gehörende Goldmann­
Verlag bringt parallel zu den editorisch 
sehr gut bearbeiteten Krimis aus dem 
DuMont-Programm weitere Romane 
mit dem ermittelnden Ehepaar heraus -
und dazu noch eine Reihe weiterer Ge­
schichten um ein Detektivbüro. In die­
sen Geschichten arbeiten eine Frau, ein 
Ex-Polizist und ein Rechtsanwalt (die 
Reihenfolge ist hierarisch gemeint) an 
Fällen, die eine ähnliche Rekonstruktion 

und (De-)Montage der bürgerlichen Ge­
sellschaft ergeben wie in den Pitt-Sto­
ries. 

Auch in DuMont's Kriminal-Biblio­
thek findet sich Dangerous Davies, der 
letzte Detektiv, so genannt, weil er sich 
dort in gefährliche Situationen begibt, 
wo andere Polizisten einfach wegschau­
en. Die Hauptfigur von Leslie Thomas 
lebt in London, wo sich die Auswirkun­
gen von einem Jahrzehnt Thatcherismus 
an jeder Straßenecke zeigen. Alle wis­
sen: Gerechtigkeit gibt es nicht. Die Po­
lizei ist überflüssig, die ·Gefängnisse 
sind übervoll. Polizist sein ist für Dan­
gerous Davies eher die Vision, im Le­
ben der einzelnen Menschen nach Grün­
den zu suchen, die den gewaltsamen 
Tod erklären. Menschen und ihre Ge-· 
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schichte, Menschen in der Geschichte 
könnte der Untertitel lauten für diese 
exzellent und humorvoll geschriebene 
Lektüre, die in " .. . Bis über beide Oh­
ren" (na, was wohl?) eine wundervolle 
Ergänzung findet. 

Eine Ausnahme unter den Polizeiro­
manen sind die Berliner Scene-Krimis 
von Pieke Biermann. Im jetzt von der 
Europäischen Verlagsanstalt (EVA) 
übernommenen Rotbuch-Verlag• wird 
mit „Potsdamer Ableben", • Violetta" 
und .Herzrasen" ein literarisch nur 
schwer verdaulicher, an Arno Schmidt 
erinnernder Schreibstil offeriert. Ein 
Polizeiroman, in der die ermittelnden 
Beamten· ohne viel Selbstreflektion 
ihren Job machen. Die Krimis be­
schreiben mehr die Lebensbedingungen 

in Berlin und 
die alltägliche 
Gewalt einer 
Großstadt. Die 
Polizei ist nur 
Teil von unter­
schiedlichen 
Scene-Kultu­
ren, die s\ch 

über dieP_l.'.·c. delnden · ',,, '''\' 

neo mitCNJi'jL 
der · verini~ 
sehen. Diese li­
terarisch mon­
tierte Krimi­
Welt ist ziem­
lich heil: Denn 
die Morde 
werden aufge­
klärt und er­
klärt und die 
Polizei ist 
gesellschafts­

kritisch und nicht bestechlich - so richtig 
multikulturell sozialliberal. 

Das Team der 
frustrierten Einzelgänger 
· Wie schon erwähnt: Krimis verfah­

ren nach einem einfachen Strickmuster. 
Ein Held, männlichen Geschlechts zu­
meist, bezwingt alleine das Böse ir­
gendwie und ist dabei immer nur cool, 
.unbestechlich, trinkfest, illusionslos, 
meist asexuell. Insbesondere für den 
zeitgenössischen Krimi aus dem Milieu 
des Privatdetektivs gibt es aber einen 
Abschied vom männlichen Helden. 10 

Der Privatdetektiv heute ist in der Ten­
denz eher ein Team, meist aus drei Per­
sonen: Ein Manil, noch eine weitere Fi-

• 
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gur als „ Watson" , dem klassischen 
Partner von Sherlock Holmes, und eine 
Frau. 

Eine möglichst realistische Schilde­
rung der Alltagsarbeit ist das oberste 
Prinzip - und direkt aus der Wirklichkeit 
übernommen, wie die reale Privatde­
tektivin Julian Messerschmidt bestätigt: 
.Auf Geduld, Unauffälligkeit und Kom­
binationsgabe kommt es in unserem Be­
ruf an. Wer mit Trenchcoat, Hut und 
dunkler Sonnenbrille herumläuft und 
Verfolgungsjagden inszenien, ist eine 
Lachnummer. • Lachnummern sind die­
se Teams in der Literatur nicht. Und 
Teams sind sie, weil- zunehmend mehr 
Eigenschaften gefordert sind: .Eine so­
lide Vorbildung, als Kaufmann, als 
Rechtshelfer oder Polizist, Menschen­
kenntnis, Einfühlungsvermögen, schau­
spielerisches Talent, geistige Flexibili­
täJ, die soziale Bereitscheft, mit und für 
Menschen zu arbeiten, und vor allem die 
gute Spürnase, gehören unbedingt da­
zu. "11 Trotz dieser Veränderung bleibt 
eine Kontinuität: Das Wissen und der 
Frust um die Vergeblichkeit der indivi­
duellen Bemühungen. 

Solcherart frustriert ist Duffy von 
Dan Kavanagh in • Vor die Hunde ge­
hen", .Abblocken" und ,Sclueber-City" 
aus dem Haftmanns-Verlag, die nach 
Übernahme des Krimi-Programm durch 
den Heyne-Verlag nun dort weiterhin er­
hältlich sind. Duffy, auch das ist typisch, 
ist Ex-Polizist, lebt in London und ver­
sucht sich als Verkäufer und Jnstailateur 
von Alarmanlagen und als Privatdetek­
tiv. Seine Hilfe: Ein von Abhörangst ge­
triebener Technikfreak und eine Polizi­
stin. Die deprimierenden Geschichten 
von Ungerechtigtkeit, Brutalität, Be­
stechlichkeit im englischen Alltag sind 
nur durch die Schilderung von Duffys 
Macken und durch seine Selbstgespräche 
über die kleinen und großen Probleme 
der Welt zu ertragen: Da wären die Uh­
rentickphobie, die Angst vor· m Fliegen 
oder die Frage aller Waschsalonkunden: 
• Was ist mit der anderen Socke? Wenn 
man vierundzwanzig reintat, bekam man 
dreiundzwanzig zurück ... " Dieser Pri­
vat-Eye ist nicht Abziehbild der Realität, 
aber von solch realistisch-humorvollen 
Macken und Problemen des Alltags ge­
zeichnet, daß die Spannung der Kava­
nagh-Krimis fast schon Nebensache 
wird. 

Conny Lens richtiges, festverschwo­
renes, skurriles Team bringt in den 
Steeler-Str<!l/e-Krimis Verbrecher zur 
Strecke. Mit .Die Sonnenbrillenfrau", 
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• Ottos Hobby", • Casablanca ist weit" 
und .Endstation Abendrot" kämpfen 
Wolli Schröder, Chris Ullmann und 
Benno Korn ständig gegen den drohen­
den Konkurs. Denn Wolli Schröder, der 
Chef, lehnt zwar nie ein Bier, aber fast 
alle Aufträge ab - aus ethischen, morali­
schen, politischen oder sonstwelchen 
Gründen. Die als .bißchen Fakten sam­
meln, bißchen was nachdenken, und 
schon kackt dat Pferd" zusammengefaß-. 
te detektivische Arbeit kämpft auch 
noch gegen die Humorlosigkeit im Kri­
mi und gewinnt. Kein Mord trübt die 
gute, spannende Unterhaltung dieser 
Krimis aus dem Haffmanns-Heyne-Pro­
gramm bei den Versuchen von Men­
schen, sich wirtschaftliche Vorteile zu 
verschaffen, um damit ein besseres Le­
ben zu beginnen. 

Trotz der Konkurrenz von duMont 
und Haffmanns wird die Rowohlt-Thril­
ler-Reihe mit ihrem konstanten Markt­
anteil von schwarzen Bändchen nicht 
nur optisch weiterhin die beherrschende 
Rolle auf dem Krimi-Markt behalten. 
Aber: Mittlerweile kommt Langeweile 
auf - und auch die • Vielfalt von Ge­
schmacksnuancen" täuscht nicht dar­
über hinweg, daß in dieser Reihe nur 
noch zählt, daß man/frau .sich vom ele­
gan'len Ton einer höchst düsteren Un­
terhaltung forttragen läßt. "12 

Ausnahmen bestätigen auch hier die 
Regel: Von Linda Bornes sind mittler­
weile über den Wunderlich-Verlag zu 
RoRoRo-Thriller vier Krimis mit Car­
lotta Carlyle erschienen. Carlotta ist 
eine Privatdetekivin, die ihre Phasen 
ohne Aufträge als Taxifahrerin über­
brückt, sich mit einem Cop in plato­
nischer und einem Mafia-Jüngling in 
nichtplatonischer Beziehung durch un­
terschiedliche Verbrechen schlägt. Ihr 
Team: Der Cop hilft ab und zu, ein ka­
ratekämpfendes Liebspaar ständig. Da­
neben führt sie ein Privatleben als Bas­
ketballerin und als Big Sister, d.h. sie 
kümmert sich per Vertrag um ein Mäd­
chen, deren Entwicklungschancen 
eingeschränkt wären, wenn nur der 
Staat sich um sie kümmern würde: Big 
Sister heißt diese Organisation - eine 
positive, von unten ausgehende 
Alternative zur Angst vor ·dem .Big 
Brother is Watching You". 

Hochhackige Schuhe und 
zuviel Empfindsamkeit ... 

Zumindest die Krimis mit der Figur 
Carlotta Carlyle von Linda Bornes ver-

abschieden sich nicht nur von der männ­
lichen Hauptfigur, sondern präsentieren 
die Rolle der Frau neu, wie sie 
programmatisch mit dem Programm des 
Ariadne-Verlages gefordert wurde. 
• Ganz ausgeschlossen waren damit für 
uns alle Texte, in denen diese zanen Ge­
schöpfe und geborenen Opfer den 
Spannungsrahmen schmücken, schließ­
lich den Helden selbst noch durch eine 
Ohnmacht zur falschen Zeit, hochhacki­
ge Schuhe und zuviel Empfindsamkeit in 
Lebensgefahr bringen, um endlich doch 
gerettet und geheiratet zu werden. "13 

Diese Rolle wird den Frauen, auch in 
einigen als Frauenkrimi bezeichneten, 
noch immer zugemutet. So z.B. bei 
Econ: Durch Verleger Oppenberg über 
die Rheinisch-Westfälische Verlagsge' 
sellschaft" ge~teuert, finden hier Auto­
rinnen aus dem englischen und amerika­
nischen Börsen- und Banker-Milieu die 
Chance, ihre Erfahrungen aus der Wirt­
schaftskriminalität nochmals in Form 
von Buchtantiemen zu verwerten. De­
nise Danks z.B. fällt mit ihrer Heldin 
Georgina Powers durch das Anspruchs­
Raster der Rollenhinterfragung von 
Frauen in Krimis des Ariadne-Verlages 
genauso wie die Heldirmen Smith & 
Wetzon von Annette Meyers, ebenfalls 
bei Econ erschienen. 

Die Rebellion 
der Einzelkä,mpferinnen 

Die moralischen Anschauungen der 
bisher erwähnten Privatdetektivinnen 
sind davon geprägt, daß sie versuchen, 
die (Eigentums-) Interessen der Klienten 
zu vertreten. Die Grenzen ihrer prag­
matischen Auffassung von Recht, Ge­
setz und Unrecht sind erreicht bei 
Mord, bestechlichen Bullen, Vergewalt­
igung und Drogenhandel und sexuellem 
Mißbrauch. Bei solchen Fällen führt der 
Krimi durchweg in den Grenzbereich 
von Rache und Selbstjustiz. 

Gedanken, die in der heutigen Zeit 
auf bedenkliche Zustimmung stoßen 
könnten. Wir (sollten) ja wissen: Die in­
dividuelle Revolte führt in die Sackgas­
se. Aber individuelle Lösungsansätze 
sind aktueller und beliebter als wir es 
uns wünschen. Heute fehlt Vor­
schlägen, die unmittelbar an Einzelhei­
ten ansetzen, die Durchschlagskraft, 
weil sie an der Gesamtrichtung nichts 
ändern. Und Entwürfen, die auf eine 
Änderung der Gesamtrichtung zielen, 
wird mit resignativer Zurückhaltung be­
gegnet. Die Einzelkämpferinnen in der 
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Kriminalliteratur sind deshalb nicht 
mehr ausschließlich tragische Heldin­
nen, sondern zum Teil schon wieder 
Vorbilder für ein Engagement der fal­
schen Art. 

Zwischen Recht haben 
und Recht kriegen steht 
nicht mehr länger das 

Gesetz ... 
sondern nur die personifizierte 

Mischung aus engagierter, sozialkriti­
scher Anwältin mit linker Vergangen­
heit und detektivischem Spürsirm, die 
mit soziologischen Kenntnissen in jeder 
Situation ohne. überzogene Action den 
Mord aufklären und das Verbrechen 
sühnen kann. 

Neil Harnei, die Heldin von Judith 
van Gieson in .Ein Kind aus dem 
Nichts", • Wölfe", .Jagdinstinkt" und 
"Goodbye, Lonnie", kämpft im Südwe­
sten der USA gegen kleingeistige Polizi­
sten, lasche Staatsanwälte und amerika­
nische Borniertheit allgemein . • In unse­
rer Kultur gibt es eine niederschmet­
ternde Botschaft: kein Mensch ist jung 
genug, blond genug, reich genug, 
schlank genug und fit genug, und die 
einzige Möglichkeit, sich ein bißchen 
aufzuwenen, ist, andere nieden.uma­
chen. " Neben solchen Botschaften ist es 
auch hier der Druck des Marktes, daß 
diese Autorin unter dem Label .Frauen­
Krimi" im Bastei-Lübbe Verlag er-

scheint. Die reißerische Werbung (.Die 
Abgründe der weiblichen Psyche - aus­
gelotet werden sie in Krimis ganz eige­
ner Prägung: Frauen, verstrickt in mör­
derisches Geschehen, suchen ihren ei­
genen Weg") sollte nicht von der Lektü­
re abhalten. 

Die Botschaft: • Wer sich richtig ein­
setzt, kann auch in einer ungerechten 
Gesellschaft Gerechtigkeit durchsetzen" 
finden wir bei Francis Fyfield. in .Die­
ses kleine tödliche Messer", .Feuer­
füchse" und .Schatten im Spiegel" - alle 
erschienen bei dtv - kämpft die Staatsan­
wältin Helen West für die wahre Ge­
rechtigkeit. Unterstützt von aufrechten 
Polizisten, die sich der Beschränktheit 
ihrer Möglichkeiten bewußt sind, 
schafft sie es mit rechtsstaatlichen Mit­
teln, das Verbrechen zu sühnen. Und 
dabei noch eine Spannung zu erzeugen, 
die nichts für schwache Nerven ist. 

• Sich als Schuldig erweisen bedeu­
tet, dqß es vor Gericht bewiesen wurde. 
Das hat nichts mit Schuld oder Unschuld 
zu tun. Das ganze ist ein Spiel. Es ist 
schlimmer als ein Spiel. - Das ganze 
verdammte System stimmt nicht . Und 
ich wi,/ßte nicht, wie das jemals geänden 
werden sollte. "' So die in "Katzen­
sprung" und .Jagdtrieb" formulierte 
Position von Shirley Shea - auch be­
kannt als Marion Poster. Einmal nutzt 
die Frau eines Strafverteidigers und ein­
mal eine ermittelnde Polizistin ihr Wis­
sen, um die Art und Weise, wann eine 
polizeiliche Ermittlung abgeschlossen 
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wird. Ihre Frage: Ist Recht durchzuset­
zen mit Gewalt oder mit Mut und Stärke 
und Vertrauen in bestehende Institutio­
nen und Menschen. Das Motto ,Hilf dir 
selbst, sonst hilft Dir keine", baut auf 
der Fragestellung auf: Kann eine patri­
archalisch geprägte Justiz, kann ein 
patriarchalisches Strafrecht die steigen­
de Gewalt gegen Frauen adäquat bestra­
fen? Sind die Urteile gegen die Täter 
nicht immer. eine Verhöhnung der Op­
fer? 

1 Marx, Karl: Der Akkumulationsprozeß des Ka­
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